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Editorial 


Liebe Leser*innen, 


Anfang November 2011, vor über zehn 
Jahren, enttarnte sich der rechtsterro- 
ristische Nationalsozialistische Untergrund 
selbst. Bis heute ist die Aufarbeitung der 
vom NSU begangenen Taten noch lange 
nicht abgeschlossen. Erschwert wird 
diese durch das Schreddern und Weg- 
schließen von Akten und durch die Fest- 
legung der Bundesanwaltschaft auf ein 
Trio. Auch die Bestätigung des milden 
Urteils für den NSU-Helfer Andre Emin- 
ger durch den Bundesgerichtshof Mitte 
Dezember 2021 geht auf diese Bewer- 
tung zurück. Wir möchten an dieser 
Stelle antifaschistischen Initiativen wie 
NSU-Watch für ihre kontinuierliche Auf- 
klärungsarbeit danken. 

Hoffnungen auf ein Ende der Corona- 
Pandemie haben sich auch 2021 nicht er- 
füllt. Die gesundheitlichen, sozialen und 
politischen Folgen sind fatal und ihre 
langzeitigen Entwicklungen noch nicht 
abzusehen. Die in unserer Ausgabe #81 
im Schwerpunkt behandelten Proteste 
von Leugner*innen der Pandemie haben 
sich in Deutschland in den letzten Wo- 
chen intensiviert und radikalisiert. Ins- 
besondere der Glaube an antisemitische 
Verschwörungserzählungen und die zu- 
nehmende Propagierung eines gesell- 
schaftlichen „Endzustands“ machen sie 
zur Gefahr. In Teilen werden sie sogar 
von extrem Rechten angeführt, an den al- 
lermeisten sind extrem Rechte beteiligt. 
Und: Die Pandemie verdeckt viele weitere 
Entwicklungen. Als ab Sommer 2021 Ge- 
flüchtete aufgrund nicht vorhandener le- 
galer Möglichkeiten versuchten, über Be- 
larus nach Polen, also in die EU zu gelan- 
gen, reagierten die deutsche Regierung 
und Teile der Presse mit einer Kriegsrhe- 
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torik und zeigten Desinteresse am 
Schicksal der Menschen. Ignoranz prägte 
auch die Reaktionen auf ein Schiffsun- 
glück im Ärmelkanal, bei dem mindes- 
tens 27 Geflüchtete starben. 

Siehe hierzu den aktuellen Artikel 

von Sascha Zinflou auf lotta-magazin.de. 
In NRW wurde am 15. Dezember das neue 
Versammlungsgesetz im Landtag 
verabschiedet. Dem waren große und 
ausdauernde Proteste von Gewerkschaf- 
ten, Fußball-Fans und sozialen Bewe- 
gungen vorausgegangen. Unter ande- 
rem werden Blockaden neonazistischer 
Aufmärsche mit dem Gesetz faktisch il- 
legalisiert. 

Am 19. Februar 2022 jährt sich zum 
zweiten Mal der rechtsterroristische 
Anschlag in Hanau. Den Opfern Ferhat 
Unvar, Mercedes Kierpacz, Sedat Gür- 
büz, Gökhan Gültekin, Hamza Kurtovid, 
Kaloyan Velkov, Vili Viorel Päun, Said 
Nesar Hashemi und Fatih Saragoglu 


möchten wir gedenken. 


Die LOTTA-Redaktion 


Liebe LOTTA-Abonnent*innen, 


Vielen Dank an alle, die etwas zu dieser 


Ausgabe beigetragen haben. 


Deadline für diese Ausgabe war der 

10. Januar 2022. Erscheinungsdatum ist 
der 31. Januar 2022. Die nächste Ausgabe 
#86 wird am 25. April 2022 erscheinen. 


Erratum 

Leider hat sich in die letzte LOTTA-Aus- 
gabe #84 ein inhaltlicher Fehler einge- 
schlichen. Im Artikel zum „Gruppe S“- 
Prozess in Stuttgart ist im Übergang von 
Seite 22 auf Seite 23 und danach die Rede 
davon, dass der Angeklagte Thomas N. im 
Dezember 2019 den Angeklagten Marcel 
W. für die Chatgruppe „Heimat“ der 
„Gruppe S“ rekrutiert hätte. Das ist 
falsch, Marcel W. aus Pfaffenhofen an der 
Ilm gehörte zu diesem Zeitpunkt der 
Gruppe längst an. Stattdessen telefonier- 
te Thomas N. mit einem Bekannten, ei- 
nem Marcel W. aus Bodenwerder, der 
aber trotz der Bemühungen von N. nicht 
zur „Gruppe S“ stieß. Wir bitten, diesen 
Fehler zu entschuldigen. 


wir haben zwei Bitten an euch. Zum einem fänden wir es traumhaft, wenn 


ihr kurz Bescheid sagen würdet, wenn ihr umzieht. Es kommen von jeder 


verschickten Ausgabe um die 20 Sendungen zurück, was Arbeitszeit (neue 


Adressen anfragen und erneut verschicken) und auch Geld kostet. Nicht gut! 


Womit wir bereits beim zweiten Punkt wären. Vielen Sendungen mit dieser 


LOTTA-Ausgabe liegen Rechnungen bei, teilweise auch Zahlungserinnerun- 


gen. Weitere Rechnungen verschicken wir per E-Mail. Ihr ahnt, worum es 


gehen könnte. Genau: bitte zeitnah bezahlen oder — wenn es mal gar nicht 
gehen sollte: Kontaktiert uns bitte via lotta-vertrieb@nadir.org, um eine 


Absprache zu treffen. Vielen Dank! 
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Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) will bis Ostern einen 
„Aktionsplan gegen Rechtsextremismus“ auf den Weg bringen. 


Aufstand der Anständigen 2.0? 


Der Koalitionsvertrag der Ampel 


Die geplanten Reformen der neuen Koalition dürften das Leben in 
Deutschland in mancherlei Hinsicht etwas angenehmer machen. 
Schön wird es dadurch noch lange nicht. 


Mit dem Ende der Großen Koalition und 
der Kanzlerinnenschaft Angela Merkels 
schließt eine Regierungsperiode ab, der 
man kaum hinterhertrauern kann. Ex- 
emplarisch für diese Ära steht etwa die 
Abschottung Europas vor Asylsuchen- 
den, eine Konzept- und Tatenlosigkeit 
angesichts steigender rechter Gewalt 
oder das systematische Negieren struk- 
tureller Demokratiedefizite bei Polizei- 
und Verfassungsschutzbehörden — um 
nur ein paar Beispiele zu nennen. Die 
neugewählte Regierungskoalition von 


SPD, Grünen und FDP versucht sich nun 
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als progressive „Reformregierung“ zu 


positionieren. 


Eine neue Innenpolitik? 

Die Vorstellungsrede der neuen Bundes- 
innenministerin, der hessischen SPD-Po- 
litikerin Nancy Faeser, ließ viele aufhor- 
chen. Nicht nur weil sie als erste Frau 
dieses Amt ausführt, sondern weil sie im 
Gegensatz zu ihrem rechtspopulisti- 
schen Vorgänger Horst Seehofer, der 
sich gerne Autokraten wie Viktor Orbän 
anbiederte und sich vor allem durch das 


Schüren rassistischer Ressentiments in 


Szene setzte, den „Kampf gegen Rechts- 
extremismus“ als ihr Kernanliegen be- 
nannt hat. Auch im Koalitionsvertrag 
wird die extreme Rechte als „größte Be- 
drohung“ der Demokratie ausgemacht. 
In den letzten 20 Jahren wurde diese vor 
allem bei islamistischen Bewegungen 
verortet. Welche Maßnahmen aber kon- 
kret ergriffen werden sollen, bleibt of- 
fen. Diese Verlautbarungen erinnern an 
den vom damaligen Kanzler Gerhard 
Schröder (SPD) beschworenen „Aufstand 
der Anständigen“ gegen rechte Gewalt 
im Jahr 2000, auf den allerdings keine 
nachhaltige Politik folgte. Stattdessen 
ignorierten Sicherheitsbehörden rechte 
Terrornetzwerke wie den NSU und 


drangsalierten die Familien der Opfer als 
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Der Koalitionsvertrag der Ampel 


vermeintliche Kriminelle. Damals spra- 
chen viele Medien von einer „Türken- 
Mafia“, die für die Morde des NSU ver- 
antwortlich wäre. Heute würde man den 
rassistischen Begriff „Clankriminalität“ 


bevorzugen. 


Die Polizei bleibt Teil 

des Problems 

Ein nennenswertes Versprechen der Ko- 
alitionär_innen ist die Erfassung von 
„Hasskriminalität“ gegen Frauen und 
queere Menschen in Kriminalitätsstati- 
stiken, was eine bessere Datengrundlage 
zur weiteren Problematisierung patriar- 
chaler Gewaltverhältnisse böte. Verspro- 
chen wird auch die verlässliche Finan- 
zierung von Frauenhäusern und eine 
Strategie gegen Gewalt an Frauen, die 
Betroffenenrechte in den Mittelpunkt 
stellt. Inwiefern aber Polizeibeamt_in- 
nen über die nötige Ausbildung verfü- 
gen werden, um Betroffene adäquat zu 
betreuen und gegen sie begangene 
Straftaten zu verfolgen, bleibt fraglich. 
Denn fünf Jahre nach der Verschärfung 
des Sexualstrafrechts fühlen sich Polizei 
und Justizbehörden weiterhin häufig 
nicht dazu bemüßigt, Anzeigen wegen 
Sexualstraftaten aufzunehmen, ge- 
schweige denn Ermittlungen. 

Eine größere Reform zu Abtreibungs- 
rechten wird es mit der neuen Koalition 
nicht geben. Allerdings soll das Werbe- 
beziehungsweise Informationsverbot zu 
Schwangerschaftsabbrüchen aufgeho- 
ben und deren Durchführung Teil der 
medizinischen Ausbildung werden. 

Im Koalitionsvertrag wird zudem eine 
Kennzeichnungspflicht für (Bundes-)Po- 
lizeibeamt*innen und die stärkere Un- 
terrichtung in demokratischen Werten 
während der Ausbildung versprochen. 
Eine ausreichende Antwort auf verstärk- 
te Kritik an rechten Strukturen in allen 
Sicherheitsbehörden und (rassistischer) 
Polizeigewalt ist das mitnichten. Die Ko- 


alitionär_innen machen sich stattdessen 
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weiterhin für Sicherheitspolitik unter 
dem Codewort „Clankriminalität“ stark 
und benennen es als Schwerpunkt ihrer 
Kriminalitätspolitik. Dieses Kalkül dürfte 
aufgehen, denn kaum eine andere rassi- 
stische Erzählung findet so breite Ak- 
zeptanz innerhalb der Bundesrepublik. 
Dass Polizeibehörden mit stark aufge- 
bauschten und irreführenden Zahlen ar- 
beiten, interessiert dabei nicht. Die da- 
mit einhergehende Kriminalisierung 
von Shishabars bereitete mit das Funda- 
ment für den rassistischen Massenmord 
in Hanau im Februar 2020. Das Verspre- 
chen einer „diversitätsorientierten Stel- 
lenbesetzungsoffensive“ wird bei dieser 
Schwerpunktsetzung nichts an beste- 
henden rassistischen Einstellungen und 
Strukturen bei der Polizei verändern. 
Zehn Jahre nach der Selbstenttarnung 
des NSU hat sich an deren Arbeitsweise 
nichts verändert. Die neue Innenmini- 
sterin Faeser hat sich als Politikerin bis- 
her stets unkritisch gegenüber struktu- 
rellen Problemen bei der Polizei gege- 
ben und ist selbst Mitglied im Arbeits- 
kreis Sozialdemokraten in der Polizei. 


Eine Prise 
(Staats-)Bürgerrechte 

Ein wichtiges Bekenntnis der neuen 
Regierung ist die Förderung der Bürger- 
rechte von queeren Menschen und trans 
Personen. So wird nicht nur ein „Akti- 
onsplan für Akzeptanz und Schutz sexu- 
eller und geschlechtlicher Vielfalt“ etwa 
durch die Förderung von Bildungspro- 
grammen an Schulen versprochen, son- 
dern auch ein Ende der staatlichen Gän- 
gelung von trans Personen. Das aktuelle 
„Transsexuellengesetz“ soll durch ein 
„Selbstbestimmungsgesetz“ ersetzt und 
die Kosten geschlechtsangleichender 
Behandlungen durch die gesetzlichen 
Krankenkassen getragen werden. Zudem 
soll es einen Entschädigungsfonds für 
trans und inter Personen, die Opfer von 


bisher gesetzlich erlaubten Körperver- 


GESELLSCHAFT 


letzungen oder Zwangsscheidungen 
sind, geben. Das Blutspendeverbot für 
Homosexuelle und trans Personen soll 
endlich abgeschafft werden. 

Im Kontrast zum abstammungsbasierten 
Staatsbürgerverständnis der CDU trägt 
die neue Regierung der demographi- 
schen Realität in der Bundesrepublik 
endlich Rechnung und verspricht eine 
Reform des Einwanderungs- und Staats- 
bürgerrechts. Neben der Akzeptanz von 
Mehrfachstaatsangehörigkeiten wird 
auch ein schnellerer Zugang zu Nieder- 
lassungserlaubnissen und Einbürgerung 
nach drei bis fünf Jahren angestrebt. 
Auch die Vergabe von Aufenthaltsvisa 
soll ausgeweitet werden. Diese längst 
überfälligen Reformen könnten vielen 
helfen, die in diesem Land seit vielen 
Jahren ohne klare Aufenthaltsperspekti- 


ve leben müssen. 


Flucht und Asyl 

Positiv hervorzuheben ist die vorgese- 
hene Aufhebung des Arbeitsverbots für 
Menschen mit laufenden Asylverfahren, 
denen hierdurch endlich durch legale 
Anstellungsverhältnisse eine Lebensper- 
spektive eröffnet wird. Aufhorchen lässt 
aber auch die Ankündigung „irreguläre 
Migration wirksam reduzieren“ und 
„Schleuserkriminalität“ bekämpfen zu 
wollen, während man sich gleichzeitig 
nicht durch die Aufnahme von schutzsu- 
chenden Menschen „erpressbar“ ma- 
chen wolle. Trotz des unkonkreten Ver- 
sprechens, die Aufnahme von Geflüchte- 
ten auf europäischer Ebene regeln zu 
wollen, scheint die neue Regierung die 
bisherige Abschottungspolitik der Gro- 
Ben Koalition gegen Schutzsuchende 
fortzusetzen. Das Bekenntnis zum Prin- 
zip der Seenotrettung ist erfreulich, 
allerdings wird hier nur zu einem der 
ältesten Grundsätze der Seefahrt zu- 
rückgekehrt: andere nicht ertrinken 

zu lassen. Eine humanitäre Asylpolitik 


sähe anders aus. 
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SCHWERPUNKT 


Von Britta Kremers 


Ostdeutschland 
rechtsaußen?! 


Eine Einleitung in den Schwerpunkt 


Bei der Betrachtung des öffentlichen 
und politischen Diskurses über „Rechts- 
extremismus“ dauert es nicht lange, bei 
dem Klischee zu landen, dieser sei doch 
vornehmlich ein „ostdeutsches“ Pro- 
blem. Gerade in den 1990er Jahren wa- 
ren die Bilder von Gewaltexzessen wie in 
Rostock-Lichtenhagen und Hoyerswerda 
medial omnipräsent. Auch die Heraus- 
bildung einer gewaltbereiten neonazisti- 
schen Szene nach der Wiedervereini- 
gung sorgte in vielen Regionen auf dem 
ehemaligen Gebiet der DDR für ein Kli- 
ma der Angst, was in den letzten Jahren 
unter dem Namen „Baseballschlägerjah- 
re“ von Betroffenen eindrücklich be- 
schrieben wurde. 

Spätestens nach den rassistischen Aus- 
schreitungen in Heidenau, Freital oder 
Chemnitz, mit der Entstehung von PEGI- 
DA sowie den Wahlerfolgen der AfD mit 
dezidiert völkisch-nationalistischen 
Landesverbänden in Thüringen und 
Sachsen zieht sich eine erneute Debatte 
um die Spezifika der extremen Rechten 
in „Ostdeutschland“ durch die letzten 
Jahre. 

Auch innerhalb der extremen Rechten 
wird eine Diskussion geführt, ob west- 
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deutsche „multikulturelle“ Großstädte 
„verloren“ seien und ob man sich im 
Osten oder vielmehr in „Mitteldeutsch- 
land“ ansiedeln solle. Dabei wird eine 
Art Sehnsuchtsort vom Osten als das 
„deutschere Deutschland“ gezeichnet. 
Projekte wie die neonazistische Initiative 
Zusammenrücken sind ein Ausdruck die- 
ser Entwicklung 

Gibt es „den Osten“ überhaupt oder be- 
darf es nicht vielmehr eines differen- 
zierteren Blickes auf Entwicklungen in 


Einleitung 


ländlichen und urbanen Räumen zwi- 
schen Ostsee und Sächsischer Schweiz? 
In dem vorliegenden Schwerpunkt wol- 
len wir nach den Bedingungen fragen, 
auf denen der „Erfolg“ der Rechten im 
Osten gründet. Dabei geht es nicht um 
die altbekannte „westdeutsche Entlas- 
tungsstrategie“ einer Verlagerung des 
Problems „Rechtsextremismus“. Viel- 
mehr möchten wir antifaschistischen 
Perspektiven und Stimmen aus dem Os- 


ten dabei einen Raum geben. 


Im Opener des Schwerpunktes gibt Marcel Hartwig einen Überblick über 


die Entwicklung und Wirksamkeit der extremen Rechten auf dem 


Gebiet der ehemaligen DDR ........nnn 
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In Mittelsachsen hat sich in den vergangenen Jahren ein Netzwerk völkischer 


Neonazi-Familien angesiedelt. Die dahinter liegende Strategie und Struktur 


der „Initiative Zusammenrücken“ beleuchtet Johannes Grunert ...... Seite 11 


Sebastian Friedrich und Volkmar Wölk skizzieren die Entwicklung, 
Erfolgsbedingungen und Grenzen der AfD im Osten....uusneunssennseonessennnseunsseunessenn Seite 14 


Mit zwei Vertreter*innen des Netzwerk Polylux hat Johannes Hartwig über 


den Support und die Herausforderungen antifaschistischer Arbeit 


in Ostdeutschland gesprochen .....u.nun.. 
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Von Marcel Hartwig 





















































Brauner Osten? 


Warum die extreme Rechte in Ostdeutschland eine 
höhere politische Wirksamkeit als im Westen entfaltet 


Hohe Wahlerfolge der AfD in Sachsen und Thüringen, erfolgreiche 
rassistische Mobilisierungen gegen Geflüchtete, PEGIDA, die schweren 
Gewalttaten und Pogrome von Neonazis in Rostock-Lichtenhagen 

und Hoyerswerda, die Omnipräsenz einer rechten Jugendkultur in den 
1990ern mit Schwerpunkt in der ehemaligen DDR und die aktuelle 
Etablierung neonazistischer Strukturen und Leuchtturmprojekte in 
diesem Bereich. All das sorgte und sorgt dafür, dass die extreme Rechte 
seit Jahren als ein „Ostproblem“ gesehen wird. Wo und warum konnte 
und kann die extreme Rechte in Ostdeutschland eine höhere politische 
Wirksamkeit als im Westen entfalten? Wie valide ist die These vom 
„Ostproblem“? Oder geht es hier eher um Entlastung für „den Westen“? 


Michael Kühnen war begeistert. Anfang 
Januar 1990, wenige Wochen nach dem 
Fall der Mauer, war er auf Erkundungs- 
tour durch die im Zerfall befindliche 
DDR. Im thüringischen Mühlhausen und 


in Dresden traf Kühnen mit Kameraden 
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aus dem Osten zusammen und stellte die 
soeben in der DDR durchgesetzte Ver- 
sammlungsfreiheit auf die Probe. Bereit- 
willig bahnten die Volkspolizisten dem 
Neonazi aus dem Westen und seinen Ka- 


meradInnen den Weg durch die Dres- 














dner Innenstadt, während sie „Sieg heil“ 
und „Deutschland erwache“ riefen. 

In der Folgezeit traten Neonazis auf den 
Montagsdemonstrationen auf und war- 
ben dort um Anhängerschaft. Doch der 
Versuch, das auf dem Gebiet der DDR 
vorhandene Potential (partei)-politisch 
in den Wirren des Umbruchs im Osten 
zu organisieren, scheiterte zunächst. 


Extrem rechte Jugendkultur 
und militanter Neonazismus 
Nicht Parteien prägten das Bild der ex- 
tremen Rechten in Ostdeutschland in 
den Jahren nach der Wiedervereinigung, 
sondern rassistische Gewaltexzesse bis 
dahin nicht gekannten Ausmaßes. Bis 
Mitte der 1990er Jahre etablierte sich in 
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Foto: Johannes Grunert 





SCHWERPUNKT 


Ostdeutschland eine rechte Jugendkul- 
tur, die über Gewalt und Dominanz auf 
der Straße eine zeitweilige Hegemonie 
ausübte. Es waren westdeutsche Struk- 
turen, wie die Label Rock-O-Rama aus 
Köln oder Funny Sounds aus Düsseldorf, 
welche die Tonträger mit dem Sound- 
track des Neonazismus lieferten. Schnell 
jedoch bildeten sich lokale Szenen in na- 
hezu allen Orten der ehemaligen DDR. 
Bands gründeten sich, Konzerte wurden 
veranstaltet. Es entwickelte sich gerade 
im Osten eine omnipräsente Lebenswelt, 
in der zehntausende junge Menschen 
sozialisiert wurden — Nationalismus, 
Rassismus und ein positives Bild des Na- 
tionalsozialismus inklusive. Dass heute 
ein Großteil der Label des RechtsRock in 
Sachsen, Brandenburg und vor allem in 
Thüringen ansässig sind, ist Ausdruck 
dieser Entwicklung. Die meisten der Be- 
treibenden entstammen der Altersko- 
horte jener, die in den 1990er Jahren in 
der extremen Rechten politisiert wur- 
den. Dabei kam die Netzwerkstruktur, in 
die die Akteure sich einbringen konnten, 
der Organisationsskepsis auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR entgegen. Der 
Übergang zwischen neonazistischer Ju- 
gendkultur und militantem Neonazis- 
mus war fließend. Und auch die po- 
gromartigen rassistischen Angriffe von 








Hoyerswerda und Rostock-Lichtenhagen 
bedurften keiner straffen Organisation 
durch neonazistische Kader. Sie fußten 
auf der Dynamik rassistischer Einstel- 
lungen und Stimmungslagen der Zeit. 
Erst in der Folge des Aufstiegs einer 
extrem rechten Jugendkultur, ihrer Ver- 
ankerung und der damit einhergehen- 
den Gewalttaten etablierte sich in den 
1990er Jahren mit der NPD in Ost- 
deutschland erstmals eine extrem rech- 
te Partei auch parlamentarisch. 

Ende der 1980er Jahre hatte sich in der 
DDR eine informelle neonazistische Sze- 
ne gebildet, die erstmals in der Nach- 
kriegszeit offensiv und gewalttätig auf- 
trat. Der Tabubruch bestand darin, dass 
es in der ihrem Selbstverständnis nach 
antifaschistischen DDR offiziell keine Er- 
scheinungsformen des Neonazismus ge- 
ben durfte. Den Mangel an legalen orga- 
nisierten Strukturen wusste die rechte 
Szene durch extreme Gewaltbereitschaft 
und eine Strategie der Raumnahme auf 
der Straße auszugleichen. Das bis zur 
Mitte der 90er Jahre reichende Fehlen 
eines staatlichen Gewaltmonopols gab 
rechten GewalttäterInnen einen Frei- 
raum, von dessen Existenz sie bis heute 
profitieren. Diese Gewaltbereitschaft 
und die Fähigkeit zur Mobilisierung auf 
der Straße bilden eine Kontinuität der 


Brauner Osten? 


extremen Rechten im Osten. Die poli- 
tisch wirksame Ausübung kollektiver 
rechter Gewalt reicht von Hoyerswerda 
1991 bis zu den Ereignissen in Chemnitz 
2018. 


Mentalitätsgeschichtlicher 
Hintergrund 

Die extreme Rechte im Osten agiert seit 
der Wiedervereinigung erkennbar vor 
einem anderen zeit- und mentalitätsge- 
schichtlichen Hintergrund als in West- 
deutschland. Die Jahre der gesellschaftli- 
chen Transformation Ostdeutschlands 
brachten für das Leben der Menschen 
im Osten umfassende kollektive und bio- 
grafisch wirksame Umbrüche in allen 
Bereichen des Lebens mit sich, von der 
Berufsausübung bis zum Mietvertrag. 
Alle nur denkbaren Parameter des Le- 
bens änderten sich grundsätzlich inner- 
halb weniger Monate. Bisherige Lebens- 
entwürfe und die Werteordnung der Ge- 
sellschaft wandelten sich. 

In der ideologischen Reflexion ostdeut- 
scher Gesellschaft als politischem Ort 
spielen zudem Faktoren wie der in Ost- 
deutschland geringere Anteil von Mi- 
grant*innen an der Bevölkerung, die 
weitgehende Abwesenheit einer Ameri- 
kanisierung der Kultur nach dem Krieg 
und die Fortexistenz eines spezifischen 





Kontinuität rassistischer Mobilisierungen von Hoyerswerda 1991 bis Freital 2015. 
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deutschen Nationalismus’ in der DDR 
eine zentrale Rolle. Die frühere DDR und 
das heutige Ostdeutschland sind in vie- 
lerlei Hinsicht stärker von deutschen 
Traditionen in der Gesellschaft geprägt 
als der Westen. Dies fand nicht nur in 
der offiziellen Kulturpolitik der DDR 
Ausdruck, sondern auch in der Fort- 
schreibung deutscher/ preußischer 
Mentalitätsbestände in der Alltagskul- 
tur. Disziplin, (Unter)Ordnung und Auto- 
ritätshörigkeit standen in der DDR etwa 
in der Schule mindestens ebenso hoch 
im Kurs wie die Erziehung zum Sozialis- 
mus. Die Mehrheit der ostdeutschen Ge- 
sellschaft grenzte sich kulturell und po- 
litisch deutlich von der sowjetischen Be- 
satzungsmacht, der offiziell propagier- 
ten Freundschaft zur Sowjetunion und 
ihrer Einflussnahme auf die Alltagskul- 
tur des Landes ab. Eine Pluralisierung 
gesellschaftlicher Konventionen im Sin- 
ne einer kulturellen Öffnung, wie im 
Westen ab Mitte der 1960er Jahre vollzo- 
gen, wurde in der DDR nach 1966 bzw. 
1968 rabiat von oben abgebrochen. Au- 
toritäre Unduldsamkeit gegenüber For- 
men kultureller Abweichung war bis in 
die 1980er Jahre prägend. Dies spiegelt 
sich seit langem in den Ergebnissen der 
Einstellungsforschung wider. Regelmä- 
Big erzielen autoritäre, regressive und 
rassistische Einstellungsmuster in Ost- 
deutschland evident höhere Zustim- 
mungswerte als im Westen. In der Praxis 
schlägt sich dies in einem Klima der Un- 
duldsamkeit und Intoleranz gegenüber 
Migrant*innen und Menschen mit von 
den ostdeutschen Normalitätsvorstel- 
lungen abweichenden Lebensformen 
nieder. Als eine Erklärung für die im Os- 
ten höheren Zustimmungswerte zu 
rechten und extrem rechten Items dien- 
ten nicht die realen Lebensbedingungen 
in der DDR, sondern ideologisch aufgela- 
dene Erklärungen, die den Staat der DDR 
auf allen Ebenen diskreditieren sollten. 


Christian Pfeiffer, Kriminologe aus Han- 
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nover, behauptete, die extrem rechten 
Orientierungen der ehemaligen DDR- 
Bürger*innen lägen darin begründet, 
dass diese in den Kinderkrippen als 
Kleinkinder nebeneinander auf dem 
Topf saßen. So seien autoritäre Denk- 
strukturen entstanden, ein individueller 
freier Geist wie im Westen habe sich so 
nicht entwickeln können. Obwohl solche 
unterkomplexen Erklärungen große Po- 
pularität genossen, sind sie sozialwis- 
senschaftlich nicht haltbar. 


Politische 
Handlungsspielräume 

Ob Björn Höcke oder Götz Kubitschek — 
auffällig viele führende Protagonisten 
der in Ostdeutschland erfolgreich agie- 
renden extremen Rechten kommen aus 
dem Westen. Im Osten fanden sie, was 
ihnen im Westen versagt blieb: politi- 
sche Handlungsspielräume und Gehör in 
der Gesellschaft. 

Ein Grund für den Erfolg der extremen 
Rechten in Ostdeutschland liegt darin, 
dass die geringere Bindekraft des als 
westdeutsch wahrgenommenen politi- 
schen Systems gesellschaftspolitisch lee- 
re Räume schafft, die die extreme Rech- 
te besetzt. Wo es bedingt durch Abwan- 
derung und Strukturschwäche an sozio- 
kultureller Infrastruktur mangelt, Teile 
des öffentlichen Lebens zum Erliegen 
kommen, ebendort erlangt einen Bedeu- 
tungszuwachs, wer sinnstiftende Ange- 
bote unterbreitet und an Mentalitäten 
und Traditionen anknüpfen kann. 
Zudem bieten verhältnismäßig günstige 
Immobilienpreise extrem rechten Prota- 
gonistInnen in ländlichen Regionen des 
Ostens umfassende Entfaltungsmöglich- 
keiten, fernab einer kritischen Öffent- 
lichkeit oder antifaschistischer Inter- 
vention. Bürgermeister*innen kleiner 
ostdeutscher Gemeinden sind froh, 
wenn der leerstehende Gasthof des Or- 
tes an Menschen geht, die diesen wieder 


aufbauen und sich zudem willig in die 
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Dorfgemeinschaft im Dreieck zwischen 
Feuerwehr, Heimatverein und der Mit- 
wirkung am Osterfeuer einfügen. Dass es 
sich dabei um Neonazis oder andere ex- 
trem rechte ProtagonistInnen handelt, 
spielt so lange keine Rolle wie sich diese 
adäquat zum dörflichen oder kleinstäd- 
tischen Sozialraum verhalten. Umge- 
kehrt achten extrem rechte Strukturen 
in der Regel sehr genau darauf, in ihrem 
unmittelbaren Umfeld nicht negativ auf- 
zufallen. So gelang es neonazistischen 
Organisationen bereits in den frühen 
90ern, im Osten Immobilien zu nutzen 
und um diese herum Szenen zu etablie- 
ren. Beispielhaft seien hier nur der Na- 
tionale Jugendblock in Zittau oder das 
„Haus Montag“ in Pirna benannt. 


Westdeutsche Importware 

Die Präsenz aus dem Westen stammen- 
der Kader führte zu dem in der Ost- 
deutschland-Debatte wiederkehrenden 
Vorwurf, der ostdeutsche Rechtsextre- 
mismus sei im Kern westdeutsche Im- 
portware. Diese Argumentation wird 
gern zur Entlastung der Verantwortung 
der Ostdeutschen für extrem rechte Er- 
folge im Osten herangezogen. Das Argu- 
ment, eigentlich sei die Entwicklung der 
extremen Rechten von Wessis gesteuert, 
reicht bis in die Zeit der DDR zurück, de- 
ren Propaganda verkündet hatte, die Ur- 
sache für das Erstarken einer neonazisti- 
schen Skinhead-Szene sei im Westen zu 
suchen. Es ist zutreffend, dass es zahlrei- 
che extrem rechte Führungspersonen in 
Ostdeutschland gibt, die im Westen so- 
zialisiert wurden. Doch den gesellschaft- 
lichen Resonanzraum und eine Anhän- 
gerschaft für ihre rechten Inhalte finden 
sie unter Ostdeutschen. Zudem ignoriert 
diese Argumentation die zahlreichen 
Akteure der extremen Rechten, die in 
der DDR aufwuchsen, dann nach der 
„Wende“ auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR blieben und heute wichtige Berei- 


che der extremen Rechten, wie bei- 
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spielsweise den Markt extrem rechter 
Musik, prägen. 

Die Bereitschaft der Ostdeutschen, sich 
selbstkritisch mit der Kontinuität der 
extremen Rechten zwischen Erzgebirge 
und Ostsee zu beschäftigen, ist nicht ge- 
rade ausgeprägt. Dies musste im Früh- 
jahr 2021 der Ostbeauftragte der damali- 
gen Bundesregierung, Marco Wander- 
witz (CDU), erfahren, als er im politi- 
schen Raum aussprach, was gesicherte 
sozialwissenschaftliche Erkenntnis ist: 
extrem rechte Einstellungen und Ver- 
haltensweisen stoßen in Ostdeutschland 
nicht auf gesellschaftliche Ächtung, son- 
dern unter dem Schutzschirm der Mei- 
nungsfreiheit auf Akzeptanz und Nor- 
malisierung. Dass die extreme Rechte 
und ihre politische Praxis in Ostdeutsch- 
land über drei Jahrzehnte verharmlost, 
kleingeredet und geduldet wurde, stat- 
tete sie mit jenem Selbstbewusstsein 
aus, mit welchem sie heute in Gestalt 
etwa der Freien Sachsen im Zuge der Pro- 
teste gegen die Corona-Maßnahmen 
auftritt. Die sächsische Landespolitik hat 
es über Jahrzehnte versäumt, dem rech- 
ten Block in der Gesellschaft Grenzen zu 
setzen. Das dominante Auftreten der ex- 
tremen Rechten gerade in Sachsen hat 
seine Quelle im Zusammenspiel einer 
systematischen Verharmlosung der ex- 
tremen Rechten durch die seit 30 Jahren 
dort regierende CDU und die von ihren 
Gefolgsleuten besetzte Verwaltung und 


Polizei. 


Ost ist nicht gleich Ost 

Der Osten ist kein monolithischer Block. 
Es gibt mit Leipzig, Jena, Potsdam und 
Rostock Städte, deren Sozialstruktur be- 
dingt durch Universitätsstandorte der 
westdeutscher Großstädte nicht unähn- 
lich ist. Andererseits gibt es in Sachsen, 
Thüringen und Sachsen-Anhalt Regio- 
nen, in denen ein rechter gesellschaftli- 
cher Block eine Hegemonie ausübt, de- 


ren Wirkungsmacht weit über nominelle 
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parlamentarische Mehrheiten für die in 
Sachsen rechtskonservative CDU und die 
völkisch-nationalistische AfD hinaus in 
den vorpolitischen Raum der regionalen 
politischen Kultur reicht und etwa ju- 
gend- und soziokulturellen Zentren in 
Kleinstädten das Leben schwer macht. 
Dies hat im Alltag zur Folge, dass die ge- 
sellschaftliche Linke unter einem per- 
manenten Rechtfertigungsdruck steht, 
der von einem medialen Linksextremis- 
musverdacht bis hin zu offener Repres- 
sion reicht. 

Öffentlich wahrnehmbar wird dieser 
rechte Block in den in Sachsen bereits 
2013 einsetzenden rassistischen Mobili- 
sierungen gegen Geflüchtete, den beson- 
ders starken Protesten gegen die Coro- 
na-Maßnahmen der Bundes- und Lan- 
desregierung und der weitgehenden 
Normalisierung der AfD im politischen 
Betrieb. Das Milieu derer, die den autori- 
tär-regressiven Protest in Ostdeutsch- 
land tragen, ist weitgehend stabil und in 
sich geschlossen. Das seit 2013 zu beob- 
achtende offensive Zugehen der CDU- 
Regierungen Ostdeutschlands auf diesen 
rechten Block in Gestalt einer Rhetorik 
des Dialogs mit „besorgten Bürgern“ 
stärkt diesen, bindet ihn aber nicht, wie 
von der CDU erhofft, an sie. Vielmehr 
verschafft dies der AfD und ihrem politi- 
schen Vorfeld Reichweite und Legitimi- 
tät, indem eindeutig extrem rechte Posi- 
tionen als „konservativ“ geführt wer- 


den. 


Ausblick 

Von den zeitgeschichtlich bedingten Un- 
terschieden abgesehen profitiert die ex- 
treme Rechte in Ostdeutschland von den 
Faktoren gesellschaftlicher Entwicklung 
wie der anhaltenden Abwanderung, ei- 
ner schwach aufgestellten demokrati- 
schen Kultur und den vielfältigen poli- 
tisch erzwungenen Abbrüchen emanzi- 
patorischer Traditionen. Es besteht die 
reale Gefahr, dass Ostdeutschland zum 
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Testfeld für extrem rechte Realpolitik 
wird oder schon geworden ist. Hinge- 
wiesen sei hier nur auf die neonazisti- 
schen Großkonzerte, welche im thürin- 
gischen Themar oder im sächsischen 
Ostritz mit teils mehreren tausend Zu- 
schauer*innen stattgefunden haben. Die 
Gefahr besteht jedoch nicht in erster Li- 
nie in einer Re-Inszenierung des Natio- 
nalsozialismus. Die extreme Rechte fin- 
det in Ostdeutschland ein Terrain vor, 
auf dem sie auszuprobieren trachtet, 
was sie dem Ziel näher bringt, politische 
Verhältnisse einer autoritären Formie- 
rung wie in Ungarn oder Polen zu etab- 
lieren. Besonders hinzuweisen ist hier 
auf die Nähe einzelner Akteure der CDU 
und der AfD, welche zumindest eine 
punktuelle Zusammenarbeit propagie- 
ren. So erwogen CDU-Politiker in Sach- 
sen-Anhalt mehrfach offen eine Koope- 
ration mit der AfD. Ein rechts-autoritä- 
rer gesellschaftlicher Rollback, so ist in 
den programmatischen Aussagen der 
AfD und ihres „neurechten“ Umfeldes zu 
lesen, soll in Ostdeutschland seine Basis 
finden. 

Gegen eine monolithische Sicht auf den 
Osten sprechen die Erfahrungen im Um- 
gang mit der extremen Rechten in den 
vergangenen zehn Jahren. Scheiterte 
mit dem Trauermarsch in Dresden doch 
der bedeutendste Aufmarsch der extre- 
men Rechten ab 2010 am massiven Wi- 
derstand. Das neofaschistische „Fest der 
Völker“, welches zwischen 2005 und 
2007 in Jena stattfand, wurde auf Grund 
starker antifaschistischer Proteste in 
den Jahren 2008 und 2009 verlegt, bis es 
gänzlich eingestellt wurde. Die antifa- 
schistische Initiative Polylux macht Ini- 
tiativen, Gruppen und Einzelpersonen 
im Osten sichtbar, die sich gegen den 
rechten Block stemmen. (vgl. S. 18 ff.) 
Diese zu unterstützen, hilft jenen, die in 
den ländlichen und kleinstädtischen 
Kontexten Ostdeutschlands antifaschis- 
tisch aktiv sind. 
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Von Johannes Grunert 


Siedler*innenhof im Dorf Nicollschwitz im Landkreis Mittelsachsen. 


„Die Volkssubstanz 
bewahren“ 


Die „Initiative Zusammenrücken in Mitteldeutschland“ 


In Mittelsachsen hat sich in den vergangenen Jahren ein Netzwerk 
völkischer Neonazi-Familien angesiedelt. Zusammen werben sie für den 
Zuzug westdeutscher Neonazis in Ostdeutschland. Ihr Projekt genießt in 
der Szene hohes Ansehen. Obwohl sie ihr Netzwerk größer aussehen 
lassen als es ist, geht ihre Strategie in Teilen auf und die Siedler*innen 


werden zunehmend zu einer Gefahr. 


Mit seinen hohen Mauern und den mas- 
siven Toren ähnelt der Hof der Familie 
Strauch einer Festung. Vater Dankwart 
Strauch leitet von dem ehemaligen Bau- 
erngut im 150-Einwohner*innen-Dorf 
Naunhof nahe der sächsischen Stadt 
Leisnig aus ein Geflecht von Verlagen 
und Vertrieben für neonazistische Lite- 
ratur. „Warum biologische Lebensgestal- 
tung”, „Der Totale Krieg” und „Das Or- 
ganisationsbuch der NSDAP” sind Bei- 
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spiele für die zahllosen Buchtitel, die er 
vertreibt. Dankwart Strauch und seine 
Frau Bente Strauch zogen 2015 mit ihren 
fünf Kindern in den kleinen Ort an der 
A14 zwischen Dresden und Leipzig. Die 
Familie wohnte vorher in Schleswig- 
Holstein und zählt zu den sogenannten 


völkischen Siedler*innen. 





Zugezogen 

Die Strauchs waren mit die ersten, die 
kamen. Heute wirbt die neonazistische 
Siedler*innen-Initiative Zusammenrücken 
in Mitteldeutschland gezielt um Menschen 
wie die Strauchs: Junge Familien mit ge- 
festigter nationalsozialistischer Einstel- 
lung, die das Leben in Westdeutschland 
nicht mehr hinnehmen wollten, da 
selbst ländliche Gegenden „überfrem- 
det“ seien, wie es bei der Initiative 
heißt. Nach den Strauchs kamen weitere 
Familien. In der Region Leisnig mit ihren 
8.000 Einwohner*innen sind es heute 
mindestens fünf Immobilien — meistens 
große Höfe -, die von Personen aus dem 


Umfeld der Initiative bezogen wurden. 
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Die meisten Siedler*innen waren schon 
lange vor ihrem Zuzug politisch aktiv. 
Auffällig ist ihre Nähe zur 2009 verbote- 
nen Heimattreuen Deutschen Jugend (HDJ), 
bei der Kinder und Jugendliche zu gefes- 
tigten Nationalsozialist*innen erzogen 
wurden. Dankwart und Bente Strauch 
waren bei der HDJ genauso aktiv wie 
etwa Christian Fischer aus dem nieder- 
sächsischen Vechta, der 2018 seinen Hof 
bezog. Auch Lutz Giesen aus Berlin, der 
mit seiner Familie in die Nachbarschaft 
der Strauchs gezogen ist und Neu-Zu- 
zügler Mario Matthes aus Rheinland- 
Pfalz waren Teil der Organisation. Heute 
sind viele von ihnen bei der Partei Der 
II. Weg aktiv. 


Die „Initiative 
Zusammenrücken“ 

Die treibende Kraft in der Siedlungsge- 
meinschaft ist Christian Fischer. Er 
spricht zusammen mit Christian Müller, 
ehemals Teil der Nationalen Sozialisten 
Rhein-Main, für die Initiative. Sie werben 
vor allem über ihren Telegram-Kanal für 
einen systematischen Zuzug nach „Mit- 
teldeutschland“, womit alle ostdeut- 
schen Bundesländer gemeint sind. Ein 
„Weiter so“ führe in den „biologisch- 
kulturellen Abgrund“, weshalb ein „tak- 
tischer Rückzug“ in den Osten angesagt 
sei. Ziel sei es, unter Weißen zu leben 
und die „Volkssubstanz“ zu erhalten. Die 
Motivation liegt damit zumindest bei 
der Führungsebene weniger in den per- 
sönlichen Beweggründen für einen Weg- 
zug als in einer rechten und weißen He- 
gemonie im Osten. Nach eigenen Anga- 
ben richtet sich die Initiative gleicher- 
maßen an Familien wie an „politische 
Aktivisten“. Als Beispiel dient ihnen der 
frühere Dortmunder Die Rechte-Kader 
Michael Brück, der 2020 nach Chemnitz 
gezogen war und bei der neu gegründe- 
ten extrem rechten Partei Freie Sachsen 
eine neue Heimat fand. Dass die Freien 
Sachsen mit ihren über 100.000 Follo- 
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Die „Initiative Zusammenrücken in Mitteldeutschland“ 


wer*innen bei Telegram medial in die Of- 
fensive gingen und strategisch geschick- 
ter agieren als die etwas eingestaubte 
Vorgängerpartei Pro Chemnitz, dürfte zu 
einem Großteil Brück zu verdanken 
sein. Er hat erkannt, was Zusammenrü- 
cken gern propagiert: Viele Sächs*in- 
nen seien für rechtes Gedankengut 
empfänglicher als die Menschen im 
Westen. Für seinen Entschluss zum 
Umzug in den Osten dürfte die Initiati- 
ve jedoch keine Rolle gespielt haben. 
Brück ist seit vielen Jahren mit Chem- 


nitzer Neonazis eng vernetzt. 


Anspruch und Wirklichkeit 
Dass Brück von der Initiative dennoch 
als Paradebeispiel für einen Zuzügler 
präsentiert wird, zeigt, dass sie sich 
größer propagiert als sie tatsächlich 
ist. Müller und Fischer behaupten in ei- 
nem Interview mit dem Multiaktivisten 
Frank Kraemer aus Eitorf (Rhein-Sieg- 
Kreis), sie bekämen etwa 1.000 Anfragen 
von Siedlungswilligen pro Jahr. Um die 
Siedelnden in die Regionen zu vermit- 
teln, bediene man sich sogenannter 
Botschafter, die Zuzügler*innen in einer 
Art Pat*innenprogramm bei ihrer An- 
siedlung unterstützten. 100 Siedlungs- 
willige seien innerhalb eines Jahres mit 
Botschaftern vermittelt worden, „zahl- 
reiche“ von ihnen hätten den Umzug 
bereits vollzogen, Interviewer Kraemer 
stehe selbst kurz davor. Mit eigens pro- 
duzierten Imagevideos von grünen Wäl- 
dern und Brauchtumsfeiern in völki- 
scher Gemeinschaft scheinen sie aller- 
dings bei vielen die Erwartung geweckt 
zu haben, ihnen werde von der Initiati- 
ve ein Komplettpaket inklusive Arbeits- 
platz und Integration in neonazistische 
Kamerad*innenkreise organisiert. Fi- 
scher und Müller mussten schon mehr- 
mals darauf hinweisen, dass das Siedeln 
auch einen großen Teil Eigeninitiative 


erfordere. 


Rund ein Drittel aller, die sich bei Zusam- 
menrücken meldeten, seien Ostdeutsche, 
die sich als Botschafter anböten. Die 
„Achse Thüringen — Sachsen“ sei mit 
Botschaftern gut besetzt und es gebe sie 
mittlerweile in allen ostdeutschen Bun- 
desländern. Tatsächliche Zuzüge, die auf 
die Initiative zurückgehen, sind aller- 
dings bisher nur in Mittelsachsen be- 
kannt. Durch das Suggerieren eines flä- 
chendeckenden Netzwerks findet Zusam- 
menrücken in der Szene jedoch eine so 
große Beachtung, dass weiterhin mit Zu- 
zügler*innen zu rechnen ist, vor allem 


in Sachsen. 


Diskussion in der Szene 

In der Neonaziszene bleibt die Initiative 
Zusammenrücken nicht ohne Wider- 
spruch: In Interviews bei Frank Kraemer 
und einem Podcast von Der III. Weg kriti- 
siert unter anderem Julian Bender, Lei- 
ter des „Gebietsverbands West“ der Par- 
tei, die Initiative. Eine Tendenz zu multi- 
kultureller Hegemonie sei in den west- 
deutschen Großstädten zwar erkennbar, 
ein Leben unter Weißen im ländlichen 
Raum aber noch möglich. Die Angst, die 
Siedlungsbewegung könne die westdeut- 
schen Strukturen weiter schwächen, ist 
unüberhörbar. Eine andere Kritik kam 
von Freie Sachsen-Chef Martin Kohl- 
mann, den Fischer und Müller auf ihrem 
Telegram-Kanal interviewten. Der eher 
regionalistisch eingestellte Kohlmann, 
der mit seiner Partei unter anderem die 
Abspaltung Sachsens von der BRD for- 
dert, verlangte den hochmütig auftre- 
tenden Siedler*innen zunächst Demut 
ab — schließlich seien sie in Sachsen 
fremd und hätten sich erst zu integrie- 
ren. 

Trotz Vorbehalten genießt Zusammenrü- 
cken in der Szene einen großen Rück- 
halt, da es mit den Leisniger Siedler*in- 
nen bereits Vorreiter gibt. Im Kontrast 
dazu stehen andere, im Vergleich aus- 


sichtslos erscheinende extrem rechte 
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Siedlungsbestrebungen wie der „Weiße 
Ethnostaat“ von Frank Kraemer oder die 
„Strategie der Sammlung“, die der 
österreichische Identitäre Martin Sell- 
ner jüngst im Compact-Magazin vorstell- 
te. Während Kraemer zusammen mit 
Weißen anderer Nationalitäten einen ei- 
genen weißen „Ethnostaat“ in Osteuro- 
pa gründen will, verliert sich Sellner, 
dessen Versuch durchaus an Zusammen- 
rücken angelehnt zu sein scheint, in 
Träumereien von einer parallelstaatli- 
chen Struktur, die ein eigenes Schul- 
und Sozialsystem beinhalten soll. Die 
Initiative Zusammenrücken hegt derlei 
Vorstellungen zum Teil auch, doch die 
Siedler*innen sind bereits da und haben 
mit ihren Unterwanderungsversuchen 


begonnen. 


Durch schleichende 
Unterwanderung zur 
„National Befreiten Zone“? 
Das Leisniger Siedler*innennetzwerk ist 
seit spätestens 2018 bemüht, an andere 
gesellschaftliche Kreise anzuschließen 
und so ihren Wirkungsbereich zu erwei- 
tern. Damit verfolgen sie das altbekann- 
te Konzept der „National Befreiten 
Zone“, nach dem in einer Region die ei- 
gene Machtposition zu einer derartigen 
Hegemonie ausgebaut werden soll, dass 
staatlicher Einfluss kaum noch vorhan- 
den ist. Anfänge der Einflussnahmever- 
suche sind bereits erkennbar. Christian 
Fischer, sein Leisniger Parteikamerad 
Michael Haack und der ehemalige JN- 
Kader Mathias König gründeten im April 
2020 zunächst den Leisniger Ableger der 
sachsenweiten Kundgebungen gegen die 
Corona-Maßnahmen, um Einfluss auf 
das regionale verschwörungsideologi- 
sche Milieu nehmen zu können. Wäh- 
rend der Flut im Ahrtal betätigten sie 
sich an den Aufräumarbeiten und be- 
richteten darüber auf Telegram. Auf dem 
gleichen Telegram-Kanal, den sie vor al- 


lem zur Bewerbung der Anti-Corona- 
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Michael Haack (links) und Christian Fischer (rechts) 
auf einer rechten Kundgebung am 28. Dezember 2019 in Aue im Erzgebirge. 


Maßnahmen-Kundgebungen nutzen, 
kündigen die Siedler*innen zudem re- 
gelmäßig nicht-rechte Kulturveranstal- 
tungen in Leisnig an, die sie nicht selten 
auch selbst besuchen. Bislang steht die 
Leisniger Bevölkerung der Annäherung 
von rechts verhalten gegenüber. In EI- 
ternvertretungen von Schulen und Kin- 
dergärten sind die Siedler*innen aber 
bereits vertreten und Bilder zeigen Sied- 
ler bei Bauarbeiten am Domizil eines lo- 
kalen Kampfsportvereins. Nicht zuletzt 
führen manche von ihnen im Namen des 
Der III. Weg klassische neonazistische 
Propagandaaktionen wie das Aufstellen 
schwarzer Kreuze oder Kriegsgräber- 
pflege in der Stadt Leisnig durch. 


Im Schatten der AfD 

Mit dem Versuch, mit Kundgebungen 
das lokale verschwörungsideologische 
Milieu zu erreichen, hatten die 
Siedler*innen nur geringen Erfolg: 
Kaum mehr als 100 Teilnehmende 
brachten sie zu ihrer größten Kundge- 
bung im Frühsommer 2020 zusammen, 
wovon ein wesentlicher Teil aus den kin- 
derreichen Siedler*innenfamilien und 
der lokalen Neonaziszene kam. Stattdes- 
sen nehmen die Siedler*innen an ande- 
ren Aufmärschen in der Region teil, wo 
ihre Präsenz von den lokalen verschwö- 


rungsideologischen Initiativen unwider- 


sprochen hingenommen wird. Getreu 
ihrer Strategie vermitteln sie so den Ein- 
druck einer breiten Verteilung ihres 
Netzwerks und einer lokalen Veranke- 
rung in der oftmals bereits rechtsoffe- 
nen Zivilgesellschaft mittelsächsischer 
Ortschaften. 

Ein Leisniger Antifaschist berichtet, dass 
organisierter Widerspruch gegen die 
Siedler*innen schwer zu organisieren 
sei. Ein lokales Bündnis habe einmal ein 
Banner in Sichtweite der Montagskund- 
gebungen aufgehängt. Zu mehr Protest 
sei man kaum in der Lage: „Das liegt vor 
allem an der eigenen Position als Min- 
derheit. Man kennt die Wahlergebnisse 
und die vorherrschende Meinung der 
Bevölkerung und erwartet somit wenig 
oder gar keinen Rückhalt aus der Zivil- 
gesellschaft.“ Für linke Projekte liege die 
Gefahr derzeit ohnehin woanders: 
„Während sich die Siedler*innen auf ih- 
ren Dörfern verstecken, ist die AfD für 
linke Projekte derzeit eine viel größere 
Bedrohung. Seitdem sie mit 23 Sitzen im 
Kreistag zweitstärkste Kraft ist und in 
den Ausschüssen sitzt, hat sie eine tat- 
sächliche Macht und versucht, lokalen 
Initiativen und alternativen Jugendclubs 
das Leben schwer zu machen.“ Für die 
Leisniger Siedler*innen macht die AfD 
wichtige Vorarbeit. In ihrem Schatten 


haben sie leichtes Spiel. 
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Von Sebastian Friedrich und Volkmar Wölk 


Wunsch und Wirklichkeit 
einer Bewegungspartei 


Entwicklung, Erfolgsbedingungen und Grenzen der AfD im Osten 


Die AfD ist kein ausschließliches Ost-Phänomen, aber wegen der viel tie- 
feren Verankerung zwischen Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen 
ist die AfD dennoch ein Phänomen im Osten. Den Anspruch, Avantgarde- 
Partei der rechten Bewegung zu sein, konnte sie allerdings nicht einlö- 
sen. Sie droht zunehmend als „etablierte“ Wahlpartei wahrgenommen 


zu werden. 


Die AfD lässt sich nicht auf den Osten re- 
duzieren: Die ostdeutschen Landesver- 
bände spielen in der AfD quantitativ nur 
eine Nebenrolle, kommt doch nur knapp 
jedes vierte Parteimitglied aus den neu- 
en Ländern. Ein ähnliches Bild ergibt 
sich beim Blick auf den Anteil der Wahl- 
bevölkerung: Eine Analyse der Bundes- 
tagswahl 2021 zeigt, dass nur ein Drittel 
der AfD-Wähler*innen auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR lebt. Allerdings fin- 
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det sie dort größeren Zuspruch. In Bran- 
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
holte sie bei der vergangenen Bundes- 
tagswahl zwischen 18 und 24,6 Prozent 
der Zweitstimmen. Thüringen war dabei 
das einzige Bundesland, wo die AfD so- 
gar etwas zulegen konnte. Ansonsten 
verlor sie in jedem Bundesland, wobei 
die Verluste im Westen stärker waren als 


im Osten. In keinem westdeutschen Bun- 





desland kam die Partei mehr auf ein 
zweistelliges Ergebnis. 

Noch etwas fällt auf beim Ost-West-Ver- 
gleich: Während der explizit völkisch- 
nationalistische Flügel in den meisten 
westdeutschen Landesverbänden noch 
um die innerparteiliche Vorherrschaft 
ringt, dominiert er die Partei in den ost- 
deutschen Bundesländern seit Jahren 
klar, vor allem in Brandenburg, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen; wäh- 
rend die Flügel-Anhänger*innen mit 
Fortschritten und Rückschlägen in den 
westlichen Landesverbänden (und Ber- 
lin) darum kämpfen, die verbliebenen 
Reste der ehemaligen „Professoren-Par- 
tei“ zurückzudrängen, haben diese 
„Stützen der Gesellschaft“, die Notablen, 
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die Ehemaligen aus CDU und FDP im Os- 
ten nie eine Mehrheit gehabt. 

In seinen besten Zeiten war es dem Flü- 
gel gelungen, die AfD zumindest im Os- 
ten als das aufzustellen, was Björn Hö- 
cke Ende 2015 in einem Vortrag beim In- 
stitut für Staatspolitik (IfS) in Sachsen-An- 
halt „fundamentaloppositionelle Bewe- 
gungspartei“ nannte. Die Aufmärsche 
und Pogrome gegen Refugees ab 2015 
wurden zwar in der Regel nicht von der 
AfD initiiert, aber intensiv von ihr auf 
der Straße und auch parlamentarisch 
unterstützt. Das anfänglich distanzierte 
Verhältnis zu Pegida wandelte sich in 
eine geradezu symbiotische Beziehung. 
Die AfD wurde zur „Stimme der Bewe- 
gung“ in den Landtagen. 

Die Entwicklung der AfD im Osten, die 
dortigen Erfolgsbedingungen und die. 
Schwierigkeit, sich dauerhaft als Bewe- 
gungspartei zu etablieren, sind erklä- 
rungsbedürftig. Dabei ist klar, dass der 
eine Osten nicht existiert. Dresden, Leip- 
zig und Chemnitz unterscheiden sich 
strukturell vom sächsischen Hinterland, 
das katholische Eichsfeld vom Süden 
und Osten Thüringens. Der südliche Teil 
Sachsen-Anhalts mit seiner weitgehend 
umstrukturierten Industrieregion steht 
strammer hinter der AfD als der konser- 
vative von der Landwirtschaft geprägte 
Norden. Und in Brandenburg ist die AfD 


vor allem im Südosten stark. 


Ein Projekt der 
Gegenaufklärung 

Bei ihrer ersten Kandidatur zur Bundes- 
tagswahl 2013 hatte die AfD noch keinen 
Schwerpunkt in den ostdeutschen Bun- 
desländern, lag dort nur minimal über 
dem Bundesschnitt. Das Hauptthema 
der AfD in der Anfangszeit, die Kritik an 
der Eurorettungspolitik der schwarz- 
gelben Koalition, ging vor allem von den 
westdeutschen Landesverbänden aus. 
Doch während sich von Schleswig-Hol- 


stein bis Baden-Württemberg national 
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gesinnte neoliberale Volkswirt*innen 
und Lokalpolitiker*innen vor allem aus 
CDU und FDP bei der neuen Partei ein- 
brachten, waren in Ostdeutschland be- 
reits in der Anfangszeit Rechtsradikale 
dabei. Andreas Kalbitz und Björn Höcke, 
die späteren Führungsfiguren des Flü- 
gels, traten der AfD wenige Wochen nach 
der offiziellen Gründung bei. 

In den ostdeutschen Bundesländern war 
von Anfang an der Rassismus ein bedeu- 
tender Faktor für den Aufstieg der Par- 
tei. Bereits Ende 2013 marschierten im 
sächsischen Schneeberg mehrmals Hun- 
derte gegen ein lokales Asylbewerber- 
heim auf. Ein Vorläufer für die vielen 
zum Teil gewalttätigen Proteste gegen 
Geflüchtete in den folgenden Jahren, die 
nicht nur, aber vor allem in ostdeut- 
schen Bundesländern stattfanden. 
Gemeinsamer ideologischer Kitt der 
Rechten hüben wie drüben ist jenseits 
von Rassismus und rechter EU-Kritik 
die Ablehnung von allem, was mit der 
Chiffre „68“ verbunden wird. Die Revol- 
te der Jahre um 1968 ist das ideelle Ge- 
samtfeindbild, ob die Folgen von Jörg 
Meuthen nun als „links-rot-grün ver- 
sifftes 68-er Deutschland“ denunziert 
oder als Herrschaft des „Kulturmarxis- 
mus“ phantasiert werden. Die Revolte 
wird als „Kulturbruch“ (Karlheinz 
Weißmann) verstanden, die das Ende 
der Adenauer-Republik erzwungen hat- 
te. „68“ wird von der AfD und in ihrem 
kulturell-ideologischen Umfeld als di- 
rekte Fortsetzung der Französischen 
Revolution begriffen. Und die entspre- 
chenden Werte — Freiheit, Gleichheit 
und Solidarität — sind den Rechten wie 
der extremen Rechten, obgleich sie in 
der bürgerlich-kapitalistischen Gesell- 
schaft nie verwirklicht wurden, ein 
Dorn im Auge. Der Angriff der Rechten, 
für den der Aufstieg der AfD ein Symp- 
tom darstellt, ist ideologisch ein Pro- 
jekt des Antikommunismus und der Ge- 


genaufklärung. 
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Kraftzentrum 

des Flügels im Osten 

In den ostdeutschen Bundesländern 
können sich früh besonders rechtsste- 
hende Akteure durchsetzen. 2014 über- 
nahmen mit Björn Höcke in Thüringen, 
Andre Poggenburg in Sachsen-Anhalt 
und Alexander Gauland in Brandenburg 
drei Rechtsausleger jeweils den Vorsitz 
der Landespartei. Diese bundesweit ge- 
sehen zwar zahlenmäßig zu vernachläs- 
sigenden Landesverbände bildeten 
dann auch 2015 den Kern der parteiin- 
ternen Fraktion des sogenannten Flü- 
gels. Dessen Gründungspapier, die „Er- 
furter Resolution“, geht laut Medienbe- 
richten direkt auf Götz Kubitschek vom 
Institut für Staatspolitik (IfS) zurück. 
Auch wenn sich der Flügel aufgrund in- 
nerparteilichen Drucks im Frühjahr 
2020 offiziell auflöste, ist rückblickend 
die Strategie einer Art rechten Entris- 
mus mit anschließender innerparteili- 
cher Fraktionsbildung voll aufgegan- 
gen. Das gilt insbesondere für Ost- 
deutschland, das früh als das Kraftzen- 
trum des Flügels bestimmt wurde. 

Dort zeigt sich, nicht nur durch den 
Einfluss der „Neuen Rechten“ um das 
IfS, dass das völkisch-nationalistische 
Projekt weit über die AfD hinausgeht: 
Der ehemalige Linke Jürgen Elsässer 
hat mit seinem relativ erfolgreichen 
Magazin Compact frühzeitig einen 
Schwerpunkt auf die ostdeutschen Län- 
der gelegt. Elsässer und Kubitschek 
wiederum haben gemeinsam das Kam- 
pagnennetzwerk Ein Prozent mit ins Le- 
ben gerufen und mit der Identitären Be- 
wegung zusammengearbeitet, als diese 
noch relevant war. Genau diese Kreise 
sind es auch, die zunehmend in den 
Fraktionen und als persönliche Mitar- 
beitende von Abgeordneten einerseits 
selbst Gehalt und Brot finden und an- 
dererseits die dominante extrem rechte 
Ausrichtung der AfD weiter zu verfesti- 
gen helfen. 
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Zum rechten Projekt zählen auch Soziale 
Bewegungen, die sich etwa inStraßen- 
mobilisierungen ausdrücken und von 
denen Pegida in Dresden nur die bekann- 
teste, längst aber nicht die einzige ist. 
Um das Jahr 2015 herum gab es rassisti- 
sche Aufmärsche in zahllosen kleineren 
und mittleren Städten in Ostdeutsch- 
land, bei denen immer wieder AfD-Mit- 
glieder mitmischten oder diese sogar 
initiierten. Christoph Berndt, der Grün- 
der von Zukunft Heimat, einer Cottbusser 
Auskopplung von Pegida Dresden, ist 
mittlerweile Fraktionsvorsitzender der 
AfD-Landtagsfraktion in Brandenburg. 
Der Schulterschluss zwischen der sächsi- 
schen AfD und Pegida wurde am Anfang 
ausgebremst, weil sich in der vergleichs- 
weise heterogenen AfD-Landtagsfrakti- 
on noch einige Abgeordnete fanden, oft- 
mals frühere Vertrauensleute der 2017 
ausgetretenen Frauke Petry, die auf Dis- 
tanz zu dem ganz rechten Spektrum auf 
der Straße gingen. Die Machtverhältnis- 
se in der Landtagsfraktion änderten sich 
spätestens mit der Landtagswahl 2019 
drastisch. 
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2018 führt die AfD 

die Bewegung an 

Es gelang den völkisch-nationalistischen 
Aktiven bis Herbst 2018, die AfD als 
wichtigen Teil der rechten Sozialen Be- 


wegung im Osten zu etablieren. Höhe- 
punkt war eine Demonstration in Chem- 
nitz am 1. September 2018, wo die AfD 
mit Björn Höcke und Andreas Kalbitz 
und nunmehr auch dem sächsischen 
Landesvorsitzenden Jörg Urban in der 
ersten Reihe marschierte — Schulter an 
Schulter mit den Galionsfiguren von Pe- 
gida wie Lutz Bachmann und Siegfried 
Däbritz, den Identitären, mit Neonazis 
aus Kameradschaften und von Der III. 
Weg. Mit dieser Demonstration präsen- 
tierte sich die AfD als führende Kraft ei- 
ner rechten Einheitsfront, die die He- 
rausforderung auf der Straße mit der 
parlamentarischen Arbeit verknüpft. 
Der Schulterschluss mit jenem Teil der 
Bewegung, der offiziell als „rechtsextre- 
mistisch“ stigmatisiert ist, wurde damit 
öffentlich sichtbar vollzogen. Die letzten 
taktischen Hemmungen waren gefallen, 
der „point of no return“ überschritten. 
Dieser September 2018 markierte gleich- 
zeitig auch den vorläufigen Höhepunkt 
für die AfD: Fast 20 Prozent gaben in 





Umfragen zu diesem Zeitpunkt an, AfD 
wählen zu wollen. Ähnlich hohe Umfra- 
gewerte erreichte die AfD seitdem nicht 
wieder. Zudem droht die AfD, ihres bis- 
herigen Hauptthemas, der Asylzuwande- 
rung, verlustig zu gehen. Noch ist nicht 
ausgemacht, was an seine Stelle treten 
könnte. Das Thema des Klimawandels 
scheint sich anzubieten, da sich dabei 
dessen Leugnung diskursiv gut verknüp- 
fen lässt mit der Propaganda gegen den 
erklärten politischen Hauptfeind, die 
Grünen, sowie mit der Forderung der 
volksgemeinschaftlichen sozialen Abfe- 
derung der ökologischen Kosten. Dabei 
greifen Teile der AfD den Begriff des „so- 
lidarischen Patriotismus“, der das natio- 
nale Kapital und die Lohnabhängigen 
gleichermaßen von den „Globalisten“ 
schützen soll, auf, der im IfS ausgearbei- 
tetund von Höcke popularisiert wurde. 
Die Westlandesverbände tun sich erheb- 
lich schwerer mit solchen strategischen 
Ansätzen, da der Neoliberalismus als 
Ideologie dort stärker verankert ist. Eine 
seltene Ausnahme ist Dimitrios Kisoudis’ 
Konzept des Ordnungsstaates: Der Autor 
diverser AfD-naher Publikationen und 
Mitarbeiter des AfD-Bundestagsabgeord- 
neten Martin Hess stellt sich gegen ein 
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explizit sozialpolitisches Profil und plä- 
diert für einen autoritären Ordnungs- 
staat. 

Bezeichnenderweise verliert die AfD seit 
2018 aber vor allem in den westdeut- 
schen Ländern, während sie im Osten na- 
hezu stabil auf sehr hohem Niveau bleibt. 
Das befördert Diskussionen um eine mög- 
liche Abspaltung der erfolgreicheren, 
aber auch deutlich weiter rechts stehen- 
den Landesverbände in den neuen Bun- 
desländern. Noch-Parteichef Jörg Meu- 
then brachte Anfang 2020 die Idee einer 
„Lega Ost“ ins Spiel, ein Begriff, der ur- 
sprünglich vom rechten Publizisten Karl- 
heinz Weißmann stammt, der 2015 in der 
Jungen Freiheit davor warnte, sich in der 
AfD zu sehr auf Leute wie Höcke und Ku- 
bitschek zu kaprizieren. Doch auch Hö- 
cke, Kubitschek und Berndt wissen, dass 
eine rein regionale AfD zu wenig Einfluss 
auf die gesamte Bundesrepublik hätte. 


Erfolgsbedingungen 

für die AfD im Osten 

Die Voraussetzungen für eine explizit 
völkisch-nationalistische Ansprache sind 
in den ostdeutschen Bundesländern 
günstig, da dort das Anti-Establishment- 
Ressentiment, das die AfD bedient, auf 
fruchtbaren Boden fällt. Das tut es auch, 
weil sich die Struktur der Klassengesell- 
schaft im Zuge der Übernahme der DDR 
durch die Bundesrepublik binnen kurzer 
Zeit fundamental verändert hat: Quasi 
über Nacht musste das einstige Industrie- 
proletariat mit einem forcierten Struk- 
turwandel, der gezielten Deindustrialisie- 
rung des Ostens und damit einhergehen- 
der Massenarbeitslosigkeit zurechtkom- 
men. Was sich in ehemaligen Industriere- 
gionen wie im Ruhrgebiet über Jahrzehn- 
te vollzogen und trotz staatlicher Abfede- 
rungen zu Verwerfungen im Sozialgefüge 
geführt hat, spielte sich Anfang der 
1990er Jahre auf dem Gebiet der ehemali- 
gen DDR in Wochen ab. Statt versproche- 
ner blühender Landschaften gab es In- 


LoTTA #85, WINTER 2021/2022 


dustrieruinen; der Glaube an „die da 
oben“, nach der Erosion der DDR ohnehin 
nicht besonders ausgeprägt, war ein für 
allemal verloren. 

Die Bindungen der Bevölkerung an die 
Ideologien und Institutionen der alten 
Bundesrepublik mussten in Ostdeutsch- 
land nicht erst schwächer werden. Sie 
waren ohnehin nie besonders ausge- 
prägt. Anders als in Westdeutschland be- 
finden sich weite Teile Ostdeutschlands 
seit dreißig Jahren in einer Art perma- 
nenter Hegemoniekrise, in der die füh- 
renden und herrschenden Klassen die 
Massen nicht erreichen und der gesell- 
schaftliche Konsens nicht mehr herge- 
stellt werden kann. So kann das rechte 
Projekt in ein Hegemonie-Vakuum sto- 
ßen. Das gilt besonders für ländliche Re- 
gionen im Osten, wo die Zivilgesellschaft 
sehr schwach ausgeprägt ist und es staat- 
lichen Zugriff allenfalls noch über den 
Gerichtsvollzieher gibt. In dieser Konstel- 
lation können rechte Organisationen ge- 
deihen und sich rechte Gegenerzählun- 
gen etablieren, unabhängig davon, ob 
diese etwas mit der Realität zu tun haben. 
„Der Verlust des Urvertrauens und das 
daraus herrührende Wutpotential ost- 
deutscher Generationen“ böte „einmalige 
Chancen des alternativen Oppositionspo- 
tentials“, frohlockte etwa Benedikt Kaiser 
2019 in der IfS-Zeitschrift Sezession. „Es ist 
ein Potenzial, das bereits positive Protest- 
erfahrungen hat: Viele derjenigen, die 
Ende 2021 in ostdeutschen Städten De- 
monstrationen gegen Corona-Maßnah- 
men organisieren und Polizeiketten 
durchbrechen, haben in den 1990er Jah- 
ren kämpfen gelernt. Diese Generation ist 
heute um die 50 Jahre alt, häufig lokal 
verankert, Stütze einer rechten gegenhe- 


gemonialen Zivilgesellschaft. 


AfD rennt 
zunehmend hinterher 
Und doch zeigt sich in den aktuellen Co- 


rona-Protesten auch, dass die AfD ihren 
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Nimbus als Avantgarde-Partei der rech- 
ten Bewegung zu verlieren scheint. Sie 
ist zwar noch parlamentarische Reprä- 
sentantin, führt die Proteste aber nicht 
mehr an, rennt vielmehr hinterher. Die 
Dynamik geht im südöstlichen Teil Ost- 
deutschlands eher von den Freien Sach- 
sen aus. 

Der sinkende Stern der AfD ist erstens 
auf parteiinterne Streitigkeiten zurück- 
zuführen: Anders als die Ablehnung von 
Migration und der Werte der Aufklä- 
rung bietet sich Corona nicht an, um 
parteiinterne Gräben zuzuschütten; zu 
weit auseinander gehen die Auffassun- 
gen über die richtige Positionierung 
während der Pandemie. Zum zweiten 
hat die AfD in den vergangenen Jahren 
vernachlässigt, Vorfeldstrukturen zu 
stärken und so das eigene Milieu zu ver- 
breitern. Bei der AfD scheint sich drit- 
tens das „eherne Gesetz der Oligarchie“ 
des zunächst linken und später faschis- 
tischen Parteienkritiker Robert Michels 
zu bestätigen, nach dem sich in Parteien 
über kurz oder lang Bürokratien und 
Machteliten entwickeln und diese so 
ihre Dynamik verlieren. Die AfD ist in 
diesem Sinne auf dem Wege, eine etab- 
lierte Partei zu werden. Viertens zeigt 
sich im Moment , dass es in bewegli- 
chen Zeiten, dank Messenger-Diensten 
wie Telegram und Whatsapp, keine Partei 
braucht, die die verschiedenen Fäden 
zusammenhält, das Geschehen zentral 
lenkt und die notwendige Agitation or- 
ganisiert. 

Die Vordenker des Flügels dürften sich 
vieler dieser Probleme bewusst sein, ba- 
cken entsprechend mittlerweile kleine- 
re Brötchen als noch vor ein paar Jah- 
ren. Auf längere Sicht zielen sie darauf, 
führende Kraft in der rechten Samm- 
lungspartei AfD auf Bundesebene zu 
werden, die im besten Falle wieder zur 
Bewegungspartei wird. Das Nah-Ziel, 
ein Kraftzentrum im Osten aufzubauen, 


haben sie erreicht. 
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Das Interview führte Johannes Hartwig. 


‚Wir dürfen die Genoss*innen 
im ostdeutschen Land 
nicht alleine lassen.“ 


Im Gespräch mit dem Netzwerk „Polylux“ 


Es gibt ihn, den anständigen Antifaschismus in Ostdeutschland. Um 
linke, antifaschistische und emanzipatorische Initiativen und Projekte in 
den ländlichen Regionen zu unterstützen, hat sich im Sommer 2018 das 
Netzwerk „Polylux“ gründet. Mit Mxx und Ja5a sprachen wir über den 
Support und die Herausforderungen antifaschistischer Arbeit in Ost- 


deutschland. 


Ihr seid beide für den Verein „Polylux“ 
aktiv. Wie sieht die Arbeit des Vereins 
aus? 


JaSa: Mit Polylux wollen wir linke, antifa- 
schistische und emanzipatorische Aktive 
und Projekte in den ostdeutschen Kom- 
munen sichtbarer machen, ihnen den 
Rücken stärken und für eine solidarische 
Finanzierung sorgen. Dazu sammeln wir 
durch kontinuierliche Mitgliedsbeiträge 
oder einmalige Spenden Geld, welches 
wir dann wieder an Projekte und Grup- 
pen verteilen können. 

Wir wollen die Projekte und vor allem 
die dazugehörigen Menschen auch lang- 
fristig unterstützen. Das heißt für uns, 
dass wir die Projekte besuchen, unterei- 
nander vernetzen und ihre Anliegen 
verbreiten. Wir haben unter anderem 
eine Postkartenserie aufgelegt, einen 
Podcast, in dem wir Projekte vorstellen, 
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gestartet und planen ein größeres Netz- 


werktreffen. 


Mxx: Der Zugang zur Unterstützung ist 
relativ niedrigschwellig, deshalb gibt es 
bei uns kein standardisiertes Antrags- 
verfahren, wie es die meisten Förderpro- 
gramme haben. Initiativen können über 
das Kontaktformular auf unserer Websi- 
te anfragen. Ein wichtiger Teil der Netz- 
werkarbeit ist dann der Austausch mit 
den Projekten und sich im besten Fall 
auch zu treffen, um vor Ort einen Ein- 
druck zu bekommen. Auf unserem mo- 
natlichen Plenum entscheiden wir dann, 


welche Anliegen wir fördern (können). 


J: Unsere finanzielle Unterstützung 
reicht von Einmalzahlungen kleiner Be- 
träge für eine konkrete Vortragsreihe 
oder Flyer über eine monatliche Unter- 


stützung bei der Miete bis hin zu größe- 
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ren Beträgen für die Umsetzung von 
Brandschutzauflagen, ohne die ein Treff 
nicht weiter öffnen kann. Dabei liegt un- 
ser Fokus ganz klar auf kleineren Projek- 
ten im ländlichen Raum, die einen kla- 
ren antifaschistischen Grundkonsens 


haben. 


Was war eure Motivation, den Verein 
zu gründen? 


J: Wir wollen, dass die Menschen, die im 
Osten und dort vor allem im ländlichen 
Raum aktiv sind, weiterhin aktiv sein 
können und nicht ständig in existenziel- 
le Nöte geraten. Dadurch dass die AfD im 
Osten seit Jahren immer stärker und 
auch immer etablierter wird, ändern 
sich auch parlamentarische Prozesse. 
Denn neben der Hetze auf der Straße 
bestimmt sie auch die Diskurse in Stadt-, 
Kreistags- und Ortsratssitzungen und 
entscheidet mit bei der Vergabe von 
Geldern. 

In den letzten Jahren wurden immer 
mehr Vereinen und Projekten Gelder ge- 
strichen oder es wurde über die Aber- 
kennung ihrer Gemeinnützigkeit disku- 


tiert. Immer wieder wollen 
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Geldgeber*innen, dass sich Projekte von 
sogenannten extremistischen Inhalten 
distanzieren und Neutralitätsklauseln 
unterschreiben. Wir wollen Gruppen 
und Projekten einfach die Möglichkeit 
geben, nicht alles mitmachen zu müssen 
und zu wissen, dass es Geld genau für 
das gibt, was sie tun. Auch für die Anti- 
fa-Aufkleber in der Kneipe und die kla- 


ren Positionen am Runden Tisch. 


Bei den meisten Projekten, die von euch 
unterstützt werden, handelt es sich um 
Vereine und Initiativen jenseits der Me- 
tropolen wie Halle, Dresden, Potsdam 
und Leipzig. Welche Bedeutung hat der 
ländliche Raum für euer Projekt? 


J: Einen großen. Unser Fokus liegt ja 
hauptsächlich im ländlichen Raum. Das 
liegt auch daran, dass viele von uns 
selbst im ländlichen Raum in Ost- 
deutschland aufgewachsen sind, immer 
noch (oder wieder) dort leben und ar- 
beiten. Wir wissen also selbst sehr gut, 
wie es ist, an Orten politisiert zu wer- 
den, wo es nur sehr wenig alternative 
Räume und Infrastruktur gibt. Wir wis- 
sen selbst, wie existenziell Orte abseits 
der rechten Hegemonie sind. Viele jün- 
gere Menschen verlassen die ländlichen 
Regionen. Gehen für die Ausbildung in 
größere Städte, verbringen aber ihre 
Kindheit und Jugend dort — und es ge- 
hen auch nicht alle weg und manche 
kommen auch gezielt wieder zurück. Ich 
selbst bin sehr froh, in meiner Jugend 
wenigstens den einen Jugendtreff ge- 
habt zu haben, wo — zumindest stand 
das an der Tür — Rassismus und Sexis- 


mus nicht willkommen waren. 


M: Nicht zu vergessen, dass es auch 
Menschen gibt, die nicht das Privileg ge- 
nießen, sich ohne weiteres in die nächs- 
te Großstadt begeben zu können. Für 
viele Menschen im Asylapparat oder 


auch in anderen eher prekären Lebens- 
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lagen ist ein Wegzug unmöglich oder 
sehr schwierig. Und diese Menschen be- 
kommen oft erstmals in Projekten wie 
wir sie unterstützen Zuspruch und Soli- 
darität. 


Ostdeutschland wird aus westdeutscher 
Perspektive oft pauschal als Kernland 
der AfD, No-Go-Area und Nazi-Hochburg 
gesehen, wo es eine extrem rechte Hege- 
monie gibt. Stimmt dieses Bild? Und was 
bedeutet das für Linke und antifaschisti- 
sche Politik? 


J: Es ist nicht so leicht zu sagen „Ja, die- 
ses Bild stimmt“ oder „Nein, das Bild 
stimmt nicht“. Wir wollen weder eine 
Image-Kampagne für Ostdeutschland 
machen, noch wollen wir die Menschen 
die täglich dort aktiv sind unter den 
Tisch fallen lassen. Für die Menschen, 
die hier leben, sind die letzten Wahler- 
gebnisse keine Überraschung, sondern 
eine stetige Entwicklung. Für die kleinen 
Projekte erhöht sich damit aber auch 
der Druck immer mehr. Die Angriffe auf 
sie kommen von allen Seiten. Es gibt im- 
mer wieder Bürgermeister*innen, die 
versuchen ihr „Nazi-Problem“ zu be- 
schönigen. Wenn diese Zustände dann 
von linken und antifaschistischen Pro- 
jekten benannt werden, bekommen die- 
se als „Nestbeschmutzer*innen“ eins auf 
den Deckel. 

Die AfD versucht beispielsweise, über 
Kleine Anfragen Druck auf Projekte aus- 
zuüben. Dadurch entsteht in Teilen der 
Gesellschaft immer mehr Unsicherheit. 
Projekte fragen sich, was sie sagen kön- 
nen und was nicht. Sie denken präventiv 
darüber nach, wie die AfD — oder auch 
die CDU, etc. — auf bestimmte Sachen 
reagieren würde. Das macht den Alltag 
für die Aktiven zu einem andauernden 


Existenzkampf. 


M: Die Situation für emanzipatorische 
und linke Projekte ist auch ohne die AfD 


SCHWERPUNKT 


schon prekär gewesen. Es war vor allem 
die CDU, welche etwa wie in Sachsen mit 
der Extremismusklausel immer wieder 
versuchte, antifaschistischen und kriti- 
schen Projekten die Mittel zu entziehen. 
Was ihr mitunter auch gelungen ist. 

In den Regionen, wo 60 Prozent oder 
mehr rechts oder ganz rechts wählen, 
haben Menschen in ihrem Alltag seit 
Jahren mit Rassismus, Sexismus, Homo- 
phobie und Antisemitismus zu kämp- 
fen. Es ist auch nicht unbedingt so, dass 
es in den größeren Städten und den 
dichter besiedelten Gegenden anders 
wäre, nur sind dort die Projekte und 
Orte, an denen sich dagegen positioniert 
wird, besser aufgestellt — finanziell, 
aber vor allem auch personell. Das sind 
Orte, wo sich der Alltag nicht immer di- 
rekt um Nazis und Gewalt drehen muss. 
Solche Orte braucht es aber auch in den 
kleinen Städten oder auf dem Dorf. 


Nach den rassistischen Ausschreitungen 
im Sommer 2015 in Heidenau oder den 
extrem rechten Mobilisierungen 2018 
nach Chemnitz reagierten Antifa-Struk- 
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IBAN: DE19 8306 5408 0004 1674 06 
BIC: GENO DEF1 SLR 
Deutsche Skatbank 


www.polylux.network 


Netzwerk Polylux e.V. ist 
»politisch« tätig und deswegen 
nicht gemeinnützig. 

Aus diesem Grund stellt Netzwerk 
Polylux e. V. keine 
Spendenquittungen aus. 


SCHWERPUNKT 


turen bundesweit und mobilisierten zu 
großen antifaschistischen Demonstra- 
tionen vor Ort. Welche Wirkung haben 
solche Interventionen für die Antifa- 
schist*innen vor Ort? 


M: Aus der Perspektive eines in der 
Großstadt lebenden Menschen, der vor 
allem im kleinstädtischen Raum Men- 
schen unterstützt, die von Rassismus be- 
troffen sind und im Asylapparat strug- 
geln, muss ich sagen, dass auch ich an- 
fangs der Meinung war, es brauche ein- 
fach dreimal im Jahr — oder immer 
wenn es wieder zu besonders viel Gewalt 
durch Faschos und Anwohner*innen 
kam — eine große antifaschistische 
Demo vor Ort, wo möglichst viele im 
Blackblock-Style kommen und mal klar- 
machen, so läuft das nicht... Versteht 
mich nicht falsch, ich finde diese Akti- 
onsform hat ihre absolute Berechtigung, 
vor allem wenn die Staatsmacht einfach 
wegsieht oder sich noch daran beteiligt. 
Gleichzeitig ist es im Alltag nicht oder 
kaum hilfreich, sich erst im schlimmsten 
Moment im eigentlich nicht mehr aus- 
haltbaren Zustand darauf verlassen zu 
können, dass es Unterstützung von au- 
Ben gibt. 


J: Ich selbst bin im Erzgebirge in einer 
migrantischen Familie groß geworden, 
heute lebe ich in einer Kleinstadt in 
Mecklenburg-Vorpommern und arbeite 
in einem Nest namens Anklam. Ich ken- 
ne einige Leute, die auch im ländliche- 
ren Raum in Ostdeutschland leben und 
arbeiten. Viele von ihnen sagen, dass sie 
sehr geflasht sind, wenn so viele Leute 
kommen und supporten. Das ist dann 
ein sehr berauschendes Gefühl, alle ste- 
hen unter Strom. Wenn dann alle wieder 
weg sind, entsteht oft Leere — so ging es 
mir zumindest früher. Denn für eine 
kurze Zeit war das Gefühl des nicht- al- 
leine-Seins da. Ganz viele coole Leute 


um dich ’rum — also Gleichgesinnte, Ge- 
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noss*innen, andere Queers. Und dann 
bist du wieder mit dir und den anderen 
Fünfen, die du jeden Tag siehst und die 
auch ausgebrannt sind, übrig. 
Nichtsdestotrotz ist dieser Support 
wichtig. Zumindest fand ich das früher 
immer sehr gut, wenn zu Demos, Veran- 
staltungen oder Konzerten Leute von 
„außerhalb“ angereist sind. Ich glaube 
aber, das ist je nach Situation und Regi- 
on unterschiedlich und kann nicht pau- 
schal auf den ganzen ländlichen Osten 
so übertragen werden. 


Ihr wollt ja nicht „nur“ als alternativer 
Förderverein zur Finanzierung von Pro- 
jekten in Erscheinung treten, sondern 
ein solidarisches Netzwerk schaffen. Wie 
sollte der Support nachhaltiger antifa- 
schistischer Strukturen in Ostdeutsch- 
land aus dem „Westen“ aussehen? 


M: Das was wir mit Polylux gerade ma- 
chen, ist ja eigentlich eine gesamtgesell- 
schaftliche, staatliche Aufgabe. Bei- 
spielsweise Jugendlichen Räume zur 
Verfügung zu stellen und dem Rechts- 
ruck im ländlichen Raum etwas entge- 
gen zu setzen. Aber diese Aufgabe wird 
schlicht und ergreifend nicht erfüllt. 
Wir können nun einfach zuschauen, wie 
nichts passiert, oder aber dem ganzen 
etwas Praktisches entgegensetzten und 
Verantwortung übernehmen. Einen Teil 
davon kann ein Verein wie Polylux leis- 
ten, den anderen Teil müssen auch Men- 
schen aktiv mitgestalten — indem sie 
mal dahinfahren, wo sonst die Men- 
schen wegziehen, und vielleicht nicht 
immer erst wenn es wieder zu Gewalt 
und Pogromen kam, sondern weil dort 
eine gute Veranstaltungsreihe ist oder 


auch mal zum Punk-Konzert. 


J: Vernetzung, inhaltliche Unterstüt- 
zung, vor Ort sein bei Aktionen und ak- 
tiv werden, mal auf ein Konzert fahren 


und so weiter ist selbstverständlich 


Im Gespräch mit dem Netzwerk „Polylux“ 


wichtig und eine sinnvolle Art des Sup- 
portes. Aber es ist auch logisch, dass 
jetzt nicht einfach mal ganze viele Linke 
aus den westdeutschen Städten in den 
ländlichen Raum im Osten ziehen. Die 
Menschen haben ja auch ihre Gründe, 
nicht dort zu leben — beispielsweise 
weil sie dort mehr Diskriminierung aus- 
gesetzt wären. Wer aber aus der Ferne 
kontinuierlich etwas dazu tun will, kann 
das eben auch durch Geld. Denn die fi- 
nanzielle Absicherung ist nunmal ein 
Grundstein für vieles. Egal ob westdeut- 
sche Antifaschist*innen, weggezogene 
Ossis oder solidarische Großstädter*in- 
nen mit schlechtem Gewissen: Wir dür- 
fen die Genoss*innen im ostdeutschen 


Land nicht alleine lassen. 


Mxx lebt in Leipzig, ist dort auf- 
gewachsen und politisiert wor- 
den. Während des Studiums in 
einer ostdeutschen Kleinstadt 
verfängt sich der Fokus in der 
Provinz. Solidarische Unterstüt- 
zung gegen staatlich organisier- 
te Ausgrenzung und gesell- 
schaftlich getragenen Rassis- 
mus ist auch im Hinterland not- 
wendig — die Strukturen dafür 
brauchen Support: finanziell 


wie personell. 


Ja$a ist mit migrantischem 
Background in einer Kleinstadt 
im Erzgebirge groß geworden, 
hat viele Jahre in Zwickau ge- 
lebt. Mit 18 direkt in die nächs- 
te Großstadt: nach Chemnitz. 
War dann viele Jahre in Dres- 
den aktiv und lebt seit Anfang 
2021 in Greifswald und arbeitet 


in Anklam in Mecklenburg-Vor- 


pommern. 
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Kirtorf und seine Nazis EXTREME RECHTE 


Von Sonja Brasch und Sebastian Hell 


„Damals wie heute“ 


Kirtorf und seine Nazis 


In den 90er Jahren bildete sich in Mittelhessen mit der Kameradschaft 
„Berserker Kirtorf“ eine Nazistruktur, die bis heute nachwirkt. Die Prota- 
gonisten wurden als harmlose Jugendliche verklärt, das Bild vor Ort än- 


radschaft. Vereinzelt gab es bei Veran- 
staltungen Polizeikontrollen, Platzver- 


weise oder Festnahmen wegen verbote- 


derte sich trotz Waffenfunden und Rechtsrockkonzerten kaum. Heute 
werden die Neonazis vornehmlich als Nachbarlnnen, Kolleginnen oder 
Familienmenschen beschrieben, mit der Szene sind einige weiterhin ver- 


woben. 


Einem Millionenpublikum eröffnete sich 
2004, was mitten in der kleinen Stadt 
Kirtorf im hessischen Vogelsberg gedul- 
det wird. Das ARD-Magazin Kontraste 
zeigte Aufnahmen, die der Journalist 
Thomas Kuban mit versteckter Kamera 
gefilmt hatte: Unmittelbar an der 
Hauptstraße, im umgebauten und 
schallisolierten Schweinestall des Berser- 
kers Bertram Köhler, spielte die Thürin- 
ger Neonaziband Garde18. Band und Pu- 
blikum sangen: „Blut muss fließen, 
knüppelhageldick, wir scheißen auf die 
Freiheit dieser Judenrepublik.“ Später 
wird es die Anfangsszene des Films Blut 
muss fließen. Es war die Hochphase der 
Kameradschaft Berserker Kirtorf. 


Damals 
Die Gründungszeit der Berserker Kirtorf 
liegt in den frühen 1990er Jahren. In der 


bürgerlich rechts-konservativ geprägten 
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ländlichen Region wurden die Neonazis 
meist als harmlose Cliquen Jugendlicher 
wahrgenommen, die allenfalls bei Kir- 
mesveranstaltungen über die Stränge 
schlügen. Doch bereits 1992 trafen sie 
sich zu Wehrsportübungen mit scharfen 
Waffen. In den folgenden Jahren sam- 
melten sich Neonazis aus weiten Teilen 
des Landkreises unter dem Dach der 
Berserker. Mit wachsender Größe der 
Kameradschaft stieg ab Ende der 1990er 
Jahre auch das Veranstaltungsgesche- 
hen. Die Aktivitäten beschränkten sich 
weitestgehend auf subkulturelle Events, 
an Aufmärschen nahmen meist nur Ein- 
zelne teil. Etwa 50 Personen besuchten 
nun regelmäßig Veranstaltungen, 
darunter Sonnenwendfeiern oder Partys 
zum Geburtstag Adolf Hitlers am 

20. April. Dies ist auch der Geburtstag 
von Glenn Engelbrecht, Neffe von Köh- 


ler und langjähriger Anführer der Kame- 


ner Nazisymbole. Trotz dessen sowie 
aufkommender Presseberichte wurden 
die rechten Skinheads weiterhin baga- 
tellisiert oder verschwiegen. Der damali- 
ge Bürgermeister Ulrich Künz sprach 
noch im Jahr 2000 gegenüber der Ober- 
hessischen Presse (OP) von „einem, höchs- 
tens zwei Aktivisten“, die zudem „keine 
führenden Kräfte“ seien, sondern nur 
das Gelände für Auswärtige zur Verfü- 
gung stellten. Er wehrte sich dagegen, 
dass über „jede Kleinigkeit“ berichtet 
und das Problem überbewertet werden 
würde. Einige Anwohner*innen waren 
derweil mehr um das Image der Stadt 
besorgt oder äußerten sich gleichgültig. 
Die Melange aus Ignoranz, Akzeptanz 
und Sympathie schuf das Klima, in dem 
sich die Kameradschaft etablierte. Es 
waren einzelne, die den Aktivismus oder 
das Konzertgeschehen vorantrieben und 
die überregional bedeutenden Kontakte 
knüpften. Sie konnten jedoch aufgrund 
des begrenzten (sub-)kulturellen Ange- 
bots einen erheblichen Kreis von Perso- 
nen an sich binden, politisieren und eine 


rechte Hegemonie im Ort etablieren. Als 
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integrierter Bestandteil der Gesellschaft 
würden sie vielen jungen Menschen 
„Halt“ bieten, sowie „feste Strukturen, 
Grenzen und Richtlinien, die es ihnen 
abnehmen Entscheidungen zutreffen“ 
(sic), führte eine Anwohnerin gegenüber 
der OP aus. Parallel dazu schürten die 
Neonazis Angst bei jenen, die nicht ih- 
rem Weltbild entsprachen. Mitte der 
1990er wurde vermehrt von Angriffen 
auf Geflüchtete, PoC und nichtrechte Ju- 
gendliche in der Region berichtet. Eine 
Nachbarin gab in dem Bericht der OP 
gar an, wegziehen zu wollen. Sie habe 
gesehen, wie Neonazis einen Mann zu- 
sammenschlugen, aber darüber würde 


im Ort nicht geredet. 


Zenit 

Zur Hochphase der Berserker Anfang der 
2000er Jahre fanden mehrere Rechts- 
rockkonzerte im Schweinestall oder auf 
einem Wiesengelände von Köhler am 
Ortsrand statt. Es spielten neben be- 
kannten deutschen Szenebands auch 
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Der ehemals führende „Berserker“ Glenn 
Engelbrecht mit einem langjährigen Weggefähr- 
ten beim „Schild und Schwert“-Festival am 

3. November 2018 in Ostritz. 
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Bands aus den USA. Mit Gegenschlag for- 
mierte sich aus den Reihen der Berserker 
eine eigene Band mit Engelbrecht als 
Manager, die 2003 ihre erste CD „Die 
deutsche Jugend schlägt zurück“ veröf- 
fentlichte. Laut Polizei fanden die Kon- 
zerte meist „ungestört“ statt. Das ist be- 
merkenswert, denn selbst hunderte 
Skinheads und regelmäßige Polizeiauf- 
gebote führten nicht zu spürbarem Är- 
ger oder Empörung in der Kerngemein- 
de Kirtorf, in der weniger als 2.000 Men- 
schen leben. 

Die ausgestrahlten Aufnahmen aus dem 
Schweinestall hatten jedoch unmittelba- 
re Folgen, die bundesweite Aufmerksam- 
keit zwang die politisch Verantwortli- 
chen zum Handeln. 2004 wurden Köh- 
lers Gelände rund um den Schweinestall 
sowie die Wohnräume von Engelbrecht 
durchsucht, gefunden wurden neben 
NS-Devotionalien und Tonträgern auch 
Waffen und Munition. Beide wurden zu 
Geldstrafen verurteilt. Einen Monat spä- 
ter erließ der Landkreis ein Nutzungs- 
verbot des Schweinestalls als Veranstal- 
tungsraum. Gegen Bandmitglieder von 
Gegenschlag wurden mehrere Verfahren 
wegen Volksverhetzung eingeleitet, die 
teilweise zu Geldstrafen führten. Für die 
Berserker waren diese Rückschläge nicht 


zu kompensieren. 


Überregionale Vernetzung 
Einige aus dem Kreis der Berserker sind 
allerdings weiterhin in überregionalen 
Strukturen präsent und mit diesen ver- 
woben. Daniel O. aus Lautertal zum Bei- 
spiel war bereits in den frühen 2000er 
Jahren umtriebig in der Naziszene und 
zählte zum näheren Umfeld der Berser- 
ker. Ihm wurde 2019 als einzigem in Hes- 
sen und als einem von sechs Personen 
bundesweit die Verbotsverfügung von 
Combat 18 (C18) Deutschland zugestellt. 
Das überraschte, denn er ist keineswegs 
als exponierter Protagonist von C18 auf- 


gefallen. Eher wirkt es, als hätten ihm 
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vor allem seine Sammelleidenschaft für 
Rechtsrock-CDs, deren Weiterverkauf 
und der damit einhergehende Kontakt 
mit der Struktur die Verbotsverfügung 
eingehandelt. Man kannte sich aber: 
2014 war er bei einem Aufmarsch in 
Dortmund in einer Gruppe von C18-Per- 
sonen zu sehen. Dort waren auch weite- 
re Personen zugegen, die in der Vergan- 
genheit im Umfeld der Berserker aufge- 
fallen sind. Einer von ihnen, Marcel W., 
beteiligte sich im gleichen Jahr an den 
Ausschreitungen bei der HoGeSa-Demo 
in Köln und wurde im Nachgang zu drei 
Jahren und neun Monaten Haft verur- 
teilt, da er einen Polizisten angegriffen 
hatte. Eine weitere Verbindung zu C18 
ist Karsten H. aus Lautertal. Als Exif Re- 
cherche den Lübke-Mörder Stephan Ernst 
auf einem C18-Treffen im März 2019 im 
sächsischen Mücka vermutete, habe Kar- 
sten H. eine eidesstattliche Erklärung 
abgelegt, dass nicht Ernst, sondern er 
auf den Bildern zu sehen sei. Darüber 
soll Thorsten Heise Pressevertreter*in- 
nen am Rande einer Pressekonferenz 
beim unweit von Mücka stattfindenden 
Schild und Schwert-Festival informiert ha- 
ben. Karsten H. war in den 2000er Jah- 
ren ebenfalls den Berserkern zuzurech- 
nen, sein Name findet sich außerdem 
auf der Grußliste der ersten beiden Ge- 
genschlag-CDs aus dieser Zeit. Auch En- 
gelbrecht ist nach wie vor in der überre- 
gionalen Szene vernetzt. Er lief im Juli 
2017 mit exponierten Neonazis von C18 
beim Konzert Rock gegen Überfremdung in 
Themar auf und nahm im Oktober 2021 
am Aufmarsch anlässlich des Todes von 
Siegfried Borchardt in Dortmund teil. 
Engelbrecht wird der Arischen Bruder- 
schaft (AB) um Thorsten Heise zugerech- 
net. Dies unterstreicht auch eine Täto- 


wierung des Logos der AB. 
Trügerische Ruhe 


In Kirtorf selbst sind die Aktivitäten seit 
der de facto Schließung des Schweine- 
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stalls stark zurückgegangen. Dennoch ist 
spürbar, wie prägend diese Zeit für viele 
war und bis heute ist. Statt der organi- 
sierten Kameradschaft bildeten sich wie- 
der Cliquen, in denen der rechte Grund- 
konsens weiter bestehen blieb. Die Sze- 
ne wurde weniger greifbar. So ist es fol- 
gerichtig, wenn auf Gartenpartys in der 
Nachbarschaft eine Person mit freiem 
tätowierten Oberkörper sitzt, auf dem 
ein lieblos überstochenes „White 
Power“-Zeichen nebst Schriftzug „Kir- 
torf“ noch durchschimmert. Auch in 
subkulturellen Kreisen bemühten sich 
einige nach der Repression ihre Zugehö- 
rigkeit zur Naziszene zu kaschieren. 
Zwei ehemalige Mitglieder der Band Ge- 
genschlag gründeten 2008 die Oi-Band 
Extrem Unangenehm. Die Band gab sich — 
typisch Grauzone — als unpolitisch, ver- 
klärte die Naziaktivitäten, mit denen sie 
nichts mehr zu tun hätte, und trat fort- 
an öffentlich auf (vgl. LOTTA #47, S. 19). 
Die Konzerte der Band wie auch Onkelz- 
Parties in der Region wurden zum Ersatz 
der klandestinen Rechtsrockkonzerte. 
Hier war es kein Problem, wenn auf voll- 
tätowierten Oberkörpern irgendwo noch 
ein Nazisymbol zu sehen war oder der 
Schriftzug „Berserker“ in großen Let- 
tern auf dem Rücken prangte. Köhler 
reichte dies nicht: Er veranstaltete im 


Dezember 2018 auf seinem Gelände eine 
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Bertram Köhler beim Neonazi-Aufmarsch am 9. November 2019 in Bielefeld. 


Sonnenwendfeier, die allerdings klein 
ausfiel, auch da die Stadt ein Feuer un- 
tersagte. Zudem kündigte er an, poli- 
tisch wieder aktiver zu werden. Im fol- 
genden Jahr lief er bei rechten Aufmär- 
schen in Kassel und Bielefeld mit. Im Ja- 
nuar 2021 starb er überraschend. Seine 
Beisetzung spiegelte vor allem seine Be- 
deutung für die lokale Szene wider: Es 
reiste keine überregionale „Prominenz“ 
an, doch einige der ehemaligen Berserker 
waren auf dem Kirtorfer Friedhof zuge- 
gen. Kürzlich formierte sich dann Gegen- 
schlag wieder und veröffentlichte ge- 
meinsam mit der Rechtsrockband Projekt 
8.8 im Sommer 2021 die Split-CD „Da- 
mals wie heute“. Darauf beschimpft die 
Band auch Aktivist*innen aus dem nahe 
gelegenen Dannenröder Forst, wo sich 
während des Protests gegen die Teilro- 
dung des Waldes immer wieder Neona- 
zis einfanden, um die Aktivist*innen zu 
bedrohen. 


Heute 

Zwischenzeitlich stand Kirtorf erneut im 
Fokus medialer Berichterstattung, da 
seit Sommer 2018 zwei Fälle des hessi- 
schen Polizeiskandals bekannt sind, in 
die insgesamt drei Polizisten mit Wohn- 
sitz in Kirtorf involviert sind. Im Grunde 
ist es kaum verwunderlich, dass einer 


der Polizisten es offenbar für unproble- 


matisch hielt, Engelbrecht via Facebook 
persönliche Glückwünsche zum Geburts- 
tag zu übermitteln (vgl. LOTTA #74, 

S. 33—35), da dieser vornehmlich als Fa- 
milienvater wahrgenommen wird, ob- 
wohl er auf geposteten Bildern im Kreis 
der Familie Kleidung von Neonazimar- 
ken trägt. Im Januar 2019 fragten Jour- 
nalist*innen der taz Bürgermeister 
Künz nach Engelbrecht, der sagte, er sei 
auch gut integriert, er habe ja jetzt 
Kinder. 

Eine Abgrenzung im alltäglichen Leben 
findet nach wie vor kaum statt, daran 
hat auch ein 2004 gegründetes Bürger- 
bündnis nur wenig geändert. In eben 
diesen gesellschaftlichen Verhältnissen 
haben sich viele Neonazis, auch einer 
jüngeren Generation, eine nie gefährde- 
te bürgerliche Existenz aufgebaut. Sie 
bietet sowohl das Fundament, als auch 
den notwendigen Rückzugsraum. Man 
ist noch mit den weniger aktiven „Ka- 
meraden“ aus der Hochzeit lose verbun- 
den, trifft sich im Privaten oder in Knei- 
pen. Außer den teils ausgeblichenen Tä- 
towierungen erinnert kaum noch etwas 
an die martialisch auftretenden Skin- 
heads. Vielmehr werden die meisten als 
Familienmenschen beschrieben oder als 
nette NachbarInnen mit geregelter Ar- 
beit, als würde dies Szeneaktivitäten 


ausschließen. 
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Von Lucius Teidelbaum 





Anhaltende Unschärfe 
im Gesamtbild 


Die rechtsterroristische „Gruppe S“ vor Gericht — Teil Ill 


Relativ wenig beachtet findet in Stuttgart vor dem Oberlandesgericht 

seit neun Monaten der Prozess gegen die „Gruppe S“ statt. Zwölf Per- 

sonen wird vorgeworfen, eine rechtsterroristische Vereinigung gegrün- 
det oder unterstützt zu haben. Es bleibt jedoch nebulös, was am 

8. Februar 2020 im ostwestfälischen Minden geschah und was die ein- 


zelnen Angeklagten im Sinn hatten. 


Laut von der Anklageschrift abweichen- 
der Einschätzung des Strafsenats wurde 
an diesem Tag in Minden von acht Per- 
sonen eine terroristische Vereinigung 
gegründet, vier weitere Anwesenden 
und ein Nichtanwesender werden als 
„Unterstützer“ gewertet. Alle gehören 
zur extremen Rechten und fanden letzt- 
endlich über Telegram-Chat-Gruppen zu- 
sammen. Das Treffen in Minden war für 
die meisten das zweite realweltliche 
Treffen, vom Demobesuch am 3. Okto- 
ber 2019 in Berlin abgesehen. Einige 
trafen sogar zum ersten Mal auf die an- 


deren. 
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Im Verfahren kristallisieren sich zwei 
denkbare Versionen heraus. 


Version 1: Einvernehmliche 
Terrorplanung 

Eine Möglichkeit wäre natürlich, dass in 
Minden tatsächlich nahezu einvernehm- 
lich eine rechtsterroristische Gruppe ge- 
gründet wurde — mitsamt Geldzusagen 
für Waffen, Waffenbeschaffungs- und — 
noch abstrakt gehaltenen — Anschlags- 
plänen auf Gläubige beim Moscheebe- 
such. Sechs Tage rückte das LKA BaWü an 
und nahm alle bis auf einen fest. Daher 
schaffte es die Gruppe nicht, ihre Pläne in 


die Tat umzusetzen. Sie hatte zwar noch 
keine konkreten Ziele vereinbart und 
auch noch nicht das zugesagte Geld für 
den Waffenerwerb eingesammelt, die er- 
forderliche Summe war aber bereits 
durch verbindliche Zusagen der Beteilig- 
ten zusammengekommen. Und die nächs- 
ten Schritte waren bereits abgesprochen. 
Gewährsmann für diese Version ist der 
Angeklagte Paul-Ludwig U. Er informierte 
die Polizei seit Sommer 2019 freiwillig 
über die sich herausbildende Struktur, of- 
fenbar ohne offiziellen Status als V-Mann 
oder Informant. Seine Angaben sind aller- 
dings mit Vorsicht zu genießen, zumal er 
in seinen Berichten an das LKA häufig zu 
Übertreibungen und fantasievollen Inter- 
pretationen zu neigen schien. So behaup- 
tete er etwa, dass 2.000 gewaltbereite 
Kämpfer in Gruppen organisiert und ab- 
rufbereit seien. In vielen seinen Erzählun- 


gen scheint es einen wahren Kern zu ge- 
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Die rechtsterroristische „Gruppe 5“ vor Gericht — Teil III 


ben, um den herum er kräftig aus- 


schmückte. 


Version 2: Nur wenig Begeiste- 
rung für Terrorpläne 

Es trafen am 8. Februar 2020 extrem rech- 
te, großteils gewalterfahrene Personen 
zusammen. Einige hatten Ideen für Aktio- 
nen, die effektiver sein sollten als De- 
monstrationen oder Plakataktionen oder 
waren sich zumindest einig, dass eine här- 
tere Gangart vonnöten sei. Werner Somo- 
gyi hatte das Treffen arrangiert, um he- 
rauszufinden, wer bei seinen Plänen — 
durch bewaffnete Angriffe den „TagX“ 
auszulösen und damit einen Systemum- 
sturz einzuleiten — mitziehen würde. Die 
laut Aussagen mehrerer Angeklagter von 
U. eingebrachte Idee, Moscheen als An- 
schlagsziele ins Visier zu nehmen, ver- 
hallte aber folgenlos. Somogyi selbst ging 
vorsichtiger vor. Er fragte die Anwesen- 
den, wer von ihnen persönlich eine „of- 
fensive“ und wer eine „defensive“ Vorge- 
hensweise bevorzugen würde. Aber was 
verstanden die Befragten darunter? Die 
Mehrheit der Gruppe zog bei Terroran- 
schlägen nicht mit. Nicht durch aktiven 
Widerspruch oder aus Menschenliebe, 
sondern aus Angst vor den Konsequenzen 
und weil Mordaktionen trotz ihrer rassis- 
tischen Einstellung nicht zu ihrem Hand- 
lungsrepertoire gehört. Einige sagten 
mehr oder weniger engagiert Unterstüt- 
zung beim Kauf von Waffen zu, wollten 
sie aber nicht selbst offensiv einsetzen. 
Mehrere Teilnehmer waren zudem mit 
ganz anderen Erwartungen zum Treffen 
gekommen, ihnen wurde das Ganze un- 
heimlich. Beispielsweise der zwischen- 
zeitlich verstorbene UIfR., der verspätet 
dazu gestoßen war und sich laut Aussagen 
anderer Beschuldigter sichtbar unwohl 
gefühlt hätte, 

In einzelnen Telefongesprächen, die vor 
Gericht als Beweismittel eingeführt wur- 
den, fantasierten zwar einige Beschuldig- 


te immer wieder vom „Endkampf“ am 
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„Tag X“ und von Gewalt, aber beim kon- 
kreten Appell zuckten sie dann mögli- 
cherweise doch zurück. Eventuell waren 
sie noch nicht so weit, und es fehlte die 
Gruppen-Dynamik. Einige kannten einan- 
der vor dem Mindener Treffen nicht ein- 
mal. Somogyi zeigte sich Tage nach dem 
Mindener Treffen in einem Telefonat mit 
seinem Vertrauten Tony Ebel sehr ent- 
täuscht: „Wochen- und monatelange Ar- 
beit im Arsch. [...] Monate- und jahrelang 
checkt man die Leute, und dann kommt 
immer noch nicht das rum, was man sich 


vorstellt.“ 


Die Mission 

des Paul-Ludwig U. 

Fragen stellen sich zum Verhältnis von U. 
zu den Behörden. Diese griffen gerne zu, 
als sich die Möglichkeit auftat, kostenlos 
Informationen abzugreifen. U. blieb hier- 
bei aber stets unkontrollierbar. So spa- 
zierte er mehrfach mit einer Schusswaffe 
durch die Gegend, so auch anlässlich des 
ersten Treffens Ende September 2019 in 
Alfdorf bei Stuttgart. Man kann mutma- 
ßen, dass LKA und GBA ihm Versprechun- 
gen machten oder ihn zumindest in dem 
Glauben ließen, dass eine weitere Zusam- 
menarbeit und ein Dranbleiben Vorteile 
für ihn mit sich bringen würde. U. blieb 
dran, zu welchem Preis auch immer, zu- 
mal seine Hauptmotivation die Aufmerk- 
samkeit gewesen sein dürfte, die ihm als 
„wichtigem Informanten“ zuteil wurde, 
was sich deutlich in den polizeilichen Ver- 
nehmungen und auch in seinen Telefo- 
naten mit unbeteiligten Personen, de- 
nen er stolz von seiner Mission berichte- 
te, zeigte. 

Die Verteidiger*innen der anderen Ange- 
klagten versuchen U. als Agent Provoca- 
teur, Manipulator, Spinner und Gewalt- 
verliebten darzustellen; ihren Mandanten 
selbst sei es nie um Terror gegangen. 
Doch obwohl es manipulative Anteile in 
den Aussagen von U. geben mag, er- 


scheint das sehr unrealistisch. Dennoch 
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peitschte U. die Gruppe an, beispielsweise 
mit seinem Vorschlag in Minden, man 
könnte ja die große Moschee in Köln an- 
greifen. Vor dem OLG schweigt U., aber in 
seinen Aussagen bei den Behörden gab er 
selbst zu, den Hardliner gespielt zu haben 
— angeblich, um nicht aufzufallen und 
zwecks Informationsweitergabe weiterhin 
in die konkreten Vorbereitungen einge- 


bunden zu werden. 


Werner Somogyi und 

der „TagX“ 

Nachdem während des Prozesses immer 
offensichtlicher geworden war, dass ein 
Bestreiten von Somogyis rechtsterroristi- 
schen Plänen wenig Erfolgsaussichten 
hat, rückte für die meisten 
Verteidiger*innen neben Paul-LudwigU. 
auch Werner Somogyi in den Fokus, für 
das Geschehen verantwortlich zu sein. 
Selbst Tony Ebel rückte vorsichtig von 
ihm ab. Dabei hatte er gemeinsam mit So- 
mogyi gezielt kampfbereites Personal für 
die Gruppe rekrutiert und mit ihm Kon- 
takte, körperliche Fitness, Entschlossen- 
heit und Verschwiegenheit von potenziel- 
len Mitstreitern bewertet. 

Klar ist: Die „Gruppe S“ orientierte auf ei- 
nen „Tag X“. Doch ging es den einzelnen 
Beschuldigten darum, am „Tag X“ vorbe- 
reitet zu sein, um sich dem halluzinierten 
„Feind“ entgegenzustellen, oder — wie ih- 
nen die Anklage vorwirft — darum, durch 
Terrorakte selbst diesen „Tag X“ auszulö- 
sen? Auf Somogyi und wahrscheinlich 
auch Ebel dürfte die zweite Möglichkeit 
zutreffen. Aber auf wen noch? 


Anmerkung: 
Der Prozess wird kritisch beobachtet. 
Siehe hierzu twitter.com/prozessbeo 


und prozessbeobachtung.org 
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Von Tobias Hoff 





A 


Alexander Karnath (Bildmitte mit „Thor Steinar“-Jacke „Walhalla“) 
beim Trauermarsch für Siegfried Borchardt am 9. Oktober 2021 in Dortmund. 


„Keine Rechtsrock-BRAVO“ 


Das Projekt „Rock Hate“ 


Unter dem Namen „Rock Hate“ haben sich seit Sommer 2019 verschie- 
dene neonazistische Medienformate herausgebildet. Ob „Telegram“- 
Kanal und -Chat, Podcast oder Print-Magazin, hier findet sich alles 

rund um „Musik, Politik und Widerstand“. Hinter dem Projekt verbirgt 
sich mit Alexander Karnath ein alter Bekannter der nordrhein-westfäli- 
schen Neonazi- und RechtsRock-Szene. 


Im August 2019 ging auf dem Messen- 
ger-Dienst Telegram der Kanal Rock Hate 
online, der heute rund 3.000 
Abonnent*innen aufweist. Der Schwer- 
punkt des Kanals liegt seit Beginn auf 
dem Bereich Musik und liefert neben Be- 
sprechungen und Veranstaltungsankün- 
digungen diverse Neuigkeiten aus der 
Welt des RechtsRock. Gründe für die Er- 
stellung des Kanals waren nach eigenem 


Bekunden die „massiven Einschränkun- 
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gen“ und die „Zensurgewalt“ von ande- 
ren Social-Media-Plattformen wie bei- 
spielsweise Facebook. Von Beginn an ver- 
standen die Admins des Kanals das Pro- 
jekt nicht nur als Musik- und Subkultur- 
Format, sondern explizit auch als über- 
parteiliche Plattform des „Nationalen 
Widerstands“: „Egal ob Ein Prozent, FSN, 
AfD, Dritter Weg, Die Rechte, NPD, Pegi- 
da, Tommy Frenck, Volkslehrer, oder 


wer auch immer, — wir reichen allen Pa- 


trioten die Hand und wir lassen uns 
auch nicht vorschreiben mit wem wir 
zusammenarbeiten und mit wem nicht“, 
so die Verlautbarung. Recht schnell ent- 
wickelte sich neben dem Kanal auch der 
Chat Rock Hate-Forum auf Telegram, das 
als Diskussions- und Austauschort dient. 
Waren es vor rund 15 Jahren Neonazi- 
Foren wie freier-widerstand.net oder thia- 
zi.net, die auch für den Bereich der neo- 
nazistischen Musikwelt eine wichtige 
Bedeutung hatten, kommen heute diver- 
se Musiker, Labelbetreiber und selbster- 
nannte „Szenegrößen“ mit „Otto-Nor- 
mal“-RechtsRock-Hörer*innen im Rock 


Hate-Forum zusammen. 


LoTTA #85, WiNTER 2021/2022 


Das Projekt „Rock Hate“ 


Alter Bekannter 

Betreiber der Rock Hate-Formate ist der 
45-jährige Alexander Karnath, der frü- 
her in Wülfrath lebte, heute aber offen- 
bar in Velbert (beides Kreis Mettmann 
bei Düsseldorf) lebt und eine lange Ge- 
schichte in der extremen Rechten in der 
Region vorzuweisen hat. Seit etwa Mitte 
der 1990er Jahre ist er in der lokalen 
und regionalen Neonazi-Szene aktiv und 
durchlief hierbei diverse Gruppierun- 
gen. Schon um das Jahr 2000 war er ei- 
ner von 36 Beschuldigten in einem Ver- 
fahren gegen den Velberter Siepensturm, 
gegen die wegen Bildung einer kriminel- 
len Vereinigung ermittelt wurde. Um 
das Jahr 2003 war Karnath „Stützpunkt- 
leiter Mettmann“ des Kampfbundes Deut- 
scher Sozialisten (KDS) und bewegte sich 
dann kurze Zeit später in den Reihen des 
Freundeskreises Nationaler Politik (FNP) 
und der Gruppierung Autonome Nationa- 
listen Wuppertal/Mettmann, die Teil der 
Vernetzungsstruktur des damals in NRW 
aktiven Aktionsbüros Westdeutschland 
(AB-West) war. Bei vom AB-West zu je- 
ner Zeit des Öfteren durchgeführten 
Aufmärschen übernahm er zwar Ordner- 
tätigkeiten, schaffte es innerhalb der 
NRW-Strukturen der „Freien Kamerad- 
schaften“ aber nie, eine Führungsrolle 


einzunehmen. 


RechtsRock 

Seit Mitte der 2000er Jahre tritt Karnath 
als Musiker diverser RechtsRock-Bands 
in Erscheinung. Ende 2005 gründete er 
zusammen mit den beiden Brüdern Mar- 
co und Tobias C. die Band Dux et Patria. 
Nach wenigen Veröffentlichungen war 
Anfang der 2010er Jahre aber von der 
Band nichts mehr zu vernehmen. In den 
letzten Jahren trat Karnath unter ande- 
rem mit dem Projekt Farben des Krieges in 
Erscheinung, an dem auch der Dortmun- 
der Matthias Drewer und der frühere 
Sänger der Band Notwehr, Stefan Strasda 
aus Velbert, beteiligt waren. Strasda und 
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Karnath kennen einander seit den 
1990er Jahren und gehörten beide der 
Neonazi-Truppe Nationales Forum Nieder- 
berg an, die Ende der Neunziger von dem 
anschließend nach Bayern verzogenen 
Neonazi Norman Bordin geleitet wurde. 
Die gemeinsame Arbeit an dem Band- 
Projekt Farben des Krieges führte letzt- 
endlich dazu, dass Strasda und Karnath 
die Velberter Band Notwehr wiederbeleb- 
ten. Nach über 20 Jahren veröffentlichte 
Notwehr 2020 wieder ein Album, und es 
fanden auch vereinzelt Live-Auftritte 
statt. „Die wieder gegründete Kult-Ka- 
pelle NOTWEHR wollte ihren ersten Auf- 
tritt seit 20 Jahren hinlegen! [...] Die Zu- 
schauer flippten völlig aus und brüllten 
sich die Seele aus dem Leib“, heißt es 
beispielsweise in einem Bericht über ein 
Konzert am 27. April 2019 in Kirchheim 
(Thüringen), auf dem neben Notwehr 
auch Scott and Steve von Fortress, Killumi- 
nati sowie Kraftschlag auftraten. Erschie- 
nen ist der Konzertbericht in der ersten 
Ausgabe des Rock Hate-Magazins. 


Abgrenzung von „Rock Nord“ 
„Wir sind keine Rechtsrock-BRAVO und 
Hobbynationalisten, so wie damals z.B. 
das Rock Nord. Dafür ist uns die aktuelle 
Lage in Deutschland und Westeuropa 
einfach zu ernst. Aus dem Grund führen 
wir, neben Interviews mit Kameraden 
aus dem musikalischen Widerstand, 
auch Gespräche mit Parteileuten/Funk- 
tionären, Straßenaktivisten und unbe- 
kannten Politischen Soldaten“: So stellte 
sich das im Jahr 2021 erstmalig erschie- 
nene Rock Hate-Magazin seinen Leser*in- 
nen vor. Dass sich das Rock Hate-Magazin 
von dem bis 2005 erschienenen Rechts- 
Rock-Hochglanzmagazin Rock Nord ab- 
grenzt, überrascht nicht, galt dieses vie- 
len in der Szene doch als kommerziell 
und szenefremd. Bis Ende 2021 wurden 
drei Ausgaben das Rock Hate-Magazins 
veröffentlicht. Das Impressum liefert die 


Küsten-Textil UG im thüringischen Ar- 
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tern. Dahinter verbirgt sich der Neonazi 
Nils Budig, der mit seiner Firma für eine 
Reihe von Labeln und Vertrieben ver- 
antwortlich zeichnet, die maßgeblich 
mit dem internationalen Netzwerk der 
Hammerskin Nation verbunden sind. Ei- 
nes dieser Labels — Front Records — dient 
nicht nur Notwehr, sondern auch Kar- 
naths aktueller Band Kriegstreiber sowie 
einem im Dezember 2021 erschienenen 
„Rock Hate Sampler“ als Veröffentli- 
chungsstruktur. Für das Layout des Rock 
Hate-Magazins ist Martin Wegerich 
(Vlanze Graphics) zuständig. Karnath sel- 
ber steckt offenbar hinter einem Groß- 
teil der namentlich nicht gekennzeich- 
neten Inhalte und Band-Interviews. Da- 
rüber hinaus finden sich die üblichen 
Verdächtigen wie Christian Worch, Die- 
ter Riefling oder Patrick Schröder, die 
Artikel und Beiträge liefern. In der Erst- 
ausgabe des Heftes war neben einem In- 
terview mit Notwehr auch ein Portrait 
von Karnaths Band Kriegstreiber zu fin- 
den — völlig objektiv und uneigennützig 


natürlich. 


Lückenschließer? 

Zwar existieren auch heute noch einige 
wenige klassische Fanzines der neona- 
zistischen Skinhead-Szene wie das Love 
ofOi oder das De Kahle Plaat, aber ein 
„authentisches“ Szenemagazin für den 
Bereich RechtsRock existierte lange Zeit 
nicht. Diese Lücke scheint aber nicht nur 
Karnath mit seinem Heft schließen zu 
wollen. Ende 2021 sind mit dem Frontma- 
gazin und dem Oldschool Records-Label- 
heft „Keep Rocking The System“ zwei 
weitere neue Hochglanzdruckerzeugnis- 
se der RechtsRock-Szene erschienen. Es 
bleibt abzuwarten, ob Karnath es 
schafft, ein Magazin für die neonazisti- 
sche Szene zwischen „Bewegung“ und 
Musik zu etablieren. Falls nicht, bleibt 
ihm immer noch der Telegram-Kanal. 
Geld lässt sich mit diesem aber sicher- 


lich nicht verdienen... 
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Von Jacob Weyrauch 


Der umtriebige Neonazi Günther Kümel 


Alternder Welterklärer 


Der umtriebige Neonazi Günther Kümel 


Bei „Recht und Wahrheit“-Lesertreffen, der Partei „Der Ill. Weg“ und 
rechten Studentenverbindungen tritt er auf: Günther Kümel, der 1965 
den österreichischen Antifaschisten Ernst Kirchweger erschlug, lebt seit 
mehreren Jahrzehnten unbehelligt im Rhein-Main-Gebiet. Noch in den 
2000er Jahren war er an der Frankfurter Universität tätig, seit einigen 
Jahren veröffentlicht er immer häufiger in diversen Neonazi-Zeitungen. 


Anfang der 1960er Jahre in Wien: Öster- 
reichische Deutschnationale propagie- 
ren die Solidarität mit dem vermeintli- 
chen „Freiheitskampf“ in Südtirol. Eine 
Gruppe Werwolf begeht im Jahr 1961 gar 
mehrere Sprengstoff- und Schussatten- 
tate. Unter ihnen sind Alt- und Neona- 
zis, die noch danach jahrzehntelang in 
Österreich aktiv waren: etwa der Holo- 
caustleugner Gerd Honsik oder der 
Neonazi Norbert Burger, beide inzwi- 
schen verstorben. An einer Reihe von 
Anschlägen, unter anderem ein Brand- 
bombenanschlag auf die italienische 
Botschaft in Wien im Mai 1961, betei- 
ligt sich auch ein junger Jurastudent. 
Sein Name: Günther Kümel. Ein Jahr 
später wird er wegen „Übertretung des 
Waffengesetzes“ zu zehn Monaten Ar- 
rest verurteilt, allerdings schon nach 
fünf Monaten entlassen. Kümel, Jahr- 
gang 1941, repräsentiert dabei eine 


neue, jüngere Generation der extre- 
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men Rechten. Er ist in dieser Zeit Mit- 
glied der FPÖ-Studierendenorganisati- 
on Ring Freiheitlicher Studenten (RFS) 
und der Wiener Burschenschaft Olympia. 
Im Jahr 1965 eskaliert die Auseinander- 
setzung um den antisemitischen, mit 
der NSDAP weiterhin sympathisieren- 
den Wiener Universitätsprofessor Ta- 
ras Borodajkewycz in Straßenschlach- 
ten. Kümel erschlägt dabei den 67-jäh- 
rigen Ernst Kirchweger, der in der NS- 
Zeit als KPÖ-Mitglied im antifaschisti- 
schen Widerstand aktiv gewesen war. 
Da das Gericht darin aber keinen Tot- 
schlag, sondern nur eine „putative 
Notwehrübertretung“ sieht, muss Kü- 
mel lediglich fünf Monate in „stren- 
gem Arrest“ absitzen. Im Februar 1966 
kommt er frei. Sein Studium, bei dem 
er zwischenzeitlich das Fach zu Chemie 
gewechselt hatte, setzt er in Innsbruck 
fort und arbeitet anschließend als Vi- 
rologe in Deutschland. 


Vielschreiber und Vielredner 
Heute wohnt Kümel, der sich inzwischen 
Gunther und nicht mehr Günther nennt, 
in Waldems im Hintertaunus. Er selbst 
gibt an, in Würzburg als Virologe gear- 
beitet zu haben. In den späten 1970er 
Jahren ist er an der Universitätsklinik 
des Saarlandes in Homburg beschäftigt. 
In den 1980er Jahren wechselt er an das 
Frankfurter Uni-Klinikum, seine Mitar- 
beiter-Mailadresse der Universität be- 
findet sich noch 2004 im elektronischen 
Adressbuch von Horst Mahler. Zudem 
tritt er seit den späten 1980er Jahren re- 
gelmäßig als Verfasser von Leserbriefen 
in Erscheinung. Zu Beginn der 2000er 
Jahre ist er häufiger Autor in der Leser- 
briefspalte der Jungen Freiheit, unter- 
zeichnet Offene Briefe und Appelle aus 
dem Spektrum der extremen Rechten 
und kommentiert später auch eifrig auf 
diversen Internet-Blogs. 

In den letzten Jahren scheint sich Kü- 
mels publizistische Tätigkeit zu intensi- 
veren. Die Gründe hierfür bleiben un- 
klar: möglich, dass Kümel, der inzwi- 
schen im Ruhestand ist, nun über die 
nötige Zeit verfügt. Zu prüfen wäre in- 
des, ob er auch in seiner Zeit als Ange- 


stellter des Landes Hessen bereits unter 
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Pseudonym aktiv war. Seit 2019 erschie- 
nen mehrere Texte von Kümel in Recht 
& Wahrheit sowie in Volk in Bewegung und 
er trat in unterschiedlichen Spektren 
der extremen Rechten auf. Im Septem- 
ber 2020 referierte er beim hessischen 
Ableger der Partei Der III. Weg, auch auf 
Recht & Wahrheit-Lesertreffen und bei 
mindestens einer Studentenverbindung 
war Kümel in den letzten Jahren zu Gast. 
Dabei referiert er über die verschiedens- 
ten Themen: Mal spricht er nach Art ei- 
nes „Zeitzeugenvortrags“ über seine 
Zeit im österreichischen Neonazismus, 
mal über die Kriegsschuld des Ersten 
oder auch des Zweiten Weltkriegs, über 
die politische Linke, über Migrations- 
themen oder die Rolle des Christen- 
tums in der abendländischen Philoso- 
phie. 

Kümels Selbstinszenierung als Univer- 
salgelehrter mag auch darin begründet 
sein, dass der Pensionär keine negati- 
ven beruflichen Folgen mehr zu fürch- 
ten hat. Nun kann er, offenbar unterbe- 
schäftigt, seinen geschichtsrevisionisti- 
schen Thesen freien Lauf lassen — und 
das vermutlich ermöglicht durch staat- 
liche Pensionsleistungen. Sein wichtig- 
tuerischer Schreibstil, dem ein Hang zu 
Pseudo-Ironie innewohnt, offenbart, 
dass Kümel sich selbst für einen großen 
Literaten hält und sichtlich in die eige- 
ne, vermeintlich spitze Feder verliebt 
ist. Dabei schreibt er nicht nur eigene 
Meinungsbeiträge zu allen möglichen 
Themen, sondern fühlt sich wie selbst- 
verständlich dazu berufen, andere Bei- 
träge durch Leserbriefe und ähnliches 
zu kommentieren. In freudiger Erwar- 
tung etwaiger Korrespondenz gibt er 
dort oft seine Mail-Adresse oder posta- 
lische Anschrift an. Offenbar benutzt 
Kümel auch Pseudonyme. So meldet 
sich in der Internet-Kommentarspalte 
des Compact-Magazins häufig ein „Peter 
Fassbender“ zu Wort, der als Kontakt 


Kümels private E-Mail-Adresse nennt. 
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Der Virologe 

und die Pandemie 

In seinen Artikeln schimpft Kümel über 
die vermeintlich großen Probleme der 
Gegenwart, worunter für ihn unter an- 
derem „Genderismus“, „Klimahysterie“, 
der Rechercheverbund Correctiv und das 
„Revoluzzer-Netzwerk“ Extinction Rebel- 
lion fallen. Hinter all dem vermutet Kü- 
mel in antisemitischer Manier den US- 
amerikanischen Investor George Soros. 
Auffällig ist, dass sich Kümel, obwohl er 
selbst promovierter Virologe ist, kaum 
zur COVID-19-Pandemie äußert. In den 
Chor der verschwörungsideologischen 
Rechten, die die Pandemie oder die 
Wirksamkeit von Impfungen leugnen, 
stimmt er nicht mit ein, schimpft im 
Frühjahr 2020 sogar darüber, dass die 
BRD so schlecht gegen die Pandemie ge- 
wappnet sei und bietet selbstgemischtes 
Desinfektionsmittel in Internet-Kom- 
mentaren an. Danach äußert er sich 
nicht mehr zur Pandemie-Politik, 
grenzt sich aber auch nicht zu jenen 
Spektren der Rechten ab, die den Schul- 
terschluss mit „Querdenken“-Demos 


propagieren. Es gibt bislang keine Infor- 


er ander “or hebe 

rieden hiey jap, ; 
& 

f uns ein Groy 


‘Eisen sein Sol; 


la Haverbeek ung 
en der BRD! ’ 
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mationen darüber, dass Kümel auf ent- 
sprechenden Veranstaltungen aufgetre- 
ten wäre und seine virologische Exper- 


tise zur Verfügung gestellt hätte. 


Inszeniertes Gelehrtendasein 
In anderen gesellschaftlichen Milieus 
würde jemand, der zu allem etwas 

zu sagen hat und sich selbst als Gelehr- 
ter wähnt, wohl als neunmalkluger 
Schwätzer gelten. Kümel dagegen treibt 
seine Selbstinszenierung offensiv voran 
und trifft in seinem Publikum auf große 
Autoritätsgläubigkeit. Seine Geschichte 
als militanter Neonazi, der einen 
Antifaschisten erschlug, verleiht ihm 
Ansehen und Authentizität. Seine 
radikalisierende Wirkung auf ein jun- 
ges rechtes Publikum ist deswegen 
nicht zu unterschätzen. Seine politi- 
sche Haltung hält Günther Kümel 

auch in seiner Nachbarschaft nicht zu- 
rück, vor seinem Haus parkt ein PKW 
mit Aufklebern der Identitären Bewe- 
gung, auf denen groß der Schriftzug 
„Remigration“ prangt. Konsequenzen 
musste er in den vergangenen Jahr- 


zehnten wohl nicht erleben. 









Unter Gleichgesinnten: Gunther Kümel beim Aufmarsch für 


die Holocaustleugnerin Ursula Haverbeck am 10. November 2018 in Bielefeld. 
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Thomas Wagner (links) am Rande eines Neonazi-Konzertes am 15. Juli 2017 
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in Themar (Thüringen), das von den „Turonen“ mitorganisiert wurde. 


RechtsRock, Drogenhandel, 
Geldwäsche 


Das kriminelle Netzwerk der Thüringer „Turonen“ 


Am 26. Februar 2021 ging die Polizei mit Razzien in Thüringen, Hessen 
und Nordrhein-Westfalen gegen einen Kreis von Neonazis vor, die einen 
schwungvollen Handel mit Drogen betrieben haben sollen. Gegen knapp 
20 Personen wird ermittelt, acht von ihnen sitzen in Untersuchungshaft, 
darunter der Aachener Neonazi Timm Malcoci und der „Szeneanwalt“ 


Dirk Waldschmidt aus Hessen. 


Die Polizei wirft den Beschuldigten vor, 
in 48 Fällen größere Mengen illegalisier- 
te Drogen beschafft und verkauft zu ha- 
ben. Bei den Razzien im Februar wurden 
unter anderem ein Kilogramm Kokain 
und Crystal Meth sowie 120.000 Euro 
Bargeld sichergestellt. Der Kopf der 
Gruppe soll der 46-jährige Thomas Wag- 
ner aus Ballstädt bei Gotha gewesen 
sein. Um ihn besteht seit vielen Jahren 


eine neonazistische Struktur, die im so- 
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genannten Rotlicht-Milieu im Osten und 
Süden von Thüringen aktiv ist. Deren 
Kern tritt seit 2015 im Stil einer Rocker- 
gruppe unter dem Namen Turonen auf. 
Gegen Mitglieder der Turonen gibt es seit 
20 Jahren immer wieder Ermittlungsver- 
fahren und Verurteilungen wegen Kör- 
perverletzungen, der Produktion volks- 
verhetzender Musik, Verstößen gegen 
das Waffengesetz und vieles mehr. Die 


Turonen sind der Thüringer Ableger des 


internationalen Combat 18-Netzwerks 
und spielen eine gewichtige Rolle im 
RechtsRock-Business. Sie beteiligen sich 
an der Organisation von Neonazi-Kon- 
zerten bis hin in die Schweiz, um sie he- 
rum besteht ein Netzwerk von Rechts- 
Rock-Bands mit Namen wie Erschie- 
$ungskommando oder N.A.Z.1., die in ihren 
Texten die Ermordung politischer Geg- 
ner*innen propagieren. Die Politik vor 
Ort saß das Problem jahrelang aus, Poli- 
zei und Justiz blieben oft untätig oder 
erwiesen sich als zahnlos. So festigte 
sich eine neonazistische Struktur, die 
sich zunehmend für unangreifbar hielt. 
Turonen kauften Immobilien, richteten 
dort Räume für Konzerte und Kampf- 


sport-Trainings ein, sie betreiben ein 
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Bordell und leisten sich einen Fuhrpark 
mit Stretch-Limousine. 

Bundesweit Bekanntheit erlangte die 
Gruppe um Wagner durch den Überfall 
am 9. Februar 2014 auf eine Kirmesge- 
sellschaft, die in einem Kulturhaus in 
Ballstädt feierte. Ein Dutzend Neonazis 
stürmte in den Raum, zertrümmerte die 
Einrichtung und verletzte mehrere Per- 
sonen schwer. Nach einem Prozessmara- 
thon, der im Juli 2021 endete, wurden 
neun Neonazis zu Bewährungs- und 
Geldstrafen verurteilt. Kein einziger der 
zum Teil einschlägig vorbestraften An- 
greifer muss wegen dieses brutalen 
Überfalls in Haft. 


Ein Drogenlieferant 

aus Aachen 

Das Kokain wurde laut den Ermittlungen 
im Raum Aachen besorgt und von Kurie- 
ren nach Thüringen gebracht. Dem 38- 
jährigen Aachener Timm Malcoci wirft 
die Polizei vor, Lieferungen organisiert 
zu haben, zum Beispiel am 19. Februar 
2020, als ein Kurier mit einem Kilo Ko- 
kaingemisch im Auto auf der Rückfahrt 
nach Thüringen in eine Polizeikontrolle 
geriet, bei der man die Drogen fand. Mal- 
coci war einer der Anführer der neonazi- 
stischen Kameradschaft Aachener Land 
(KAL) gewesen. Nach dem Verbot der KAL 
im Jahr 2012 versuchte er sich unter an- 
derem als neonazistischer Rap-Musiker 
unter den Namen Nordic Walker und Timm 
Diesel. Im Duo mit Julian Fritsch (aka 
Makss Damage) trat er am 15. Oktober 
2016 nahe St. Gallen in der Schweiz auf. 
Die beiden Rapper und vier RechtsRock- 
Bands spielten an diesem Abend vor über 
5,000 Neonazis. Organisiert hatte das 
Konzert das Combat 18-Netzwerk, Turonen 
hatten sich um den Kartenvorverkauf ge- 
kümmert und stellten an diesem Abend 
den Sicherheitsdienst. Ein Teil der Ein- 
trittsgelder (insgesamt etwa 150.000 
Euro) diente der Unterstützung der An- 
geklagten im Ballstädt-Prozess. 
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Schon in der Vergangenheit ist Malcoci 
im Zusammenhang mit organisiertem 
Drogenhandel in den Fokus der Ermitt- 
lungsbehörden geraten (vgl. LOTTA #70, 
S. 30). Seit 2014 hatte die Polizei gegen 
ihn und weitere Aachener Neonazis er- 
mittelt, die über das Darknet Drogen, 
hauptsächlich Amphetamine und andere 
synthetische Drogen, verkauften. Am 31. 
Mai 2017 wurde die Bande verhaftet. Im 
Prozess offenbarten sich schwere Er- 
mittlungsfehler der Polizei und der 
Staatsanwaltschaft. So kam Malcoci im 
März 2019 mit einer milden Strafe von 
zwei Jahren und vier Monaten Haft da- 
von. Er legte gegen das Urteil Revision 
ein und blieb auf freiem Fuß . Spätestens 
im Februar 2020 begannen dann nach 
polizeilichen Erkenntnissen die Drogen- 
Kurierfahrten von Aachen nach Thürin- 
gen. Offensichtlich ist, dass weitere Per- 
sonen aus dem Aachener Umfeld von 
Malcoci als Drogenkuriere eingesetzt 
wurden. Wer diese waren, darauf gibt 
möglicherweise der bevorstehende Pro- 
zess Auskunft. 


Ein Geldwäscher aus Hessen 
In Untersuchungshaft sitzt auch Dirk 
Waldschmidt aus Schöffengrund im hes- 
sischen Lahn-Dill-Kreis. Der 56-jährige 
Rechtsanwalt soll ab Ende 2019 in der 
Gruppe wichtige Funktionen ausgefüllt 
haben. So sei es laut den Ermittler*in- 
nen Aufgabe des Anwalts gewesen, in- 
haftierte Gruppenmitglieder juristisch 
zu vertreten um den Informationsaus- 
tausch mit diesen aufrecht zu halten. 
Zudem soll Waldschmidt einen erhebli- 
chen Teil der Drogengelder gewaschen 
"haben. Zusammen mit seiner Lebensge- 
fährtin SonjaL. führte er eine „Unter- 
nehmens- und Projektberatungsgesell- 
schaft“, bei der im Oktober 2019 Andre 
K. aus Bad Langensalza als „Facility Ma- 
nager“ angestellt wurde. Andre K. ist ein 
Vertrauter von Thomas Wagner. Er war 
schon am Ballstädt-Überfall beteiligt 
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und soll für den Drogenring Kurierfahr- 
ten unternommen haben. Ab 2020 er- 
hielt auch Sina T. ein monatliches Ge- 
halt. Sie ist die Lebensgefährtin von 
Wagner und sitzt ebenfalls in U-Haft. Im 
August 2020 wurde schließlich Timm 
Malcoci in Waldschmidts Unternehmen 
angestellt. Die Polizei konnte nicht fest- 
stellen, dass einer der Angestellten ir- 
gendeine Arbeit für die Firma leistete. 
Im Januar 2020 erwarb Waldschmidt ein 
Grundstück am Stadtrand von Gotha. 
Dabei soll er als Strrohmann von Thomas 
Wagner fungiert haben, der auf dem Ge- 
lände ein weiteres Bordell errichten 
wollte. Der Anwalt aus Hessen trat dabei 
als Bevollmächtigter einer Immobilien- 
und Vermögensverwaltung GmbH auf, die 
erst im September 2019 gegründet wor- 
den war und für die SonjaLL. als Ge- 
schäftsführerin eingetragen war. 

Auch bei einem Fall von Erpressung soll 
Waldschmidt im Auftrag von Wagner ge- 
handelt haben. So wird Wagner vorge- 
worfen, im Herbst 2020 von einem ehe- 
maligen Partner in Drogengeschäften 
70.000 Euro gefordert zu haben. Dieser 
jedoch konnte nichts geben, da er 
schwer drogenabhängig war und deswe- 
gen seine Mutter sein Geld verwaltete. 
Nun wandte sich Waldschmidt an die 
Mutter und forderte in seiner Eigen- 
schaft als Rechtsanwalt von ihr 35.000 
Euro für eine anwaltliche Vertretung 
und für Darlehen, die er ihrem Sohn 
habe zukommen lassen. Auch täuschte 
ihr Waldschmidt vor, dass sie sich bei 
Nichtzahlung der Beihilfe zum Betrug 
schuldig mache. Alles war frei erfunden, 
doch die eingeschüchterte Frau zahlte 
das Geld. 


Der Szeneanwalt 

als Späteinsteiger 

Dirk Waldschmidt tauchte Mitte der 
2000er Jahre als knapp 40-Jähriger erst- 
mals in der Neonazi-Szene auf. Er sei 


„ein komischer Typ“ gewesen, erinnert 
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sich ein ausgestiegener Ex-Neonazi: 
„Der kam aus der Bodybuilding-Szene 
und hatte zuvor eher mit Rockern zu tun 
gehabt.“ 2005 trat Waldschmidt in die 
NPD ein und von 2006 bis 2008 war er 
stellvertretender Landesvorsitzender 
der Partei in Hessen. Sein fachlicher Ruf 
als Rechtsanwalt war nie gut, doch er 
gab sich der Szene kumpelhaft und ver- 
trat Neonazis in juristischen Angelegen- 
heiten für vergleichsweise kleines Geld. 
Seine Kontakte zu den Turonen bestan- 
den spätestens seit 2015, als er im ersten 
Ballstädt-Prozess einen der Angeklagten 
verteidigte. Zuletzt geriet Waldschmidt 
2020 als Anwalt von Stephan Ernst, dem 
Mörder von Walter Lübcke, in die 
Schlagzeilen. Ernst hatte unter anderem 
angegeben, er sei von Waldschmidt zu 
einem falschen Geständnis bewegt wor- 
den. So habe der ihm zugesagt, dass sei- 
ne Familie finanzielle Unterstützung aus 
der Szene erhalten würde, sollte er die 
alleinige Schuld für den Mord auf sich 
nehmen. Waldschmidt bestreitet diese 
Darstellung. 


Alimente für den NSU-Helfer 
Neben den Firmen, die er mit SonjaL. 
führte, betrieb Dirk Waldschmidt seine 
Rechtsanwaltskanzlei in Schöffengrund. 
Über das Geschäftskonto der Kanzlei 
wurde seit Juni 2020 ein monatliches Ge- 
halt an Ralf Wohlleben gezahlt. Der war 
im 2018 als Unterstützer des Nationalso- 
zialistischen Untergrunds (NSU) zu einer 
zehnjährigen Haftstrafe verurteilt wor- 
den. Er hatte unter anderem die Ceska- 
Pistole beschafft, mit dem der NSU seine 
rassistische Mordserie begangen hatte. 
Da er bereits sechs Jahre und acht Mona- 
te in Haft gesessen hatte, war der Haft- 
befehl gegen ihn nach dem Urteil aufge- 
hoben worden. Seit vielen Jahren ist ein 
freundschaftliches Verhältnis von Wohl- 
leben zu den Turonen zu erkennen. Zwi- 
schen 2014 und 2017 hatten (spätere) 


Turonen mehrere Konzerte organisiert, 
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deren Erlöse unter anderem der Unter- 
stützung von Wohlleben im NSU-Prozess 
dienten. Der Thüringer Neonazi Steffen 
Richter, heute ein exponiertes Mitglied 
der Turonen, soll im August 2012 dem in 
der JVA Tonna (Thüringen) inhaftierten 
Wohlleben ein Kassiber zukommen las- 
sen haben, was dazu führte, dass dieser 
aus Sicherheitsgründen in die Haftan- 
stalt nach München verlegt wurde. Die 
„Gehaltszahlungen“ der Kanzlei Wald- 
schmidt an Wohlleben werden von den 
Ermittler*innen zum Komplex der Geld- 
wäsche des Drogenrings gezählt. Es gibt 
keine Hinweise darauf, dass Wohlleben 
an Straftaten der Bande beteiligt war, 
möglicherweise wurde er von den Turo- 
nen aus reiner Freundschaft und politi- 
scher Verbundenheit unterstützt. Den- 
noch könnte er nun in die Bredouille ge- 
raten. Er hat beantragt, dass die restliche 
Haftstrafe aus dem Urteil im NSU-Pro- 
zess, immerhin noch mehr als drei Jahre, 
zur Bewährung ausgesetzt wird. Doch bei 
der Entscheidung darüber sind laut Straf- 
gesetzbuch unter anderem seine „Le- 
bensverhältnisse und die Wirkungen zu 
berücksichtigen, die von der Aussetzung 
für sie zu erwarten sind“. Sollte sich be- 
stätigen, dass er durch Gelder alimentiert 
wurde, die eine durch und durch krimi- 
nelle Neonazi-Bande durch Drogenhan- 
del und Erpressung beschafft hatte, dann 
würde dies ein sehr schlechtes Licht auf 


die „Lebensverhältnisse“ des NSU-Helfers 


werfen. 


(Zu) Sicher gefühlt 

Die „Legalisierung“ von Geldern über 
Scheinarbeitsverhältnisse und Immobi- 
lienkäufe ist ein in der sogenannten „or- 
ganisierten Kriminalität“ geläufiges Sys- 
tem der Geldwäsche. Doch ist verwunder- 
lich, wie fantasielos die Beteiligten hier 
vorgingen. Zwar nutzten sie zum Teil ver- 
schlüsselte Kommunikationswege, doch 
fanden die Übergaben der Gelder und der 
Drogen in den eigenen „Clubräumen“ 
oder Privatwohnungen statt, die von der 
Polizei observiert wurden. Dass sich ein 
kleines Unternehmen in Hessen, das 
kaum eine Geschäftstätigkeit vorweisen 
kann, vier Angestellte in anderen Bun- 
desländern leistet, ist enorm auffällig. Es 
zeigt, wie dreist die Neonazis vorgingen, 
wie sicher sie sich fühlten. Sollten sich 
die Vorwürfe im bevorstehenden Prozess 
erhärten, dann müssen die Angeklagten 
mit mehrjährigen Haftstrafen rechnen. 
Und Szeneanwalt Waldschmidt wird sich 


einen neuen Beruf suchen müssen. 


Anmerkung: 

Näheres zu Timm Malcoci findet sich 
in den jährlichen Aachener Antifa- 
Rechercheberichten, siehe 
akantifaac.noblogs.org/ 





Timm Malcoci beim Neonazi-Aufmarsch am 24. November 2012 im Remagen. 
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Kurzmeldungen 


Fakten, Fakten, Fakten aus NRW, RLP und Hessen 


PARTEIEN (HESSEN) 
AfD-Splitter 


21 








Föto: protest.foto-süidhessen 


Andreas Lichert, neuer 
Co-Vorsitzender der AfD Hessen. 


Am 20. November 2021 wählte die hessi- 
sche AfD bei ihrem Parteitag in Frankfurt 
einen neuen Landesvorstand. Co-Vorsit- 
zender des Landesverbandes ist nun an 
der Seite des wiedergewählten Robert 
Lambrou Andreas Lichert (vgl. LOTTA #68, 
S. 44 f.). Die Landtagsabgeordneten Volker 
Richter, Heiko Scholz und Bernd Vohl 
wurden zu deren Stellvertretern bezie- 
hungsweise zum Schatzmeister gewählt. 
Als „Beisitzer“ fungieren nun neben dem 
Bundestagsabgeordneten Jan Nolte noch 
Meysam Ehtemai, Sonja Nilz, Karsten 
Bletzer, Dimitri Schulz und John Csapo. 
Unterdessen hat die AfD-Rathausfraktion 
in Wiesbaden Sascha Herr als Referenten 
angestellt. Im Frühjahr, kurz vor der Kom- 
munalwahl, musste Herr sich noch wegen 
Bildern rechtfertigen, die ihn mit Neona- 
zis aus der Region auf dem Weg zu zwei 
RechtsRock-Konzerten zeigten. Die Frakti- 
on äußerte gegenüber der Frankfurter 
Rundschau, dass Herr sich „sehr glaubhaft 
von jeglicher Nähe zu nationalsozialisti- 
schem Gedankengut und der Neonazi- 
Szene distanziert“ habe. 
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ERMITTLUNGSVERFAHREN (HESSEN) 


Hausdurchsuchungen 


Wegen des Vorwurfs der Rädelsführerschaft beziehungsweise Mitgliedschaft in einer 
kriminellen Vereinigung wurden am 20. Oktober 2021 in Berlin, Schleswig-Holstein, 
Baden-Württemberg und Hessen 14 Objekte durchsucht. Unter 15 Beschuldigten des 
Berserker Clans befindet sich auch ein 54-Jähriger aus Wiesbaden. Gefunden wurden 
bei der Razzia unter anderem Schuss- und Schreckschusswaffen, Munition, Hieb- 
und Stichwaffen, Devotionalien der Vereinigung sowie Betäubungsmittel. 

Am selben Tag wurden wegen des Verdachts der Verwendung verfassungswidriger 
Symbole, Volksverhetzung und Kinderpornographie acht Wohnungen in Hessen 
durchsucht. Die zwölf Tatverdächtigen zwischen 14 und 54 Jahren sollen sich über 
Chatgruppen ausgetauscht haben, aus denen eine Drohung hervorgegangen sein 
soll. Am 1. Dezember 2021 wurden in Hessen Wohnungen von zehn Personen zwi- 
schen 19 und 63 Jahren durchsucht, sie sollen im Internet den Holocaust leugnende 
Inhalte sowie Hakenkreuze verbreitet sowie Politiker*innen bedroht und Frauen se- 
xuell belästigt haben. 


RECHTE GEWALT (HESSEN) 


CDU-Kandidat unter Terrorverdacht 


Am 11. November 2021 wurde bekannt, dass der 20-jährige Marvin Euhus aus Span- 
genberg (Schwalm-Eder-Kreis) seit September wegen des Vorwurfs der Vorberei- 
tung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat sowie wegen Verstößen gegen 
das Sprengstoffgesetz in Untersuchungshaft sitzt. Die Kasseler Antifagruppe task in- 
formierte darüber, dass der Auszubildende bei der letzten Kommunalwahl für die 
CDU kandidiert hatte. Die Staatsanwaltschaft Frankfurt hatte erst nach der Bundes- 
tagswahl auf Nachfrage über die Verhaftung informiert. 


PARTEIEN (NRW) 
Neuer JA-Landesvorstand und Landesliste der AfD 


Die JA NRW hat am 2. Oktober 2021 einen neuen Landesvorstand gewählt. Als Vorsitz- 
ender wurde der Bonner JA-Funktionär und Burschenschafter Felix Cassel gewählt. 
Stellvertreter sind der ehemalige IB-Aktivist Nils Hartwig sowie Maximilian Kneller. 

Als Schatzmeister fungiert Luca Leitterstorf (JA Köln). Carlo Clemens aus dem Rhein- 
isch-Bergischen Kreis trat nicht mehr zur Wahl an, kandidiert jedoch auf dem aussichts- 
reichen 8. Platz der AfD-Landesliste zur NRW-Landtagswahl am 15. Mai, die Ende Okto- 
ber aufgestellt wurde. Als Spitzenkandidat tritt hier Markus Wagner an. 
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RAsSISTISCHER ALLTAG (NRW) 


Beispiele aus 
sieben Wochen 


Am 20. Oktober 2021 ereignete sich ein 
Brandanschlag auf eine Solinger Familie. 
Ein 14-jähriger Jugendlicher steht im 
Verdacht, in Begleitung eines 13-Jähri- 
gen einen Brandsatz auf den Balkon ei- 
nes Mehrfamilienhauses geworfen zu 


haben. Die Polizei ermittelt wegen ver- 





Antisemit und „Gebietsleiter“ der Minipartei 
„Der Ill. Weg“: Julian Bender am 6. Dezember 
2020 bei einer „Querdenken“"-Kundgebung in 
Düsseldorf. 


suchten Mordes. In der Nähe des Tatorts 
wurde ein Mund-Nasen-Schutz mit SS- 
Runen und Hakenkreuz sichergestellt. 
Ein antiziganistischer Vorfall ereignete 
sich mutmaßlich am 22. November. Auf 
den Gedenkort für die ermordeten Sin- 
ti*zze und Rom*nja an der Weißenbur- 
ger Straße in Dortmund wurde „Zigeu- 
ner!!!“ geschmiert. Am 21. November 
kam es in Bonn zu einer rassistischen 


Bedrohung mit einem Messer, der An- 


Vor GERICHT (NRW) 
Julian Bender verurteilt 


Kurzmeldungen 


greifer soll mit „Das ist ein deutsches 
Reichsmesser, ich steche dich ab und 
bringe dich um“ gedroht haben. In der 
Nacht auf den 5. Dezember 2021 wurde 
ein Schweinekopf vor der Selimiye-Mo- 
schee in Dortmund abgelegt. Am 7. De- 
zember 2021 griff eine Gruppe von fünf 
Männern einen 13-jährigen Jugendli- 
chen in Neuss auf dem Weg zur Schule 


an und beleidigte ihn rassistisch. 


Am 7. Januar 2022 wurde Julian Bender, „Gebietsleiter West“ der Minipartei Der III. 
Weg in Siegen zu einer Geldstrafe in Höhe von 1.000 Euro wegen Beleidigung verur- 
teilt. Angeklagt war er allerdings wegen Volksverhetzung. Hintergrund war die Stö- 
rung eines Stolperstein-Spaziergangs am 27. September 2020, unter anderem durch 
antisemitische Äußerungen („Scheiß Juden“ und „Drecksjuden“). Die Staatsanwalt- 
schaft sah darin den Tatbestand des 8130 StGB, also Volksverhetzung, erfüllt und 
forderte auch aufgrund von Benders Vorstrafen eine neunmonatige Haftstrafe auf 
Bewährung sowie eine Geldstrafe. Benders Verteidigerin Wölfel sah den Tatbestand 
als nicht erfüllt und verklärte die Aussagen zur Schmähkritik. Das Gericht schloss 
sich im Wesentlichen der Argumentation der Verteidigerin an, jedoch sei mit den 
Äußerungen der Rahmen der freien Meinungsäußerung verlassen worden. Das Ur- 


teil: 40 Tagessätze zu je 25 Euro wegen Beleidigung. 


PANDEMIELEUGNER*INNEN/IMPFGEGNERFINNEN (NRW) 


Beispiele aus dem „Widerstand“ 
gegen die „Corona-Diktatur“ 


In der Nacht zum 21. November 2021 brannten zwei Testzentren im Münsterland. In 


Bonn zeigte ein Maskenverweigerer am 29. November mehrfach gegenüber 


Polizist*innen den Hitler-Gruß, er führte zudem ein Messer bei sich. In Oer-Erken- 


schwick wurde die örtliche Impfstelle am 6. Dezember mit NS-Gleichsetzungen be- 


schmiert. In der Nacht zum 10. Dezember wurde das Wahlkreisbüro von Gesundheits- 


minister Karl Lauterbach in Köln mit Parolen wie „Mörder“ beschmiert. Ebenfalls am 


10. Dezember wurde bekannt, dass ein Mitarbeiter des Hagener Ordnungsamtes Mi- 


grant*innen schikaniert und sich selbst einen „Passierschein“ für den Fall einer Aus- 


gangssperre ausgestellt haben soll, auf dem ein Reichsadler mit Hakenkreuz zu sehen 


ist, Unterzeichnet ist der Schein mit „Adolf Hitler“. Der Mann besitzt Waffen und ist in 


der Schießausbildung tätig. Am Gedenkstein für einen ehemaligen jüdischen Friedhof 


in Dortmund wurden am 14. Dezember antisemitische und geschichtsrevisionistische 


Parolen aufgehängt und das „Infektionsschutz-Gesetz“ mit dem „Ermächtigungsge- 


setz“ gleichgesetzt. 
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RECHTE GEWALT (RLP) 


Angriff auf 
Trierer Infoladen 


Zu Beginn des Jahres versuchten Un- 
bekannte, mit einem Glasschneider 
ein Loch in die Frontscheibe des Info- 
laden Komplex in Trier zu schneiden. 
Sie scheiterten am Sicherheitsglas 
und hinterließen ein dilettantisches 
Drohschreiben, um die Nutzer*innen 
einzuschüchtern. Nicht der erste An- 
griff: Zuletzt wurde im April 2019 die 
Fensterscheibe zerstört. Die Betrei- 
benden ziehen aus den Angriffen Mo- 
tivation für weitere linke Politik in 


Trier. 
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RECHTSROCK-SPLITTER 


Live und als CD 


Coronabedingt fanden offenbar in den 
letzten Monaten nur sehr wenige Musik- 
veranstaltungen wie Konzerte oder Lie- 
derabende statt. Am 18. September 2021 
fand in den Räumen der Mindener Jungs 
im Raum Minden (NRW) ein Konzert mit 
der Gruppe Hier und Jetzt statt. Am 9. Ok- 
tober 2021 spielte dort dann Sturmwehr. 
FreilichFrei spielte am 23. Oktober in Val- 
lendar (Landkreis Mayen-Koblenz/RLP) 
auf. Die Junge Alternative Bielefeld veran- 
staltete am 7. November 2021 in den 
Räumen der Burschenschaft Normannia 
Nibelungen einen Liederabend. Am 23. 
November 2021 fand in der Nähe von 
Pirmasens (RLP) ein Liederabend mit 


Eidstreu und FreilichFrei statt, am glei- 
chen Ort trat am 4. Dezember 2021 
Frank Rennicke auf. 

Wie in den letzten drei Monaten eines 
jeden Jahres üblich, erschienen zuletzt 
wieder diverse neue Tonträger. Schließ- 
lich möchten auch extrem Rechte etwas 
unter den Julfestbaum legen und gelegt 
bekommen. Die dritte Ausgabe des Rock 
Hate-Magazins (siehe S. 26) ist noch 
nicht erschienen, aber die erste Ausgabe 
eines Rock Hate-Samplers gibt es bereits. 
Dieser ist jedoch nicht — wie früher üb- 
lich — eine Beilage zum Heft, sondern 
erschien beim Label Front Records und 
wird für etwa 10 Euro bei diversen Ver- 
sänden angeboten. Von den acht Liedern 
des Samplers kommen drei von der Band 
Kriegstreiber um Alexander Karnath aus 


BURSCHENSCHAFTEN/STUDENTENVERBINDUNGEN (HESSEN) 


Veranstaltungen bei Marburger Burschenschaften 


EXTREME RECHTE 


Velbert (Kreis Mettmann/NRW). Jeweils 
ein Lied trugen die Bands Pionier, Full of 
Hate und K.T.E. aus Sachsen, Heureka aus 
Baden-Württemberg und das Projekt 
N.O.B. bei. Letzteres besteht aus Karnath 
und Jens Herder, der als Der Oberberger 
aktiv ist. Von „Johnny Zahngold“, also 
Benjamin Müller, besser bekannt als 
Henrys, erschien die CD „14 foichte Toi- 
fel“ mit Schlagermusik. Vom Projekt Zoi- 
gen Rahowas, das aus Mitgliedern der 
Bands Schwarze Division Sachsen und Pro- 
Jekt Chaos (NRW) besteht, erschien die 
CD „Glatzen aus Sachsen und Vandalen 
aus Westfalen“. Die Black-Metal-Band 
Tronje aus Hessen veröffentlichte auf 
Christhunt Production die CD „Stahl mit 


“u 


uns. 


Am 30. Oktober 2021 referierte der FDP-Politiker Gerhard Papke, Präsident der Deutsch-Ungarischen Gesellschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland bei der Marburger Burschenschaft Rheinfranken zum Thema „Ungarn und die Freiheit in Europa“. 


Am 6. November sprach der Kapitän des „Identitären“-Schiffs „C-Star“, Alexander Schleyer, bei der Burschenschaft 


Normannia Leipzig. Er hat im Antaios-Verlag ein Buch über die rassistische und erfolglose Kampagne der IB veröffentlicht. 


Die Veranstaltung wurde von Gegenprotesten begleitet. 


MÖCHTEGERNPARTEIEN (NRW) 


Neonazistische Resterampe NSP 


Vom 13. bis 14. November 2021 fand der Gründungsparteitag der Neue Stärke Partei 
(NSP) in Magdeburg statt. Bisher gibt es allerdings keine Belege, dass es sich um eine 
Partei im Sinne des deutschen Parteienrechts handelt. Ins Leben gerufen wurde die 
Gruppierung maßgeblich von den Thüringer Neonazis Michel Fischer und Enrico 
Biczysko, die sich mit dem Der III. Weg überworfen hatten. Mit der Bekanntgabe der 
Parteigründung wurden zwei neue „Abteilungen“ in Magdeburg und Rheinhessen 
(siehe separater Kurzbericht) vorgestellt. Die NSP, die sich bisher vorwiegend in 
Thüringen inszenierte, behauptet, sie baue einen „Stützpunkt Westfalen“ auf. Bei ei- 
ner PEGIDA-Demonstration in Duisburg am 8. November 2021 hielt der offenbar aus 
Münster (Westfalen) nach Krefeld verzogene Markus Rahmsdorf als Vertreter der 
NSP-„Abteilung Westfalen“ eine Rede. Ersten Einschätzungen zufolge dürfte es sich 
in NRW um Einzelpersonen handeln und die NSP insgesamt politisch bedeutungslos 
bleiben, wenngleich ihre Kader ideologisch gefestigt und gewaltbereit sind. 
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Markus Rahmsdorf („Neue Stärke“) als Redner 
auf einer PEGIDA-NRW-Kundgebung am 
8. November 2021 in Duisburg. 
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PARTEIEN (RLP) 
„Neue Stärke Partei“ 


Der Landesverband „Südwest“ der Partei 
Die Rechte firmiert nun als Neue Stärke Par- 
tei (NSP). Zuvor kam es zu wechselseitigen 
Besuchen von Neonazis beider Parteien in 
Thüringen und Rheinland-Pfalz. Michel 
Fischer aus Erfurt sprach beispielsweise 
bei der Demonstration am 21. August 2021 
in Ingelheim. Florian Grabowski, bisher 
Landesvorsitzender von Die Rechte, gibt 
den stellvertretenden Bundesvorsitzen- 
den der NSP. Beim Bundeswahlleiter ist 
die Partei bislang nicht aufgeführt. 


Handschlag mit Hindernissen: Michel Fischer 
(links) und Florian Grabowski (Mitte) beim 
„Rudolf-Heß“-Marsch am 21. August 2021 in 
Ingelheim. 


„KAMERADSCHAFT WALHALLA" (NRW) 


„Die Rechte“ und NPD an Odins Theke 


Mehrfach meldeten Die Rechte und die NPD aus NRW in den letzten Monaten Abgän- 
ge zur „Großen Armee“. Nachdem sich bereits im Oktober Siegfried Borchardt ver- 
abschiedet hatte, folgte am 1. November 2021 die „Kameradin Anneliese (Anja) Mod- 
ler“ vom Die Rechte-Kreisverband Rhein-Erft. „Anja“ habe „unsere politische Arbeit 
aktiv im Hintergrund“ unterstützt, heißt es im Nachruf. Die NPD Duisburg meldete 
Ende Oktober 2021 den Verlust ihres ehemaligen Kreisvorsitzenden Frank Theissen, 
der am 26. Oktober verstorben sei. Anfang Dezember 2021 gab Die Rechte in Dort- 
mund bekannt, dass am 19. November Erich Dombrowski verstorben sei: „War es in 
den letzten Jahren eher ruhig um ihn, ist doch ein fester Bestandteil der Dortmun- 
der Strukturen gewesen.“ Damit überlebte „Dommi“ („ein absolutes Unikat und ein 


Pottoriginal“) seinen Kumpel Siggi nur um etwa sechs Wochen. 


ERMITTLUNGSVERFAHREN (HESSEN) 


Verfahrenseinstellungen 


Ein Verfahren wegen Körperverletzung gegen einen Sanitäter aus Kassel wurde Mit- 
te November 2021 eingestellt. Ihm war vorgeworfen worden, einem fixierten Mann 
in einer Unterkunft für Geflüchtete mit der Faust ins Gesicht geschlagen und ihm 
dabei das Jochbein gebrochen zu haben (vgl. LOTTA #82, S. 41). Obwohl der Vorfall in 
einem Video zu sehen ist, gab die Staatsanwaltschaft Kassel bekannt, dass der Ver- 
dacht sich nicht erhärtet habe. Ebenfalls eingestellt wurden die Ermittlungen gegen 
Joachim S., der in Verdacht stand, 2018 und 2019 mehrere Brandanschläge verübt zu 
haben, unter anderem gegen politische Wohnprojekte und Kulturzentren (vgl. LOT- 
TA #78, 5. 25 ff.). Bereits Anfang 2020 war er wegen mehrerer Brandstiftungen ange- 
klagt und zu siebeneinhalb Jahren Haft verurteilt worden. Die Feuer an linken Zen- 
tren hatten vor Gericht bis auf zwei Ausnahmen keine Rolle gespielt, ebenso wie 
eine mögliche politische Tatmotivation (vgl. LOTTA #82, S. 4 f.). 
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PARTEIEN (RLP) 


Abgründe bei der AfD 


Wegen verschickter Hitler-Bilder durch- 
suchte die Polizei am 15. Juni 2021 die 
Wohnung von Justin Cedric Salka. Im Ok- 
tober verkündete dieser, aus privaten 
Gründen sein Amt im Landesvorstand der 
AfD niederzulegen. Mit der Begründung, 
Salka sei verzogen, besetzte der Stadtrat 
von Hachenburg (Westerwaldkreis) zwi- 
schenzeitlich die von Salka wahrgenom- 
menen Ausschussplätze neu. Die AfD 
schlug Alexander Lehmann vor, der aber 
mit großer Mehrheit abgelehnt wurde. 
Der Verein Demos (http://demos-ww.de/) 
hatte ihn in Zusammenhang mit Aktionen 
der Identitären Bewegung in Berlin und mit 
dem neonazistischen „Tag der Deutschen 
Zukunft“ in Dortmund gebracht. 

Ende Dezember distanzierte sich die AfD- 
Fraktion im Kreistag Bad Kreuznach von 
ihrem Vorsitzenden Lutz Haufe, der sei- 
nen Posten aufgeben und die Fraktion ver- 
lassen musste. Der 59-jährige Polizist hatte 
Menschen mit Behinderungen als „Pro- 
blemfälle“ bezeichnet und die Kosten für 
ihr angeblich „krankhaftes asoziales Ver- 
halten“ thematisiert. Neben strafrechtli- 
chen Ermittlungen prüft das Polizeipräsi- 
dium Mainz nun auch disziplinarrechtli- 


che Maßnahmen. 


ERMITTLUNGSVERFAHREN (RLP) 


Waffenhandel-Verdacht 


Weil sich eine österreichische Staatsange- 
hörige im Internet zur Organisation Right 

Wing Resistance bekannt haben soll, durch- 
suchte die Polizei Mitte November die Kai- 
serslauterner Wohnung, in der sie und ihr 

Partner leben. Dort fand sie hunderte Waf- 
fen, darunter Armbrüste, Hieb- und Stich- 

waffen. Die Generalstaatsanwaltschaft Ko- 

blenz verdächtigt das Paar, mit den Waffen 
gehandelt zu haben. Das Paar züchtete au- 
ßerdem Bullterrier, denen es Namen wie 


Adolf oder Hermann Göring gab. 
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PANDEMIELEUGNER-/IMPFGEGNER*INNEN (RLP) 


Brandstiftungen, Körperverletzungen 
und Bedrohungen 


Die Proteste gegen die Corona-Schutzmaßnahmen haben in Rheinland-Pfalz zuge- 
nommen. Auch das Gewaltpotenzial ist drastisch gestiegen. Häufiger brannte es an 
Testzentren, wie zum Beispiel am 28. Oktober in Speyer oder am 3. Dezember am Ge- 
sundheitsamt in Altenkirchen (Westerwaldkreis). In Wöllstein (Rheinhessen) schlu- 
gen Unbekannte auf Gemeindemitarbeiter ein, nachdem sie wegen fehlender Masken 
einen Imbiss verlassen mussten. Einer Testerin wurde am 19. Oktober in Weilerbach in 
den Finger gebissen, als sie einen Schnelltest durchführen wollte. Eine 27-Jährige 
schlug in Ludwigshafen auf eine Mitarbeiterin eines Ladengeschäfts ein, nachdem ihr 
der Zutritt wegen eines fehlenden Impfnachweises verwehrt worden war. Im Haupt- 
bahnhof Mainz randalierte ein 56-Jähriger, weil das Servicepersonal ihn wegen fehlen- 
der Maske nicht bedienen wollte. Zudem kam es zu zahlreichen Drohungen, beispiels- 
weise gegen Impfaktionen und einen Kinderarzt in Neuwied. In einer Trierer Chat- 
gruppe wurde gedroht: „Das diesjährige Weihnachtsfest wird blutig!“ 
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Die „Revolte Rheinland“ am 18. Dezember 2021 in Düsseldorf. 
Vor GERICHT (HESSEN) 


Gerichtsurteile-Splitter 


Der Vater des Hanau-Attentäters wurde am 6. Oktober 2021 zu einer Geldstrafe von 
5.400 Euro verurteilt, da er die Angehörigen und Überlebenden des Attentats belei- 
digt hatte. Ein weiteres Verfahren gegen ihn wegen des Verdachts der Mittäterschaft 
wurde von der Bundesanwaltschaft am 16. Dezember 2021 eingestellt. 

Der frühere Polizist Fabian G. aus Kirtorf (vgl. LOTTA #74, S. 33 ff.) wurde am 5. Okto- 
ber 2021 wegen illegaler Datenabfragen, Weitergabe von Dienstgeheimnissen sowie 
illegalen Waffenbesitzes zu einer Geldstrafe von 7.000 Euro verurteilt. Das Teilen von 
Hitler-Videos in einer Chatgruppe blieb dagegen straffrei, da dieses nicht öffentlich 
stattgefunden habe. 

Bereits am 22. Juni 2021 standen sechs Personen, darunter ein damaliger Polizeian- 
wärter, vor Gericht. Gegen Zahlung von Geldauflagen zwischen 250 und 1.000 Euro 
wurde das Verfahren eingestellt. Ihnen wurde vorgeworfen, im Dezember 2018 Gäs- 
te einer Kneipe angegriffen zu haben, die wegen des Skandierens rassistischer Paro- 
len interveniert hatten (vgl. LOTTA #73, S. 42). 
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„IDENTITÄRE" RESTERAMPE (NRW/RLP) 


Die „Revolte 
Rheinland“ 


„Wir stehen ein für unsere Heimat, Kul- 
tur und unsere Werte. Unsere junge Be- 
wegung ist aktiv im Rheinland und 
kämpft für ein freies Deutschland und 
Europa.“ Mit diesen Worten stellte sich 
am 22. November 2021 eine Gruppierung 
bei Telegram vor, die sich Revolte Rhein- 
land (RR) nennt. Insgesamt dürfte es sich 
bisher um weniger als zehn Personen 
handeln, die in RLP und dem südlichen 
NRW (insbesondere Bonn) beheimatet 
zu sein scheinen. Einer der Hauptakteu- 
re ist der „Identitäre“ Benjamin Stein, 
Ex-NPDler sowie ehemaliger Mitarbeiter 
des heutigen Fraktionsvorsitzenden der 
AfD im Landtag Rheinland-Pfalz, Micha- 
el Frisch. Als erste eigene Aktion, über 
die RR berichtete, wurde ein Kranzab- 
wurf („Sie starben, damit wir leben kön- 
nen“) an einem „Ehrendenkmal“ in 
Sankt Augustin (Rhein-Sieg-Kreis) 
durchgeführt, „um den deutschen Gefal- 
lenen beider Weltkriege zu gedenken“, 
Insbesondere aber mischte die RR bei 
den Pandemieleugner*innen-Protesten 
in Düsseldorf, Bonn und Koblenz mit 
und präsentierte dort antikapitalistische 
Parolen. Bei der etwa 6.000 Personen 
starken Demo am 8. Januar 2022 in Düs- 
seldorf trug sie zum Beispiel ein Hoch- 
transparent mit der Botschaft „Die Krise 
heißt Kapitalismus“. Dies führte zu hef- 
tiger Kritik aus den Reihen der AfD, zu- 
mal im „Patriotischen Block“ der RR ne- 
ben IB- und einzelnen Neonazi-Akti- 
vist*innen auch JA/AfD-Mitglieder und - 
Funktionsträger mitlaufen. Neben De- 
moteilnahmen hatte die RR bisher eine 
IB-mäßige „Kunstaktion“ in Koblenz im 


Programm. 
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Kundgebung von „Lukreta“ und „Bürger für echte Kinderrechte“ am 16. Dezember 2021 vor dem Landtag in Düsseldorf. 


Unter freiem Himmel 


Demonstrative Rechtsaußen-Aktionen im 4. Quartal 2021 


Neonazi-Spektrum jährliche Neonazi-Aufmarsch in schluss an die Versammlung kam es zu 


In Wuppertal (NRW) hielt die Partei Der 
III. Weg am 2. Oktober 2021 eine Kund- 
gebung unter dem Motto „Ein Volk 
will Zukunft“ mit etwa 15 Teilnehmen- 
den ab. Am 9. Oktober 2021 fand in 
Dortmund (NRW) anlässlich des Todes 
des Dortmunder Neonazis Siegfried 
Borchardt eine als Trauermarsch be- 
zeichnete Demonstration der Partei 
Die Rechte statt, etwa 600 Personen be- 
teiligten sich. 13 Neonazis kamen am 
9, Oktober 2021 nach Bingen (RLP), 
um mit der Die Rechte und der Kamerad- 
schaft Rheinhessen „gegen Polizeiwill- 
kür und Repressionen! Für wahre Mei- 
nungs- und Versammlungsfreiheit!“ 
zu demonstrieren. Am 16. Oktober 
2021 demonstrierte die Kameradschaft 
Rheinhessen in großer personeller 
Überschneidung der rund zehn Teil- 
nehmenden mit der Partei Die Rechte 
durch Alzey (RLP) und Wörrstadt 
(RLP). Thema war „Freiheit und Volks- 
gemeinschaft statt Asylterror und 
Impfwahn“. Am 21. Oktober 2021 fand 
im Essener (NRW) Ortsteil Steele eine 
Versammlung der extrem rechten 
Steeler Jungs statt, an der sich 60 Perso- 
nen beteiligten. 

In Remagen (RLP) demonstrierten am 
13. November 2021 etwa 50 Neonazis 
unter dem Motto „Eine Million Tote 


rufen zur Tat“. Dass der früher größte 
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Rheinland-Pfalz nochmal um rund die 
Hälfte geschrumpft ist, könnte auch an 
dem parallel stattfindenden Marsch 
der Partei Der II. Weg im bayrischen 
Wunsiedel liegen. Am 21. November 
2021 erschienen in diesem Jahr etwa 
60 Neonazis zu der jährlichen ge- 
schichtsrevisionistischen Gedenk- 
kundgebung am „Feld des Jammers“ in 
Bretzenheim (Bad Kreuznach, RLP). 
Auch Doris von Sayn-Wittgenstein 
(AfD) besuchte die Versammlung. Am 
11. Dezember 2021 hielt die Partei Der 
III. Weg in Siegen (NRW) eine als 
„weihnachtliche Versammlung“ be- 
nannte Kundgebung mit einigen Dut- 
zend Teilnehmenden ab. Unter dem 
Motto „Kampfkultur“ bestritt die 
Möchtegernpartei Neue Stärke am 12. 
Dezember 2021 einen Aktionstag in 
vier Städten. In Bad Kreuznach (RLP) 
nahmen 13 Neonazis an einer Kundge- 


bung teil. 


„Alternative für 
Deutschland“ (NRW) 


Am 30. November 2021 organisierte 
die AfD unter dem Motto „Gegen Impf- 
zwang, Inflation, Massenmigration. 
Das Ruhrgebiet steht auf“ eine Kund- 
gebung in Dortmund (NRW). Unter den 
150 Teilnehmenden befand sich auch 


eine Gruppe aus 20 Neonazis. Im An- 


einem Angriff durch einige Neonazis 
auf Antifaschist*innen. Drei mutmaßli- 
che Täter wurden festgenommen, da- 
runter auch Steven F., dem jetzt ein Be- 
währungswiderruf wegen erneuter 
Straffälligkeit bevorstehen könnte. 


Sonstige (NRW, RLP) 


Für den 30. Oktober 2021 organisierte 
die Gruppierung Pax Europa eine anti- 
muslimische Kundgebung in Köln 
(NRW). 20 Personen beteiligten sich. 
Am 8. November 2021 fand in Duisburg 
(NRW) eine Demonstration von PEGIDA 
NRW statt. Unter dem gegen die Coro- 
na-Maßnahmen gerichteten Motto: 
„Für Deutschland — wofür kämpfst 
du?“ fanden sich 40 Teilnehmende ein. 
Am 12. Dezember 2021 demonstrierte 
PEGIDA NRW abermals durch die Stadt, 
diesmal mit 50 Personen. Erneut wur- 
den unter dem Motto „Kulturerhalt! 
Freiheit und Solidarität durch Impf- 
pflicht???“ die Corona-Schutzmaßnah- 
men thematisiert. In Düsseldorf (NRW) 
organisierten mehrere extrem rechte 
Akteur*innen, darunter Reinhild Boß- 
dorf von der Gruppe Lukreta und die 
AfD-Landtagsabgeordnete Iris Dwo- 
reck-Danielowski, am 16. Dezember 
2021 eine Kundgebung unter dem 
Motto „Freiheit! Kein Impfzwang für 


Kinder“. 80 Personen nahmen teil. 
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Das Fahrrad: Symbol der Proteste gegen die Jansa-Regierung. 

















Die Orbanisierung Sloweniens 


Ministerpräsident Janez Jan$a verschiebt 
das Land politisch nach rechts 


Sloweniens Ministerpräsident Janez Jan$a fährt einen scharfen Rechts- 
kurs, kooperiert eng mit Ungarns Ministerpräsident Viktor Orbän und 
versucht, die Medien des Landes komplett auf seine Linie festzulegen. 
Seine Partei SDS protegiert die slowenischen „Identitären“, 


Marine Le Pen, Präsidentschaftskandida- 
tin des extrem rechten Rassemblement 
National (RN), absolvierte Ende Oktober 
2021 drei wichtige Termine. Höhepunkt 
war sicherlich ihr Treffen mit Viktor Or- 
bän am 26. Oktober in Budapest; Un- 
garns ultrarechter Ministerpräsident 
bot der Französin, deren Umfragewerte 
ins Taumeln geraten waren, die Chance, 
sich mit dem Empfang durch einen am- 
tierenden Regierungschef medienwirk- 
sam auf internationaler Bühne in Szene 


zu setzen, und Le Pen kostete das weid- 
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lich aus. Vier Tage zuvor hatte die RN- 
Kandidatin ein Gespräch mit Mateusz 
Morawicki geführt, dem amtierenden 
Ministerpräsidenten Polens; dessen Par- 
tei Prawo i Sprawiedliwosd (PiS, Recht und 
Gerechtigkeit) zählt längst genauso zu 
den Rechtsauslegern in Europa wie Or- 
bäns Fidesz. Ebenfalls am 22. Oktober 
hatte Le Pen außerdem ein Treffen mit 
einem dritten Ministerpräsidenten er- 
gattern können: mit Janez Jan$a, dem 
Regierungschef Sloweniens, der zudem 


im zweiten Halbjahr 2021 die sloweni- 


sche EU-Ratspräsidentschaft leitete. Wie 
Orbän und Morawiecki verhalf Jan$a da- 
mit Le Pen dazu, sich nicht nur als res- 
pektabel, sondern auch als international 
hoffähig zu inszenieren: für die so lang- 
sam herannahenden französischen Prä- 
sidentschaftswahlen ein starker Trumpf. 


Auf EVP-Kurs 

Orbaän ist seit vielen Jahren für seine 
Rechtsaußenpositionen bekannt; seine 
Partei, der Fidesz, hat deshalb im vergan- 
genen Jahr nach langem Hängen und 
Würgen die Europäische Volkspartei (EVP) 
verlassen müssen. Rechts der EVP sie- 
delte sich auf EU-Ebene auch die polni- 
sche PiS unter ihrem faktischen Anfüh- 
rer Jarostaw Kaczyfiski an; sie hat sich 
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im Europaparlament nicht zuletzt mit 
extrem rechten Parteien wie beispiels- 
weise den Fratelli d’Italia, den Schweden- 
demokraten oder der spanischen Vox in 
den European Conservatives and Reformists 
(ECR) zusammengeschlossen. Jansas SDS 
(Slovenska demokratska stranka, Sloweni- 
sche Demokratische Partei) hingegen ist bis 
heute Mitglied der EVP, obwohl sie 
durchaus auf einen ähnlichen Rechts- 
kurs orientiert wie Orbäns Fidesz. Zieht 
Orbän mit seinen Exzessen schon seit 
geraumer Zeit regelmäßig die interna- 
tionale Aufmerksamkeit auf sich, so ist 
das bei Jansa lange nicht der Fall gewe- 
sen, und es geschieht auch heute nur 
punktuell. Blickt man auf seine Politik, 


so muss man sagen: zu Unrecht. 


Waffenschmuggel 

und Korruption 

Jansa verdankt die Popularität, die er in 
Teilen der slowenischen Öffentlichkeit 
bis heute besitzt, seiner Tätigkeit als 
Verteidigungsminister in der Zeit der 
Abspaltung Sloweniens von Jugoslawien. 
Den Posten hatte er seit 1990 inne, und 


als am Tag nach der offiziellen Unab- 
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Janez Jana (links) mit Viktor Orbän im März 2018. 


hängigkeitserklärung des Landes vom 
25. Juni 1991 Kämpfe zwischen der slo- 
wenischen Territorialverteidigung und 
den Streitkräften Jugoslawiens losbra- 
chen, da gelang es den slowenischen 
Kräften unter Jan$a recht problemlos, 
sich zu behaupten. Nach zehn Tagen, am 
7. Juli 1991, war der Abspaltungskrieg 
vorüber; Jansa blieb noch bis 1994 im 
Amt. In jenen Jahren fungierte Slowe- 
nien, insbesondere das Hafenstädtchen 
Koper, als Drehscheibe für den Schmug- 
gel mit Waffen, mit denen Truppen und 
Milizen in Kroatien und in Bosnien-Her- 
zegowina unter offenem Bruch des UN- 
Waffenembargos aufgerüstet wurden. 
Recherchen investigativer Journalist*in- 
nen um Bla2 Zgaga haben bestätigt, dass 
Jansa als damaliger Verteidigungsminis- 
ter in den Schmuggel involviert war. 
Demnach soll er unter anderem Waffen 
an Branimir Glava$ verkauft haben, ei- 
nen kroatischen Offizier, der in späteren 
Jahren wegen Kriegsverbrechen verur- 
teilt wurde, darunter Mord an serbi- 
schen Zivilist*innen. 

Jan$a hat nach dem Ende seiner Amts- 


zeit als Verteidigungsminister seine po- 
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litische Karriere als Vorsitzender der 
SDS fortgesetzt; auf dem Posten, den er 
seit 1993 innehatte, bewegte er die Par- 
tei rasch ziemlich weit nach rechts. Bei 
der Parlamentswahl am 3. Oktober 2004 
wurde die SDS dank massiver Zugewin- 
ne mit 29,1 Prozent der Stimmen stärks- 
te Partei; Jana wurde zum ersten Mal 
zum Ministerpräsidenten ernannt. 
Schon während seiner ersten Amtszeit 
wurden Klagen geäußert, die Medien- 
freiheit in Slowenien sei durch eine mas- 
sive Einflussnahme der Regierung in 
Ljubljana und ihr nahestehender Unter- 
nehmer in Gefahr; im Herbst 2007 wand- 
ten sich 571 Journalist*innen — für ein 
kleines Land mit kaum 2,1 Millionen 
Einwohner*innen eine stattliche Zahl — 
mit einer diesbezüglichen Petition an 
das slowenische Parlament und die in- 
ternationale Öffentlichkeit. Jansa gelang 
es, die Proteste auszusitzen; bei der Par- 
lamentswahl im Jahr 2008 scheiterte er 
dann aber. Einer der wichtigsten Gründe 
dafür war ein Korruptionsskandal um 
ein 278 Millionen Euro teures Rüstungs- 
geschäft. 2012 konnte Jana für etwa ein 
Jahr erneut den Posten des Ministerprä- 
sidenten einnehmen, den er dann aber 
wegen gravierender Korruptionsvor- 


würfe wieder verlor. 


Die SDS und die „Identitären“ 
In den Jahren, die die SDS in der Opposi- 
tion verbrachte, hat die Partei immer 
wieder mit ihren Kontakten zu einschlä- 
gigen Organisationen der extremen 
Rechten Schlagzeilen gemacht. Beson- 
ders hat sich dabei ihre Jugendorganisa- 
tion SDM (Slovenska demokratska mladina, 
Slowenische demokratische Jugend) hervor- 
getan. Die Journalistin AnuSka Delie 
etwa konnte schon im Jahr 2011 belegen, 
dass ein SDM-Aktivist der extrem rech- 
ten Organisation Tukaj je Slovenia (Hier ist 
Slowenien) angehörte und außerdem mit 
dem Blood & Honour-Netzwerk kooperier- 
te. 2013 wurde Delic dafür vor Gericht 
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gezerrt — unter dem Vorwand, sie habe 
für ihre Recherchen als geheim einge- 
stufte Dokumente illegal genutzt. Die 
SDS und die SDM liebäugeln darüber hi- 
naus immer wieder mit dem sloweni- 
schen Arm der „Identitären“, der Genera- 
cija identitete. Im September 2018 warb 
Zan Mahni£, ein SDS-Abgeordneter im 
slowenischen Parlament, für das neue 
„Manifest za domovino“ („Manifest für 
die Heimat“) der Generacija identitete auf 
Twitter und schleppte das Machwerk 
mit zur nächsten Sitzung des sloweni- 
schen Parlaments. Gedruckt hatte das 
Buch übrigens der Verlag Nova Obzorja 
aus Ljubljana, an dem die SDS einen An- 
teil von fast 50 Prozent hält. 

Keine Berührungsängste gegenüber der 
Generacija identitete hat sogar der SDS- 
Vorsitzende und heutige Ministerpräsi- 
dent JanSa selbst. Als die SDM im De- 
zember 2018 ihr 28. Gründungsjubiläum 
feierte, nahm er daran teil. Zugegen war 
gleichzeitig auch ein Vertreter der slo- 
wenischen „Identitären“. Immer wieder 
hat Jansa, der sich wegen seiner von Do- 
nald Trump abgeschauten Vorliebe für 
Twitter den Beinamen „Marschall Twit- 
to“ eingefangen hat, Tweets der Genera- 
cija identitete geteilt; einen verbreitete er 
etwa kurz nachdem die slowenischen 
„Identitären“ in einer öffentlichen Mit- 
teilung dem österreichischen „Identitä- 
ren“-Sprecher Martin Sellner ihre Un- 
terstützung ausgesprochen hatten. Sell- 
ner war damals gerade angegangen wor- 
den, weil er Anfang 2018 von dem aust- 
ralischen Rechtsterroristen und Christ- 
church-Attentäter Brenton Tarrant eine 
1.500 Euro-Spende erhalten hatte. Jana 
störte sich nicht daran. Er teilt auch Bei- 
träge von anderen Quellen aus der ex- 
tremen Rechten, etwa solche des US- 
Portals Breitbart oder des französischen 
Rassisten Renaud Camus. Im Juli 2020 — 
damals führte er bereits, wieder ins Amt 
des slowenischen Ministerpräsidenten 


gelangt, die Ratspräsidentschaft der EU 
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— twitterte er gar ein Video der extrem 
rechten Verschwörungsbewegung QAnon. 


Mit Orban zum Erfolg 

Jan$a und Ungarns Ministerpräsident 
Viktor Orbän haben sich wohl spätes- 
tens 2012 kennengelernt, als sie für rund 
ein Jahr lang gleichzeitig den Posten des 
Ministerpräsidenten ihres jeweiligen 
Landes innehatten. Beobachter*innen 
führen ihre zielgerichtete politische Ko- 
operation auf Orbäns Besuch in Ljublja- 
na im Januar 2016 zurück. Orbän war 
dort zu offiziellen Gesprächen mit Slo- 
weniens damaligem liberalen Minister- 
präsidenten Miro Cerar eingetroffen, 
kam aber auch mit Jana zusammen. 
Vieles spricht dafür, dass es darum ging, 
Wege zu finden, wie Orbän Jana und 
der SDS aus der Opposition an die Macht 
verhelfen könne. Klar ist, dass kurz nach 
dem Treffen ungarische Unternehmer 
aus dem unmittelbaren Umfeld ihres Mi- 
nisterpräsidenten begannen, hohe Be- 
träge in slowenische Medien zu investie- 
ren. Einige von ihnen stiegen etwa bei 
Nova24TV ein, einem Online- und TV- 
Konglomerat, das einst aus dem Dunst- 
kreis der SDS gegründet worden war 
und entsprechend rechtslastige Positio- 
nen verbreitet. In ungarischen Besitz 
ging zudem 2017 die Mehrheit an Nova 
Obzorja über, demjenigen bereits er- 
wähnten Verlag mit starker SDS-Min- 
derheitsbeteiligung, der 2018 das „Mani- 
fest za domovino“ der Generacija identite- 
te veröffentlichte. 

Bei der Parlamentswahl am 3. Juni 2018 
gelang es der SDS prompt, dank zielge- 
richteter medialer Unterstützung kräf- 
tig hinzuzugewinnen und mit fast 25 
Prozent der Stimmen stärkste Partei im 
Land zu werden. Geholfen hat sicherlich 
auch Jansas heftige Agitation gegen 
Flüchtlinge, die 2015 und 2016 auf der 
„Balkanroute“ auch durch Slowenien ge- 
zogen waren. „Wir werden nicht zulas- 


sen, dass das wieder geschieht“, kündig- 
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te er im Mai 2018 auf einer Wahlkampf- 
veranstaltung an: „Slowenen sind von 
Haus aus solidarisch, aber wir wissen 
auch, wo die vernünftige Grenze zwi- 
schen Solidarität und Wahnsinn liegt.“ 
Trotz der starken Stellung der SDS im 
Parlament gelang es Jana 2018 aller- 
dings noch nicht, eine Regierung zu bil- 
den: Der Unwille im liberalen Spektrum 
Sloweniens, sich mit dem Rechtsaußen 
zu verbünden, war noch zu groß. Frei- 
lich hielt die liberale Minderheitsregie- 
rung unter Ministerpräsident Marjan 
$arec kaum eineinhalb Jahre — und als 
sie scheiterte, konnte Jana drei liberale 
beziehungsweise konservative Kleinpar- 
teien für ein Bündnis mit der SDS gewin- 
nen. Nach einer Umgruppierung Ende 
2020 kam schließlich noch die extrem 
rechte SNS (Slovenska nacionalna stranka, 
Slowenische Nationale Partei) hinzu. 

Ende 2020 — das war die Zeit, als US- 
Präsident Donald Trump mit allen Mit- 
teln versuchte, seine Wahlniederlage in 
einen Wahlsieg umzulügen — war Jan$a 
der erste ausländische Regierungschef, 
der Trump zur Seite sprang. Es sei 
„ziemlich klar, dass die amerikanische 
Bevölkerung Donald Trump und Mike 
Pence für vier weitere Jahre gewählt 
hat“, befand Sloweniens Ministerpräsi- 
dent am 4. November 2020, einen Tag 
nach dem Urnengang; „mehr Verzöge- 
rungen und Leugnungen der Main- 
stream-Medien“ würden „den finalen 
Triumph“ für Trump letztlich nur noch 
größer machen: „Gratulation“! 


„Krieg mit den Medien“ 
Ansonsten legte sich Jan$a im Amt des 
Ministerpräsidenten exzessiv mit denje- 
nigen Medien an, die sich nicht im Be- 
sitz des SDS oder ungarischer Unterneh- 
mer aus Orbäns Umfeld befanden. Wäh- 
rend „Marschall Twitto“ wie erwähnt 
Posts der „Identitären“ und ein QAnon- 
Video verbreitete, zog er wild über an- 


geblich „kommunistisch unterwander- 
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te“ Zeitungen und Sendeanstalten her. 
Ganz besonders hatte er es auf die 
staatseigene Presseagentur STA (Slovens- 
ka tiskovna agencija) und auf den öffent- 
lich-rechtlichen Fernsehsender RTV (Ra- 
diotelevizija Slovenija) abgesehen. Dort 
werde „von einem kleinen Kreis von Re- 
dakteurinnen [sic!], die familiäre und fi- 
nanzielle Verbindungen zu den Säulen 
des tiefen Staates haben, eine Atmo- 
sphäre der Intoleranz und des Hasses 
geschaffen“, schrieb der Ministerpräsi- 
dent in einem Elaborat, das er unter 
dem Titel „Krieg mit den Medien“ im 
Mai 2020 auf der Website seiner Regie- 
rung publizierte. Umgehend machte er 
sich daran, die STA und ihre Chefredak- 
teurin Barbara Strukelj durch den Ent- 
zug von Finanzmitteln zu disziplinieren. 
Im Januar 2021 setzte er bei RTV einen 
neuen, SDS-nahen Direktor ein, der sich 
schnell der Ruf erwarb, als „Jan$as neuer 
Besen“ zu fungieren. Im Februar 2021 
führte das Vorgehen gegen die Medien 
zu einem ersten Streit mit der EU: Man 
„verurteile beleidigende Kommentare 
gegen Journalisten“, erklärte EU-Kom- 
missionssprecher Eric Mamer. 

Richtig peinlich wurde es mit dem Be- 
ginn der slowenischen EU-Ratspräsi- 
dentschaft am 1. Juli 2021. Kommissions- 
präsidentin Ursula von der Leyen war in 
Ljubljana eingetroffen, um mit Jan5a 
und seiner Regierung über die drin- 
gendsten Themen des kommenden 
Halbjahres zu diskutieren — über 
„Rechtsstaatlichkeit“ etwa, eines der 
Felder also, auf denen die EU mit Un- 
garn und Polen und damit mit den engs- 
ten Verbündeten des SDS-regierten Slo- 
weniens einen erbitterten Konflikt aus- 
trägt. Um seine Sicht auf das Thema zu 
illustrieren, legte Jan$a den Vertretern 
der Kommission ein Foto vor, das eine 
Gruppe slowenischer Sozialdemo- 
krat*innen zeigte, darunter zwei Rich- 
ter. Man sehe doch, erklärte er: Die Jus- 


tiz sei von „kommunistischen Seilschaf- 
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ten“ unterwandert. Peinlich berührt be- 
lehrte von der Leyen den slowenischen 
Ministerpräsidenten, er solle doch gefäl- 
ligst „Respekt für alle demokratischen 
politischen Parteien“ zeigen. Ihr nach 
Slowenien mitgereister Stellvertreter 
Frans Timmermans, ein Sozialdemokrat, 
hielt sich nach dem Treffen aus Protest 
von dem üblichen Gruppenfoto fern. Das 
wiederum nahm Sloweniens Innenmi- 
nister Ale$ Hojs (SDS) zum Anlass für die 
kryptische Bemerkung, er werde „in der 
Zukunft in der Lage sein, ein gewisses 
Individuum ein Schwein zu nennen“. 
Auch wenn Hojs es offiziell abstritt: Dass 
er Timmermans gemeint hatte, war al- 


len Beteiligten klar. 


„Marionetten im 
EU-Parlament“ 

Der Zoff ging weiter. Als die liberale nie- 
derländische Europaabgeordnete Sophie 
in ’t Veld (Democraten 66) Mitte Oktober 
2021 mit einer Abgeordnetendelegation 
nach Ljubljana reiste, um sich dort ein 
Bild über die Lage der Medien und über 
den Stand im Kampf gegen die Korrupti- 
on zu machen, da twitterte Jansa ein 
Foto, das mehrere Politiker zeigte, da- 
runter in ’t Veld. Jana schrieb dazu, 
ganz im Orbän’schen Stil: „13 der 226 
bekannten Soros-Marionetten im EU- 
Parlament“. In ’t Veld revanchierte sich, 
indem sie nach ihrer Rückkehr nach 
Brüssel berichtete, ihre Delegation habe 
„ein Klima der Feindseligkeit, des Miss- 
trauens und einer tiefen Polarisierung 
im Land erlebt“; man sorge sich insbe- 
sondere um die Freiheit der Medien. Im 
Dezember machte sich das Europaparla- 
ment diese Position in einer Resolution 
zu eigen. Jana wiederum hatte bereits 
zuvor, am 1. Oktober, eine Delegation 
der extrem rechten Europaparlaments- 
fraktion Identität und Demokratie zu Ge- 
sprächen in Ljubljana empfangen. Der 


Fraktion gehören unter anderem die ita- 
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lienische Lega, der RN, die FPÖ und die 
AfD an. 

Bei alledem wird eines gern übersehen: 
JanSa verbindet seinen harten Rechts- 
kurs — wie Orbän auch — mit überaus 
enger wirtschaftlicher und zunehmend 
auch militärischer Kooperation mit 
Deutschland. Deutlich wurde dies Ende 
Juni 2021, als Bundesverteidigungsmi- 
nisterin Annegret Kramp-Karrenbauer 
bei einem Besuch in Ljubljana mit ihrem 
Amtskollegen Matej Tonin vereinbarte, 
die Zusammenarbeit zwischen den 
Streitkräften beider Länder zu intensi- 
vieren. Nebenbei wurde bekannt, dass 
Slowenien 45 deutsche Radpanzer des 
Typs „Boxer“ kaufen wird — für eine 
dreistellige Millionen-Euro-Summe. 
Ähnlich Ungarn: Dessen Streitkräfte ko- 
operieren ebenfalls eng mit der Bundes- 
wehr, es bestellte 2019 ausweislich des 
deutschen Rüstungsexportberichts 
Kriegsgerät im Wert von 1,8 Milliarden 
Euro in der Bundesrepublik — mehr als 
jedes andere Land. Ungarn ist einer der 
wichtigsten Produktionsstandorte der 
deutschen Kfz-Industrie; Slowenien ge- 
winnt als Standort für deutsche Kfz-Zu- 
lieferer rasant an Bedeutung. Die indus- 
trielle Verflechtung ist mittlerweile so 
dicht, dass ein Experte des Deutschen In- 
dustrie- und Handelskammertags (DIHK) 
2020 urteilte, der Gedanke, die ost- und 
südosteuropäischen Produktionsstand- 
orte vom deutschen Zentrum zu tren- 
nen, sei wie der Versuch, „aus einer Fla- 
sche Ketchup wieder Tomaten zu ma- 
chen“. Die reale Integration in den deut- 
schen Wirtschaftsraum erklärt, wieso 
Orbän, Jansa und andere sich in ihrem 
Streit mit Brüssel so sicher fühlen kön- 
nen: Ihre Länder sind für Berlin unver- 
zichtbar. 
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Von Finja Straub 


Fredy Hirsch 


Ein jüdischer Sportlehrer aus Aachen und die Rettung 
der Kinder von Theresienstadt 


1932, irgendwo zwischen Ratingen und Düsseldorf. Kurz nachdem eine 
Gruppe „Kittelbach-Piraten“ eine Straßenbahn bestiegen hat, fliegt die 
Mütze eines jüdischen Pfadfinders aus der Bahn auf die Straße. Und 
dann einer der „Kittelbach-Piraten“ hinterher. Angelegt haben sie sich 
diesmal mit den Falschen — der jüdischen Pfadfindergruppe von Fredy 


Hirsch. Doch wer war Fredy Hirsch? 


Mehr als diese kurze Begebenheit ist 
nicht über die Zeit bekannt, die Fredy 
Hirsch in Düsseldorf verbrachte. Es war 
aber wohl nicht die erste Situation die- 
ser Art, in der sich der gebürtige 
Aachener erfolgreich gegen Nazis, 

die ihn und seine Freund:innen angin- 
gen, zur Wehr setzte. Bis zu seinem Tod 
am 8. März 1944 in Auschwitz-Birkenau 
bot er ihnen im Rahmen des Möglichen 
die Stirn. 
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Aachen 

Fredy — eigentlich Alfred — Hirsch, wur- 
de am 16. Februar 1916 in Aachen gebo- 
ren. Er war der zweite Sohn von Hein- 
rich und Olga Hirsch, die einen Lebens- 
mittelgroßhandel am Rande der Aache- 
ner Innenstadt betrieben. Beide Söhne 
besuchten die Israelitische Volksschule 
und waren Mitglieder des Jüdischen Ju- 
gendvereins der Aachener Synagoge, der 
Aktivitäten wie Leichtathletik, Turnen 






























































Fredy Hirsch auf dem „Hagibor“. 


und Wandern anbot. Mit dem Tod des 
Vaters 1926 zerfiel die Kernfamilie, und 
der Jüdische Jugendverein und die dort um 
etwa dieselbe Zeit gegründete erste jüdi- 
sche Pfadfindergruppe Aachens wurden 
zur Ersatzfamilie für Fredy und seinen 
zwei Jahre älteren Bruder Paul. Beson- 
ders prägend schien diese Erfahrung für 
Fredy zu sein. Nachdem er die Oberreal- 
schule 1931 nach der neunten Klasse 
verlassen hatte, baute er sich langsam, 
aber sicher eine Karriere als Verbands- 
funktionär auf. Der 1931 gegründete Jü- 
dische Pfadfinderbund Deutschland (JPD) 
bot ihm dazu die Möglichkeit. Der JPD 
verfolgte das Anliegen, Dachverband für 
alle jüdischen Jugendverbände zu sein 


und positionierte sich daher zunächst 
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nicht in der seit Jahren schwelenden De- 
batte um die Frage „zionistisch“ oder 
„deutsch-jüdisch“. Mit zunehmender 
Repression durch die Nationalsozialisten 
wurde aber bald eine zionistische Ten- 
denz des Verbandes sichtbar, mit der 
sich auch Fredy identifizierte. Er setzte 
seine Hoffnungen in die „Alija“, die Aus- 
wanderung nach Palästina, und ein neu- 
es Leben in Erez Israel, träumte vom 
Aufbau eines jüdischen Staates und 
Abenteuern in einer für ihn neuen Welt. 
Sein Bruder Paul hingegen war nicht be- 
reit, seine Heimat in Deutschland aufzu- 
geben, wollte die Nationalsozialisten 
überdauern und ein deutsch-jüdisches 
Leben erhalten, um es später, in besse- 
ren Zeiten, weiter auf- und auszubauen. 
Ironischerweise gelang Paul schließlich 
die Flucht und der Aufbau eines neuen 
Lebens auf einem anderen Kontinent, 
während Fredy Palästina niemals sehen 
sollte. 

Zunächst aber verließ Fredy Hirsch Aa- 
chen. Mit 16 Jahren lebte er zunächst in 
Düsseldorf, später in Frankfurt am Main 
und Dresden. Er übernahm Ämter im Jü- 
dischen Pfadfinderbund und begann 1935 
als Sportlehrer für den jüdischen Sport- 
verein Makkabi in Dresden zu arbeiten. 
Zu Makkabi gelangte er durch die Verei- 
nigung des JPD mit der 1929 in Prag ge- 
gründeten Jugendorganisation Makkabi 
Hatzair. Das Programm der Jugendorga- 
nisation des jüdischen Sportbundes Mak- 
kabi und Fredys bisherige Tätigkeiten 
passten mehr als gut zueinander, beide 
verbanden einen sportlichen Schwer- 
punkt mit der praktischen Vorbereitung 


auf die Auswanderung nach Palästina. 


Prag 

Am 1. September 1935 verließ Fredy 
Hirsch Deutschland. Sein Weg führte ihn 
jedoch nicht nach Palästina, sondern 
nach Prag. Für diesen Schritt kommen 
verschiedene Gründe in Frage. Einerseits 


verschärfte sich die nationalsozialisti- 
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sche Verfolgung von Jüdinnen:Juden im- 
mer mehr, andererseits befand sich in 
Prag die Zentrale des Makkabi Hatzair, 
ein Ort, der für Fredy Hirsch sicherlich 
große Anziehungskraft besaß. Nach der 
Verschärfung des Paragrafen 175 im 
Sommer 1935 arbeitete die Gestapo aber 
auch mit Nachdruck an der Verfolgung 
homosexueller Männer in Deutschland. 
Spätestens 1934 war Fredy Hirsch zum 
ersten Mal aufgrund seiner sexuellen 
Orientierung in eine problematische 
Lage geraten. Nachdem die Vermutung 
laut geworden war, er könnte homose- 
xuell sein, musste er die Leitung seiner 
Frankfurter Pfadfindergruppe abgeben. 
Die Gerüchte folgten Fredy Hirsch nach 
Prag, wo er ebenfalls als Sportlehrer für 
Makkabi Hatzair arbeitete. Die Leitung 
der jüdischen Turnvereinigung in Prag 
forderte von ihm das Versprechen, „an- 
ständig“ zu bleiben, nachdem andere jü- 
dische Flüchtlinge aus Deutschland ihre 
Bedenken darüber, dass mit ihm „etwas 
nicht stimme“, vorgetragen hatten. Im 
Gegensatz zu den Ereignissen in Frank- 
furt am Main gab es jedoch diesmal kei- 
ne weiteren negativen Konsequenzen 
für Fredy Hirsch. Das Vertrauen in ihn 
schien ungebrochen, ihm wurde die Lei- 
tung von Jugendlagern und Freizeiten 
ebenso übertragen wie die Organisation 
und Modernisierung der Ausbildung jü- 
discher Sportlehrer. 


Brünn 

Ende 1936 zog Fredy Hirsch von Prag 
nach Brünn. Hier lernte er Jan Mautner 
kennen, der ebenfalls bei Makkabi Hatzair 
arbeitete. Die beiden wurden ein Paar. 
Nach dem deutschen Einmarsch 1939 
schlossen die Nazis die tschechischspra- 
chigen Hochschulen. Für Jan Mautner 
bedeutete dies das vorzeitige Ende sei- 
nes Medizinstudiums, und so zog er ge- 
meinsam mit Fredy Hirsch nach Prag. 
Beide setzten ihre Arbeit als Sportlehrer 


für jüdische Kinder fort. Die sportlichen 


Aktivitäten auf dem „Hagibor“ genann- 
ten Sportplatz unweit des neuen jüdi- 
schen Friedhofs in Prag waren für diese 
Kinder einer der wenigen Lichtblicke, 
nachdem die Nationalsozialisten die 
Ausgrenzung und Isolation der jüdi- 
schen Bevölkerung im „Protektorat Böh- 
men und Mähren“ innerhalb kurzer Zeit 
an die Situation im Deutschen Reich bei- 


nahe angeglichen hatten. 


„Hagibor“ 

Neben Sport gab es in „Hagibor“ viele 
weitere Angebote für jüdische Kinder 
und Jugendliche, vom gemeinsamen Sin- 
gen und dem Erlernen neuer Lieder bis 
hin zu Wettbewerben verschiedenster 
Art. Auch Fredy Hirschs Tätigkeit be- 
schränkte sich nicht nur auf das Erteilen 
von Sportunterricht. Für viele Kinder 
wurde er zu einer wichtigen Bezugsper- 
son, er war bekannt und beliebt. Einige 
Zeitzeug:innen erinnern sich bis heute 
an ein Lied, das damals über ihn gedich- 
tet wurde und in dem sich gleicherma- 
ßen Wertschätzung und Zuneigung wie 
ein gewisser Spott über seinen Hang zu 
beinahe militärischer Disziplin ausdrü- 
cken. Immer wieder taucht er als 
Schwarm pubertierender Mädchen in 
deren späterer Erinnerung auf, während 
Zeitzeugen berichten, wie unter den 
Jungen heimlich darüber gewitzelt wur- 
de, dass die Mädchen bei Fredy nie eine 
Chance haben würden. Für viele der 
Kinder und Jugendlichen wurde Fredy 


Hirsch zu einem Idol. 


Deportation nach 
Theresienstadt 

Ende 1941 wurde Fredy Hirsch nach 
Theresienstadt deportiert. Er gehörte zu 
den ersten Gefangenen dort, die das La- 
ger und seine Infrastruktur aufbauen 
mussten und wurde Teil der sogenann- 
ten jüdischen Selbstverwaltung. Zu- 
nächst leitete er die Gebäudeverwal- 


tung, eine Aufgabe, die er mit Hilfe sei- 
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nes praktischen Zugangs zu Problemen 
und seines Organisationsgeschickes gut 
machte, aber mit der er selbst nicht zu- 
frieden war. Er bemühte sich weiter um 
Kinder und Jugendliche, organisierte für 
sie eine Tagesstruktur und Aktivitäten, 
suchte nach denjenigen, die Hilfe brau- 
chten und tat sein Bestes, um diese dann 
auch zu organisieren. Nach einiger Zeit 
wechselte er in die „Jugendfürsorge“ ge- 
nannte Abteilung, die er gemeinsam mit 
Egon Redlich leitete. Die Zusammenar- 
beit mit diesem war konfliktträchtig, 
aber dennoch erfolgreich. Fredy Hirsch 
regte die Bildung von „Kinderheimen“ 
und „Jugendheimen“ an, die Schutz bo- 
ten vor dem Ghettoalltag und trotz des 
Verbots durch die SS die Möglichkeit er- 
öffneten, so etwas wie Schulunterricht 
zu organisieren. Disziplin gehörte weiter 
zu den Kerninhalten seiner pädagogi- 
schen Bemühungen. 


Disziplin 

Disziplin und Selbstdisziplin waren für 
Fredy Hirsch immer von zentraler Be- 
deutung. So schrieb er 1939/1940 in der 
deutschsprachigen Ausgabe des Prager 
Jüdischen Nachrichtenblatts: „Ein Körper, 
der sich von früh an in der Natur abge- 
härtet, der einmal an die Grenze der 
Leistungsfähigkeit bei Sport und Spiel 
geführt wird, der den sogenannten ‚to- 
ten Punkt‘, d.h. jene Empfindung, die be- 
sagt, ich kann nicht mehr, durch das ‚Ich 
will‘ überwunden hat, wird auch der 
Krankheit und vor allen Dingen den 
Härten des Lebens widerstehen.“ Konse- 
quenterweise wandte er sich dann auch 
mit dieser Forderung an die Jugendli- 
chen, die er betreute: „Du wirst begrei- 
fen, dass ich als Voraussetzung von dir 
verlange, dass du dich auf den Stand- 
punkt stellst: Ich will. Denn wenn ich 
weiß, dass du alles versuchen wirst, um 
Kraft, Geschicklichkeit und Ausdauer zu 
erwerben, so werde ich dir schon einen 


Weg weisen können, der dich innerlich 
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auf eine höhere Stufe bringen wird.“ 
Diese Haltung, die einerseits geprägt ist 
von Fredys eigener Erziehung im 
Deutschland der 1920er Jahre und ande- 
rerseits von seinen zionistischen Idealen 
getragen wurde, traf in Prag zunächst 
auf weniger Anklang. Doch nach der De- 
portation nach Theresienstadt gewann 
diese idealistische Haltung zunehmend 
an praktischer Relevanz, die zum Über- 
leben beitrug. 


Deportation nach 
Auschwitz-Birkenau 

In Auschwitz-Birkenau schließlich wur- 
de sie zu etwas, das tatsächlich über Le- 
ben und Tod entscheiden konnte. An- 
fang September 1943 wurde Fredy 
Hirsch dorthin deportiert. Eigentlich ge- 
noss er als Mitglied der „jüdischen 
Selbstverwaltung“ in Theresienstadt vor 
einer weiteren Deportation Schutz, doch 
Fredy Hirsch war bekannt dafür, seine 
Grenzen auszutesten. Viele erinnern 
sich daran, dass er der SS gegenüber 
selbstbewusst auftrat. In Auschwitz ge- 
lang es ihm, selbst mit dem SS-Arzt Josef 
Mengele auf eine Art zu reden, die von 
anderen als „auf Augenhöhe“ wahrge- 
nommen wurde. Und immer wieder er- 
hielt er Dinge von der SS, die andere zu 
erbitten für unmöglich hielten. In The- 
resienstadt erreichte er die Freigabe ei- 
nes Ortes als Sport- und Erholungsge- 
lände für die Gefangenen des Ghettos. 
Im Gegenzug, so heißt es, soll er aber 
auch SS-Männer in Kampfsport unter- 
richtet haben. Des Zwiespalts dieser 
Handlungen soll er sich bewusst gewe- 
sen sein, offenbar setzte er aber klare 
Prioritäten — solange es den Kindern 
und Jugendlichen half, war es für ihn 
vertretbar, auch Deals mit der SS zu ma- 
chen. Als Ende August 1943 ein Trans- 
port mit 1.200 Kindern aus Bialystok in 
Theresienstadt eintraf, verhängte die SS 
eine strikte Kontaktsperre, um jeden In- 


formationsaustausch zu unterbinden. 

























































































Fredy Hirsch. 


Die Kinder, so stellte sich schnell heraus, 
wussten genau, was „im Osten“ geschah. 
Sie weigerten sich, duschen zu gehen, 
denn sie nahmen an, dass dies ihren Tod 
bedeuten würde. Fredy Hirsch versuch- 
te, die Kontaktsperre zu umgehen. Er 
wurde erwischt. 


Das „Theresienstädter 
Familienlager“ 

Wenige Tage später wurde er mit vielen 
anderen nach Auschwitz-Birkenau de- 
portiert. Hier richtete die SS das soge- 
nannte Theresienstädter Familienlager 
ein, das sich in einigen Punkten grund- 
sätzlich von den meisten übrigen Teilen 
des Lagers unterschied. Die aus There- 
sienstadt ankommenden Transporte 
wurden keiner Selektion unterzogen, 
weder die Alten noch die Kinder wie üb- 
lich umgehend nach der Ankunft ermor- 
det. Fredy Hirsch erreichte bei der SS die 
Einrichtung eines Kinderblocks. Er über- 
zeugte sie offenbar mit dem Argument, 
dass ihnen dies die Arbeit erleichtere, 
bei der die Kinder ansonsten nur stören 
würden. Für die Kinder bedeutete der 
Kinderblock einen Ort, an dem sie ver- 
hältnismäßig großen Schutz genossen, 
an dem die SS zwar auch regelmäßig er- 
schien, jedoch eher in der Rolle des 
freundlichen Onkels auftrat oder als Pu- 
blikum für ein Theaterstück. Es gelang 
sogar, den Kinderblock regelmäßig zu 
heizen und eine bessere Ernährung als 


im übrigen Lager zu organisieren. Dis- 
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Gedenktafel für Fredy Hirsch im „Park der Kinder“ in Terezin (Tschechische Republik). 


ziplin spielte hier eine noch viel größere 
Rolle als in Theresienstadt. Um weder 
Privilegien zu verlieren noch Leben zu 
gefährden, durften die Kinder und ihre 
zumeist jugendlichen Betreuer:innen 
keine Fehler machen, wenn ihnen Fra- 
gen gestellt wurden, denn im Kinder- 
block ging man durchaus auch Aktivitä- 
ten nach, die von der SS nicht geneh- 
migt worden waren. Beispielsweise wur- 
de der Schulunterricht so gut es ging 
fortgeführt. Um die SS bei Laune zu hal- 
ten, galt es, deutsche Lieder und Gedich- 
te auswendig zu lernen und jederzeit auf 
Verlangen möglichst gut vorzutragen. 
Sich auch im Winter bei Minusgraden 
mit Schnee zu waschen, erforderte 
ebenfalls viel Disziplin und Selbstüber- 
windung, rettete aber unter den Lager- 
bedingungen als einzige Möglichkeit zur 
Körperhygiene Leben. 

Fredy Hirschs Leben aber war nicht zu 
retten. Er starb am 8. März 1944 in 
Auschwitz-Birkenau. Die genauen Um- 
stände seines Todes sind bis heute unge- 
klärt. Lange galt er als Selbstmörder, den 
im entscheidenden Moment der Mut 
verlassen habe. Angesichts der bevorste- 
henden Ermordung des gesamten Sep- 
tember-Transportes, mit dem er nach 
Auschwitz-Birkenau gekommen war, soll 
ihm angetragen worden sein, einen Auf- 
stand anzuführen. Er soll dieser Bitte 
nicht nachgekommen und ein starkes 
Schlafmittel genommen haben, um sei- 
nem Leben, das er als Funktionshäftling 


mit guten Kontakten vermutlich zumin- 
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dest einstweilen hätte retten können, 
ein Ende zu setzen. Eine Zeitzeugin sag- 
te später jedoch aus, dass Fredy Hirsch 
sich Bedenkzeit für eine Entscheidung 
erbeten und sich ob der besonderen Si- 
tuation mit der Bitte um ein Beruhi- 
gungsmittel an ebenfalls gefangene 
Ärzt:innen in der Position von Funkti- 
onshäftlingen im Lager gewandt hätte. 
Diese hätten ihm aus Angst, auch sie 
selbst würden im Falle eines Aufstands 
von der SS getötet, ein absichtlich zu 
stark dosiertes Medikament ausgehän- 
digt. Ob Fredy Hirsch an diesem Medika- 
ment starb oder — ohne das Bewusstsein 
wiedererlangt zu haben — in einem der 
Öfen des Krematorium IV, ist nicht be- 


kannt. 


Im „Park der 
Theresienstädter Kinder“ 

Die nationale Gedenkfeier anlässlich des 
50, Jahrestages des Endes des Zweiten 
Weltkrieges fand in Tschechien am 21. 
Mai 1995 statt. Nach dem Ende des offi- 
ziellen Gedenkaktes kam eine Gruppe 
Überlebender am Nachmittag erneut zu- 
sammen — auf dem Gelände hinter dem 
Gebäude, das seit 1991 das Ghetto-Muse- 
um beherbergt. Zwei Jahre zuvor war 
hier der „Park der Theresienstädter Kin- 
der“ eingeweiht worden. Der „Park“ ist 
eigentlich „nur“ ein Garten, angelegt 
um die Statue eines nackten jungen 
Mädchens herum, das den Triumph des 
Lebens über den Tod symbolisieren soll. 


Aus dem Empfinden heraus, dass sie ihr 


Überleben Fredy Hirsch verdankten, 
fügten die Überlebenden an diesem Tag 
eine weitere Plastik hinzu. Sie wurde an 
der Hauswand des ehemaligen ersten 
Kinderheims, das Fredy Hirsch im Ghet- 
to Theresienstadt einrichten konnte, an- 
gebracht. Von hier aus blickt Fredy 
Hirsch seitdem über den „Park der The- 
resienstädter Kinder“. Dass er hier viel 
Besuch erhält, ist unwahrscheinlich, be- 
denkt man, wie versteckt der Park selbst 
im übersichtlichen Festungsstädtchen 
Terezin gelegen ist. 


Erinnerung an Fredy Hirsch 
Fredy Hirsch ist nicht in Vergessenheit 
geraten. Seit dem Jahr 2000 erschienen 
mehrere Bücher in verschiedenen Spra- 
chen über ihn und sein Leben, mehrere 
Filme wurden gedreht, selbst eine ZDF- 
History-Folge ist ihm gewidmet. Ein 
Pfadfinderstamm in Berlin trägt seinen 
Namen, ein Stolperstein liegt vor dem 
Grundstück, auf dem sein Elternhaus in 
Aachen stand. Und die heute dort beste- 
hende Gemeinschaftsgartenanlage trägt 
ebenfalls einen Namen, der an ihn erin- 
nern soll. Seine ehemalige Schule, heute 
das Couven-Gymnasium in Aachen, be- 
nannte die Schulmensa in „Fredy- 
Hirsch-Forum“ um. Am 11. Februar 2021 
begrüßte ein Fredy-Hirsch-Doodle sämt- 
liche Google-Nutzer:innen in Deutsch- 
land, Tschechien und Israel. Und auch 
die Tatsache, dass Fredy Hirsch homose- 
xuell war, ist Bestandteil dieser Erinne- 


rung an ihn geworden. 


Der Arbeitskreis Gedenkstättenfahrten bie- 
tet unter anderem jährliche Fahrten 
nach Terezin (Theresienstadt) an und 
erinnert hierbei auch an Fredy Hirsch. 
Die nächste Fahrt findet vom 20. bis 24. 
Juli 2022 statt. Siehe hierzu die Anzeige 
auf der Rückseite dieser Ausgabe. 
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Von Günter Born 


go 


„Der Beginn der ‚Endlösung‘“ 


Das Vernichtungslager Kulmhof in Chetmno 


In der 300 Einwohner*innen umfassenden Gemeinde Chetmno, 70 Kilo- 
meter nordwestlich der Großstadt LödZ, errichteten die Deutschen im 
Dezember 1941 das erste Vernichtungslager im besetzten Polen. Minde- 
stens 152.000 Jüdinnen*Juden sowie über 5.000 weitere Menschen, die 
allermeisten Sinti*zze und Rom*nja, wurden dort durch Kohlenmonoxid 
in zu mobilen Gaskammern umgebauten Lastkraftwagen ermordet. 


Es war ein albtraumhaftes Geschehen, 
das sich in der Nacht vom 17. auf den 18. 
Januar 1945 auf dem Hof eines ehemali- 
gen, von einem Bretterzaun umgebenen 
Gutshauses am Rande des Dorfes Chet- 
mno, das nach dem deutschen Überfall 
auf Polen im September 1939 in Kulm- 
hof umbenannt wurde, abspielte. Rund 
um die auf dem Anwesen gelegene 
Scheune, in der mehrere Dutzend jüdi- 


sche Männer gefangen gehalten wurden, 
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hatten sich schwerbewaffnete SS- und 
Polizeiangehörige — Mitglieder eines so- 
genannten „Sonderkommandos“ pos- 
tiert. In Gruppen zu je fünf Personen 
mussten die Gefangenen auf den Hof 
treten und sich auf die Erde legen. Dann 
wurden sie erschossen. Unter ihnen be- 
fand sich der damals 14-jährige Szymon 
Srebrnik. Doch wie durch ein Wunder 
überlebte er das Massaker. Von den An- 
gehörigen des „Sonderkommandos“ of- 


fenkundig für tot gehalten, gelang es 
ihm, trotz seiner schweren Verletzun- 
gen in einem unbeobachteten Augen- 
blick in der Dunkelheit zu entkommen. 
Er versteckte sich in einem nahe gelege- 
nen Dorf und erlebte dort nur kurze Zeit 
später die Befreiung durch die Rote Ar- 
mee. Szymon Srebrnik ist einer der weni- 
gen Überlebenden des Vernichtungsla- 
gers Kulmhof. 


Beginn der „Endlösung“ 

Die Mordstätte in Chelmno, an der am 8. 
Dezember 1941 die Angehörigen eines 
„Sonderkommandos“ ihr akribisch vor- 
bereitetes tödliches Werk in Gang setz- 
ten, war das erste Vernichtungslager im 


Rahmen der Shoah, noch bevor am 20. 
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Monument zur Erinnerung an die Opfer des Massenmordes in Chetmno. 


Foto: Kolanin 
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Januar 1942 auf der „Wannseekonfe- 
renz“ in Berlin die bereits angelaufene 
systematische Ermordung der europäi- 
schen Jüdinnen*Juden weiter koordi- 
niert werden sollte. Die Politik der Ver- 
nichtung auf dem Gebiet des „Reichsgau 
Wartheland“, wo Cheimno lag, ging der 
„Aktion Reinhardt“ (vgl. LOTTA #66, #67 
und #69) voraus — der im März 1942 be- 
ginnenden Ermordung der jüdischen Be- 
völkerung im östlich angrenzenden „Ge- 
neralgouvernement“, der mindestens 
1,6 Millionen Jüdinnen*Juden, aber auch 
rund 50.000 Sinti*zze und Rom*nja vor 
allem in den Vernichtungslagern Belzec, 
Sobibor und Treblinka zum Opfer fielen. 
Im Hinblick auf die Organisation des Tö- 
tens sowie die Beseitigung der zahllosen 
Leichen diente das Vernichtungslager 
Kulmhof den Tätern der „Aktion Rein- 
hardt“, aber auch den Protagonisten des 
Massenmords im Lagerkomplex Ausch- 
witz als Referenz- und Anschauungsob- 
jekt und führte den „Vordenkern der 
Vernichtung“ (Götz Aly/Susanne Heim) 
die prinzipielle Realisierbarkeit ihrer in 
der Menschheitsgeschichte präzedenz- 
losen Mordplanungen vor Augen. Es ist 
also durchaus plausibel, dass der israeli- 
sche Historiker und Shoah-Überlebende 





des ehemaligen „Waldlagers“ des Vernichtungslagers Kulmhof. 
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Shmuel Krakowski, Mitglied der Wider- 
standsbewegung im Ghetto von LödZ, 
die Errichtung des Vernichtungslagers 
Kulmhof als den „Beginn der ‚Endlö- 


[773 


sung‘“ bezeichnet. 

„Vergessener Ort 

des Holocaust“ 

Umso erstaunlicher mutet hingegen die 
Beobachtung an, dass die Geschichte der 
Mordstätte im Vergleich zu anderen 
Verbrechenskomplexen der NS-Vernich- 
tungspolitik in der bundesdeutschen Er- 
innerungskultur, aber auch in inter- und 
transnationaler Perspektive kaum prä- 
sent ist — obwohl Szymon Srebrnik in 
einer Reihe von Strafprozessen gegen 
die wenigen, sich schließlich vor polni- 
schen und bundesdeutschen Gerichten 
zu verantwortenden Täter als Zeuge 
aussagte: Etwa im Verfahren gegen 
zwölf ehemalige Mitglieder der Lager- 
mannschaft vor dem Landgericht Bonn 
im Jahr 1962 und auch im Prozess gegen 
Adolf Eichmann vor dem Jerusalemer 
Bezirksgericht, der im Dezember 1961 
endete. Seine Berichte fanden in der Öf- 
fentlichkeit kaum Beachtung. Erst Clau- 
de Lanzmanns Dokumentarfilm „Shoah“ 
(1985), in dem neben Szymon Srebrnik 


Das Vernichtungslager Kulmhof in Cheimno 


auch Mordechai Podchlebnik, ein weite- 
rer Überlebender, porträtiert wurde, 
setzte den Opfern des Massenmords im 
Vernichtungslager Kulmhof ein auch in- 
ternational wahrnehmbares, mediales 


Denkmal. 


„Exerzierplatz des 
Nationalsozialismus“ 

Die maßgebliche Initiative zur systema- 
tischen Ermordung der Jüdinnen*Juden 
im „Reichsgau Wartheland“ ging von 
„Reichsstatthalter“ Arthur Greiser und 
dem ihm unterstellten Verwaltungsap- 
parat aus. Der fanatische Nationalsozia- 
list stand seit Oktober 1939 an der Spitze 
des „Warthegaus“, einem Verwaltungs- 
gebiet, das aus denjenigen annektierten 
polnischen Territorien gebildet worden 
war, die an das Deutsche Reich angeglie- 
dert wurden. Greiser deklarierte seinen 
Machtbereich zu einem „Exerzierplatz 
des Nationalsozialismus“, der zu einer 
nach völkischen Kriterien strukturierten 
„Musterregion“ umgestaltet werden 
sollte. So wurden mindestens 630.000 
polnische Einwohner*innen in das öst- 
lich angrenzende „Generalgouverne- 
ment“ deportiert, während fast 200.000 
Deutsche aus dem „Altreich“ sowie min- 
destens 230.000 „Volksdeutsche“ — etwa 
aus dem Baltikum und Südosteuropa — 
im „Warthegau“ angesiedelt wurden. 
Schon unmittelbar nach dem Beginn der 
deutschen Besatzung kam es zu zahlrei- 
chen Massakern durch Wehrmachtsein- 
heiten, Polizei und SS. Seit Anfang De- 
zember 1940 wurde die jüdische Bevöl- 
kerung in 173 Arbeitslager und Ghettos 
gezwungen, von denen das Ghetto in der 
Stadt LödZ, die von den Deutschen in 
Litzmannstadt umbenannt worden war, 
mit rund 160.000 Menschen — Jüdin- 
nen*Juden aus dem „Warthegau“, ab 
1941 auch aus dem „Altreich“ sowie im 
November 1941 mindestens 5.000 
Sinti*zze und Rom*nja — das größte 
darstellte. 
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Die Entscheidung zum systematischen 
Massenmord fiel vermutlich im Sommer 
1941. Am 16. Juli 1941 schickte SS- 
Sturmbannführer Rolf-Heinz Höppner, 
der beim Stab des „Höheren SS- und Po- 
lizeiführer“ im „Warthegau“ tätig war, 
einen Vermerk an den im Reichssicher- 
heitshauptamt (RSHA) für die Deporta- 
tionen von Jüdinnen*Juden aus Deutsch- 
land verantwortlichen Adolf Eichmann, 
„dass bei Besprechungen in der Reichs- 
statthalterei [...] von verschiedenen Stel- 
len die Lösung der Judenfrage [...] ange- 
schnitten“ worden sei. Angesichts einer 
vermeintlich prekären Ernährungslage 
im bevorstehenden Winter müsse erwo- 
gen werden, „ob es nicht die humanste 
Lösung ist, die Juden, soweit sie nicht ar- 
beitseinsatzfähig sind, durch irgendein 
schnellwirksames Mittel zu erledigen“. 
Dies klinge zwar „phantastisch“, sei aber 
„durchaus durchführbar“. Die zynische 
Sachzwanglogik, die von der Reichsstatt- 
halterei konstruiert wurde, um den Ge- 
nozid zu legitimieren, stieß bei der NS- 
Führung in Berlin auf Zustimmung. 
Greiser hatte zudem Adolf Hitler über 
seine Pläne in Kenntnis gesetzt, der dem 
Gauleiter seinerseits vollkommene 
Handlungsfreiheit ließ. 


Ablauf des Massenmords 

Den Kern der „Sonderkommandos“ in 
Cheimno bildeten 15 bis 20 Angehörige 
der Staatspolizeistelle in Posen unter 
der Führung von SS-Hauptsturmführer 
Herbert Lange, die bereits über eine ein- 
schlägige Verbrechensgeschichte ver- 
fügten, waren sie doch verantwortlich für 
die gezielte Tötung von über 6.200 Pa- 
tient*innen in Heil- und Pflegeeinrich- 
tungen im „Warthegau“ und in Ostpreu- 
ßen. Bereits Ende September 1941 begann 
das „Sonderkommando“ mit der systema- 
tischen Ermordung der Jüdinnen*Juden 
im Kreis Konin, die in einem Waldstück 
erschossen und in Massengräbern ver- 
scharrt wurden. Ab November 1941 er- 
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richtete die Einheit um Herbert Lange, er- 
gänzt um etwa 100 Ordnungspolizisten 
des in LödZ stationierten Polizeibataillons, 
das Vernichtungslager in Chetmno. Der 
Massenmord sollte hier durch „Gaswa- 
gen“ verübt werden, ein Mordinstrument, 
das bereits im Rahmen der sogenannten 
„Euthanasie“-Verbrechen zum Einsatz ge- 
kommen war. Ab Anfang Dezember trafen 
begleitet von „Transportkommandos“ der 
Ordnungspolizei die ersten Deportations- 
züge mit Jüdinnen*Juden aus den in der 
Umgebung von LödZ gelegenen Ghettos 
auf dem durch einen Bretterzaun abge- 
schirmten Gelände ein. Den Verschlepp- 
ten war erklärt worden, dass sie in Ar- 
beitslager gebracht würden, tatsächlich 
aber trieben Angehörige des „Sonder- 
kommandos“ die Menschen in das Guts- 
gebäude, das sogenannte Schloss, wo sie 
sich entkleiden und ihre Wertsachen ab- 
geben mussten. Anschließend wurden sie 
gezwungen, in den Laderaum eines un- 
mittelbar am Gebäude postierten Lkws zu 
steigen. Nachdem bis zu 120 Männer, 
Frauen und Kinder auf diese Weise zu- 
sammengepfercht worden waren, ver- 
schlossen Mitglieder der Wachmann- 
schaft die Türen des LKW, starteten des- 
sen Motor und leiteten die Abgase in den 
Laderaum, die die Gefangenen innerhalb 
von 15 Minuten töteten. Daraufhin ver- 
ließ der Transporter das Gelände und 
fuhr zu einer wenige Kilometer entfernt 
gelegenen Waldlichtung, dem „Waldla- 
ger“. Dort wurden die Körper der Er- 
mordeten in zwei riesige Massengräber 
geworfen und der LKW gereinigt. Die Be- 
wachung des „Waldlagers“ oblag der 
Ordnungspolizei, für die Beseitigung der 
Leichen bildeten die Täter ein „Arbeits- 
kommando“ aus etwa 30 jüdischen Häft- 
lingen, die nach einiger Zeit ebenfalls 
getötet und durch andere Verschleppte 
ersetzt wurden. 

Im März 1943 fiel die Entscheidung, das 
Vernichtungslager aufzugeben. Zu diesem 
Zeitpunkt waren mit Ausnahme des Ghet- 
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tos Litzmannstadt alle Ghettos des „War- 
thegaus“ aufgelöst und deren 
Bewohner*innen nach Chelmno depor- 
tiert worden. Anfang April sprengte das 
„Sonderkommando“ das „Schloss“ und 
versuchte sämtliche Hinweise auf den 
Massenmord zu beseitigen. Dies betraf 
vor allem die in den Massengräbern des 
„Waldlagers“ nur notdürftig verscharrten 
Körper der Ermordeten. Bereits im Som- 
mer 1942 waren dort unter Anleitung von 
SS-Standartenführer Paul Blobel Öfen er- 
richtet worden, um die Leichen zehntau- 
sender Menschen zu verbrennen. 

Die Täter waren mit ihrem Werk zufrie- 
den. Anfang März 1943 fand in einer Gast- 
stätte in Kolo — von den Deutschen in 
„Warthbrücken“ umbenannt — eine bi- 
zarre „Abschlussfeier“ des „Sonderkom- 
mandos“ statt, an der auch Arthur Greiser 
teilnahm. In einem Schreiben an Heinrich 
Himmler attestierte er den Mördern, 
„haltungsmäßig bestes Soldatentum re- 
präsentiert“ zu haben. 


Fortführung der Vernichtung 
Doch damit war die Geschichte des Ver- 
nichtungslagers nicht zu Ende. Im Früh- 
jahr 1944 entschieden die Führungsspit- 
zen von SS und „Reichsstatthalterei“, das 
Ghetto Litzmannstadt aufzulösen und die 
dort bis zu diesem Zeitpunkt weiterhin 
Zwangsarbeit leistenden Jüdinnen*Juden 
zu ermorden. Im April 1944 kehrte das 
„Sonderkommando“ nach Chelmno zu- 
rück. Die Ruinen des Gutshofes waren als 
Tötungsstätte nicht mehr zu gebrauchen. 
Daher wurden die über 7.100 Deportier- 
ten aus dem Ghetto Litzmannstadt direkt 
im Bereich des früheren „Waldlagers“ er- 
mordet und verbrannt. Hierfür nutzten 
die Täter erneut Gaswagen und gemauer- 
te Verbrennungsöfen. Kleidungsstücke 
und Wertgegenstände der Opfer wurden 
zur Sortierung durch ein jüdisches Häft- 
lingskommando auf dem ehemaligen 
Gutsgelände gesammelt. Angesichts der 


heranrückenden Roten Armee töteten in 
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der Nacht vom 17. auf den 18. Januar 1945 
Angehörige des „Sonderkommandos“ die 
letzten verbliebenen Gefangenen auf 
dem Hof des Anwesens. Szymon 
Szrebrnik und Mordechai Zurawski über- 
lebten als einzige das Massaker. 


Mehr als ein offenes 
Geheimnis 

Obgleich die Täter versuchten, die Spu- 
ren des Massenmords in Chelmno zu ver- 
wischen, war die Shoah im „Warthegau“ 
mehr als ein offenes Geheimnis. Im Dorf 
selbst, wo die Angehörigen des 
„Sonderkommandos“ ihre Quartiere be- 
zogen hatten, war deren Auftrag allge- 
mein bekannt. Vor allem aber reichte der 
Kreis der am Massenmord Beteiligten 
weit über die unmittelbar in Chetmno 
eingesetzten Einheiten hinaus. Die Shoah 
im „Warthegau“ war ein arbeitsteiliges 
Projekt, in das neben SS und Polizei auch 
die „Reichsstatthalterei“ und ihre Ver- 
waltungsstrukturen, etwa die von Her- 
bert Mehlhorn geleitete Finanzverwal- 
tung des „Warthegaus“, zuständig für 
sämtliche Sach- und Personalkosten der 
am Massenmord beteiligten Akteur*in- 
nen, eingebunden waren. Kulmhof war, 
resümiert der Historiker Peter Klein, ein 
„Vernichtungslager vor aller Augen“. Be- 
reits im Sommer 1942 hatten britische 
und US-amerikanische Medien, wie etwa 
die New York Times über das Vernich- 
tungslager und die systematische Tötung 
von Jüdinnen*Juden durch Kohlenmono- 
xid berichtet. Die Informationen stamm- 
ten von Jaakow Grojanowski, einem An- 
gehörigen des jüdischen „Arbeitskom- 
mandos“ im Vernichtungslager Kulmhof, 
dem im Januar 1942 die Flucht gelungen 
war. Grojanowski schlug sich bis ins War- 
schauer Ghetto durch, wo er Kontakt zu 
Widerstandsgruppen und dem von Ema- 
nuel Ringelblum gegründeten klandesti- 
nen Ghetto-Archiv aufnahm und detail- 
liert das Geschehen schilderte. Schließ- 


lich erreichte sein Bericht auch die polni- 
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sche Exilregierung in London. Groja- 
nowski selbst überlebte die Shoah nicht. 
Er wurde im Vernichtungslager Belzec 
ermordet. Sein Versuch, eine größere Öf- 
fentlichkeit über den Massenmord im 
Vernichtungslager Kulmhof zu informie- 
ren, war zweifellos ein beeindruckender 
Akt des Widerstands angesichts eines von 
den Deutschen betriebenen Mordpro- 
gramms, dem nach heutigem Wissen im 
Vernichtungslager Kulmhof lediglich drei 
Menschen entrinnen konnten. 
Gleichwohl gab es auch dort unterschied- 
liche Formen der Selbstbehauptung. So 
leisteten in der Nacht vom 17. auf den 18. 
Januar 1945 die letzten Angehörigen des 
jüdischen Arbeitskommandos aktiven, 
wenngleich vergeblichen Widerstand. Es 
gelang den Gefangenen, einem Polizeibe- 
amten die Pistole zu entreißen, ihn zu 
erschießen und einen weiteren Gendar- 
men zu töten. Bereits in den Wochen und 
Monaten zuvor hatten Angehörige des 
Arbeitskommandos an verschiedenen 
Stellen Berichte über das Geschehen 
vergraben. Sie verknüpften damit die 
Hoffnung, auf diese Weise das präzen- 
denzlose Verbrechen zu dokumentieren 
und den an die Weltöffentlichkeit gerich- 
teten eindringlichen Appell, die Täter 


zur Rechenschaft zu ziehen. 


Strafverfolgung und 
Nachkriegskarrieren 

Zumindest in der BRD konnte in den fol- 
genden Jahrzehnten von einer umfassen- 
den juristischen Ahndung freilich keine 
Rede sein. In Polen wurde Arthur Greiser 
unter anderem wegen der Verbrechen in 
Kulmhof im Sommer 1946 hingerichtet, 
in der DDR Ernst Kendzia, der in der Füh- 
rungsspitze der „Reichsstatthalterei“ 
verantwortlich war für die Organisation 
des Massenmords im „Warthegau“, zum 
Tode verurteilt. Die bundesdeutsche Jus- 
tiz zeigte indessen kein großes Engage- 
ment bei der Verfolgung mutmaßlicher 


Täter. Erst 1962 mussten sich zwölf ehe- 


malige Angehörige des „Sonderkomman- 
dos“ vor dem Landgericht Bonn wegen 
gemeinschaftlicher „Beihilfe zum Mord“ 
verantworten. Letztinstanzlich wurden 
im Juli 1965 schließlich acht der Ange- 
klagten zu Freiheitsstrafen zwischen 13 
Monaten und zwei Wochen sowie 13 Jah- 
ren verurteilt. Drei Angeklagte kamen 
straffrei davon. Ein weiterer galt als ver- 
handlungsunfähig. 

Auch Wilhelm Koppe konnte sich erfolg- 
reich auf seine angebliche Verhand- 
lungsunfähigkeit beziehen. Der ehemali- 
ge „Höhere SS- und Polizeiführer“ im 
„Warthegau“ war hauptverantwortlich 
für die Deportationen in das Ghetto Litz- 
mannstadt und das Vernichtungslager 
Kulmhof gewesen. Bis 1960 lebte er unter 
falschem Namen in Bonn, wo er für die 
Schokoladenfabrik Sarotti arbeitete. 
Nachdem seine wahre Identität aufgeflo- 
gen war, wurde er in Untersuchungshaft 
genommen, aus der er aber 1962 nach 
Zahlung einer Kaution entlassen wurde. 
Das im Jahr 1964 eröffnete Verfahren vor 
dem Landgericht Bonn wegen „Beihilfe 
zum Mord“ in mindestens 145.000 Fällen 
wurde zwei Jahre später „aus gesund- 
heitlichen Gründen“ eingestellt. Bis zu 
seinem Tod im Jahr 1975 verbrachte Kop- 
pe einen geruhsamen Lebensabend in 
Bonn. Den konnte auch Rolf-Heinz Höpp- 
ner genießen. Der ehemalige SS-Ober- 
sturmbannführer hatte zwar unter ande- 
rem wegen seiner Beteiligung am Mas- 
senmord in Cheimno rund zehn Jahre in 
polnischer Haft verbracht, in der BRD 
musste er jedoch keine Strafverfolgung 
fürchten. Vielmehr avancierte er zum 
Oberregierungsrat im Bundesbauminis- 
terium und starb 1998 in Bonn-Bad Go- 
desberg. Herbert Mehlhorn, der „Buch- 
halter“ der Shoah im „Warthegau“, blieb 
von der deutschen Justiz gänzlich unbe- 
helligt. Er verdingte sich bis zu seinem 
Tod im Jahr 1968 als Justiziar in Obern- 
dorf am Neckar und als Berater des Waf- 


fenherstellers Mauser. 
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Von Alexander Häusler 


Gramscis Hegemoniebegriff 


Ein analytisches Werkzeug für rechte Theorie? 


Der im Jahr 1937 an den Folgen faschistischer Einkerkerung verstorbene 
italienische Kommunist Antonio Gramsci ist mittlerweile zur meistzitier- 
ten und wenig gelesenen Referenz geworden, wenn es um die Frage 
politischer Vorherrschaft geht. Unter geht dabei zumeist, dass sich 
Gramsci um die Weiterentwicklung marxistischer Theorie bemühte und 
dazu einflussreiche Anknüpfungspunkte lieferte. 


Gramscis „Gefängnishefte“ werden — in 
einem Atemzug genannt mit „Geschich- 
te und Klassenbewusstsein“ von Georg 
Lukäcs sowie „Marxismus und Philoso- 
phie“ von Karl Korsch — als theoretische 
Grundlage des sogenannten „Westlichen 
Marxismus“ (Perry Anderson) interpre- 
tiert. Besonders seine Ausführungen zu 
Hegemonie und Zivilgesellschaft dienen 
als — oftmals unreflektierte — Schlag- 


wörter, wenn es um die Frage politischer 
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Meinungsvorherrschaft geht. Während 
im grün-alternativen Milieu und auch 
im bürgerlichen Feuilleton Gramscis Be- 
griff der Zivilgesellschaft meist entpoli- 
tisierend und moralisierend als verklä- 
rendes Synonym für den „guten, demo- 
kratischen“ Teil der Gesellschaft ver- 
wendet wird, dient der extremen Rech- 
ten das Schlagwort der Hegemonie zur 
pseudointellektuellen Verkleisterung ih- 


rer faschistoiden Umsturzfantasien. 


„Kulturrevolution von rechts“ 
1985 erschien im rechten Sinus-Verlag 
unter diesem Titel ein Sammelband des 
französischen Rechtsintellektuellen 
Alain de Benoist in deutscher Überset- 
zung (2017 neu aufgelegt im „neurech- 
ten“ Jungeuropa-Verlag). Seither galt 
auch hierzulande das Schlagwort der 
Hegemonie als Zauberformel für die 
Strategie einer „Neuen Rechten“. 
Armin Mohler, früher Privatsekretär 
des Schriftstellers Ernst Jünger, selbster- 
klärter Faschist und geistiger Stichwort- 
geber der extremen Rechten, schrieb 
das Vorwort. Darin beschwor er 
schwülstig die „geistige Kühnheit“ von 
Benoist und dessen „Neue Rechte“ als 


„Kern von Ideenstreuern“. Der deut- 
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schen Rechten hingegen warf Mohler 
geistige Trägheit vor: „Nur zu oft ist ein 
naturburschenhafter Anti-Intellektualis- 
mus die Ausrede, mit der man um die fa- 
tale Tatsache herumzukommen sucht, 
dass der Geist die Welt regiert. (Wer es 
Gramsci nicht glaubt, sollte es wenigs- 
tens Meister Eckhart glauben).“ Als 
kommunistischer Theoretiker hätte 
Gramsci über solche Deutungen wohl 
gelacht. Doch die „Neue Rechte“ ist 
nicht am historischen und dialektischen 
Materialismus interessiert, sondern le- 
diglich fasziniert von wirkmächtigen 
Schlagworten zur Erlangung von Mei- 
nungsführerschaft. Trotz zahlreicher 
Initiativen ließ die ersehnte rechte kul- 
turelle Vorherrschaft in Deutschland auf 
sich warten — weder rechte Thinktanks 
und Zeitschriftenprojekte noch Hinwen- 
dungen zu neofaschistischer Subkultur 
entfalteten die erhoffte Breitenwirkung. 
Aber sie halfen mit zur Herausbildung 
einer extrem rechten Bewegung, die mit 
der Gründung und vorläufigen Etablie- 
rung der AfD ihr parteipolitisches Dach 
erhielt. Ein medial anschlussfähiger völ- 
kisch-autoritärer Populismus ist seither 
Ausdruck eines rechten Strebens nach 
kultureller und politischer Hegemonie. 
Mit Gramscis Theorie hat dies jedoch 


nichts gemein. 


Hegemonie und Hufeisen 

Eine simplifizierende Verzerrung von 
Gramscis Denken lässt sich auch bei Ver- 
tretern der sogenannten Extremismus- 
theorie feststellen, welche als quasiamt- 
licher ideologischer Gradmesser für die 
Verfassungsschutzberichte dienlich ist. 
So weiß etwa der Politikwissenschaftler 
Uwe Backes, einer ihrer führenden 
Stichwortgeber, in der Zeitschrift Aus Po- 
litik und Zeitgeschichte (46/2001) über die 
angebliche Strategie rechter wie linker 
„Extremisten“ zu berichten: „Wer politi- 
sche Macht erobern will, muss zunächst 


den kulturellen Raum besetzen. Jenseits 
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der Macht besteht die primäre Aufgabe 
in der Bildung einer Gegenelite, die mit 
ihren zukunftsweisenden Konzepten in 
den Bereich der veröffentlichten Mei- 
nung vordringt, eine ‚Umwertung der 
Werte‘ betreibt und den geistigen Boden 
für die revolutionäre Überwindung des 
Bestehenden bereitet.“ Ein Schelm, wer 
hier den Verursacher eines solchen 
Übels errät: „der italienische Kommu- 
nist Antonio Gramsci“! Der Extremis- 
musforscher glaubt zu wissen: „Vorden- 
ker einer ‚Neuen Rechten‘ knüpften da- 
ran ebenso an wie diverse Spielarten der 
(extremen) Linken.“ Folgt man diesen 
Vorstellungen von der angeblichen We- 
sensähnlichkeit eines linken und rech- 
ten Extremismus, müssten sich in Bezug 
auf die hier konkret bemühten Analo- 
gien Gramsci und Benito Mussolini da- 
mals eigentlich blendend verstanden ha- 
ben. Das, was hier sinnentstellend in ei- 
nen Topf geworfen wird, sind in Wirk- 
lichkeit fundamentale Gegensätze: Auf 
der einen Seite eine postfaschistische 
Rechte, die nach Anknüpfungsmöglich- 
keiten zur Wiederauferstehung sucht, 
und auf der anderen Seite eine radikale 
Linke, die nach Möglichkeiten zur Über- 
windung kapitalistischer Ausbeutungs- 
und Herrschaftsverhältnisse sucht. Zu 
letzterem gab Gramsci vor dem Hinter- 
grund der eigenen historisch-politi- 
schen Niederlage Anstöße. 


Westlicher Marxismus 

Der englische Marxist und damalige He- 
rausgeber der New Left Revue, Perry An- 
derson, veröffentlichte 1976 ein viel dis- 
kutiertes Werk über den westlichen 
Marxismus. Im Unterschied zur realso- 
zialistischen Politik unter Leitlinie der 
KPdSU verstand er darunter eine mar- 
xistische Soziologie und Philosophie aus 
dem Blickwinkel der eigenen Schwäche 
und Niederlage. Das Scheitern revolutio- 
närer Bestrebungen in der deutschen 


Novemberrevolution, die Unterdrü- 


ckung revolutionärer Bestrebungen in 
vielen Ländern Westeuropas und das 
Aufkommen des Faschismus zogen auch 
in der marxistischen Theorie die Frage 
nach sich, wie in entwickelten kapitalisti- 
schen Staaten fundamentale Kapitalis- 
muskritik und Bewusstsein für emanzipa- 
torische Politikansätze wirkungsmächtig 
werden können. Neben Lukäcs, Korsch 
und Gramsci zählte Anderson etwa Theo- 
dor W. Adorno, Max Horkheimer, Herbert 
Marcuse, Walter Benjamin, Jean-Paul Sar- 
tre, Louis Althusser, Galvano Della Volpe, 
Lucien Goldmann und Lucio Colletti zu 
den Theoretikern des Westlichen Marxis- 
mus. Frauen wurden von ihm nicht be- 
nannt. Und in der Tat ist ab 1923 und bis 
zum Aufkommen der sogenannten „neu- 
en Marx-Lektüre“ ab 1965 bislang noch 
keine Theoretikerin aus diesem Wir- 
kungskreis bekannt gemacht und gewür- 
digt worden. Einzige Ausnahme ist die 
Lukäcs-Schülerin Ägnes Heller als be- 
kannter Vertreterin der Budapester 
Schule. Gramsci rage laut Anderson aus 
all den Theoretikern des westlichen Mar- 
xismus heraus. Er allein habe noch die 
„revolutionäre Einheit von Theorie und 
Praxis“, jenes Typs der klassischen Tradi- 
tion des Marxismus verkörpert, der die 
Untersuchung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise verknüpft habe mit einer 
Analyse des bürgerlichen Staatsapparates 
und der Suche nach Strategien für dessen 
Sturz durch einen hierzu erforderlichen 
Klassenkampf. Diese Wertung erscheint 
angesichts der politischen Biografie von 
Karl Korsch und besonders von Georg Lu- 
kaäcs unzutreffend. Jedoch lässt sich fest- 
halten, dass Gramsci — im Unterschied 
etwa zu den Vertretern der Kritischen 
Theorie — zugleich Organisator parteipo- 
litischer Praxis und zeitlebens revolutio- 
närer Stratege war, wie es Johannes Bel- 
lermann in seiner kürzlich veröffentlich- 
ten Einführung in Gramscis Denken auch 
im Hinblick auf dessen Lebensweg ein- 
drücklich beschreibt. 
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Gramscis Hegemoniebegriff 
Als Mitbegründer der Kommunistischen 
Partei strebte Gramsci die revolutionäre 
Umgestaltung Italiens an, musste jedoch 
erleben, dass unter Mussolini der Fa- 
schismus an die Macht kam. Inhaftiert 
und weitestgehend isoliert von der poli- 
tischen Kommunikation suchte er in sei- 
nen Gefängnisheften nach Antworten, 
wie im Unterschied zur bolschewisti- 
schen Revolution in Russland kommu- 
nistische Politik in den westlichen Staa- 
ten erfolgreich sein könnte. Angesichts 
der politischen Situation war Gramsci 
klar, dass der Sozialismus nicht in naher 
Zukunft erreichbar und die Verhältnisse 
auch nicht so leicht zu kippen sein wür- 
den, wie sie der sowjetische Regisseur 
Sergei Eisenstein in seinem Film über 
den Sturm auf den Winterpalast in Pe- 
trograd dargestellt hatte. Den großen 
Unterschied sah Gramsci hierbei in der 
unterschiedlichen Herausbildung zivil- 
gesellschaftlicher Strukturen: Während 
das zerfallende zaristische Russland 
noch durch einen „Bewegungskrieg“ im 
Sturm zum Einsturz gebracht werden 
konnte, sei im Westen angesichts ande- 
rer Formen politischer Macht ein „Stel- 
lungskrieg“ in den „Schützengräben“ 
der Zivilgesellschaft erforderlich. 
Gramsci tarnte unter den Zensurbedin- 
gungen der Haft seine Ausführungen 
oftmals in einer militärischen Sprache. 
Politische Hegemonie, Vorherrschaft, 
basiere auf einer „Kombination von 
Zwang und Konsens“. Während eine 
„Diktatur ohne Hegemonie“ Ergebnis 
einer „passiven Revolution“, also einer 
gewaltsamen Machtergreifung ohne ak- 
tive Massenzustimmung sei, erfordere 
eine aktive Revolution einen „organi- 
schen Konsens“. Dies meint hier die Fä- 
higkeit einer Klasse, über ihre eigene 
Beschränktheit hinaus einen klassen- 
übergreifenden Konsens zur gesell- 
schaftlichen Veränderung durch das Er- 
langen politisch-kultureller Hegemonie 
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herzustellen: „politische Herrschaft + 
Zivilgesellschaft, das heißt Hegemonie, 
gepanzert mit Zwang“, so steht es in ei- 
ner berühmten Passage der Gefängnis- 
hefte. In ihrer Habilitationsschrift über 
die Staatstheorie des italienischen Mar- 
xismus weist die 2020 verstorbene Poli- 
tikwissenschaftlerin Karin Priester auf 
die besondere Bedeutung des „integra- 
len Staatsbegriffs“, der Zusammenfas- 
sung von bürgerlicher und politischer 
Gesellschaft, bei Gramsci hin: „Die Not- 
wendigkeit, schon vor der Machtergrei- 
fung ‚führend‘ zu sein, d.h. die ideologi- 
sche, intellektuelle und moralische 
Führung der Bourgeoisie in Frage zu 
stellen und ein Bündnissystem führen 
zu können,“ so Priester, „ergibt sich aus 
den Kampfbedingungen der westlichen 
Länder.“ Gramsci verweist in seiner He- 
gemonietheorie auf die Notwendigkeit 
zur Erlangung der „Vorherrschaft“ im 
„Alltagsverstand“, also das Ringen um 
Einfluss auf die öffentliche Meinung, 
um Narrative und Deutungen kulturel- 
ler Traditionen. Er bemüht sich hierbei 
um die Formulierung einer Theorie der 
Politik, der Gesellschaft und des Staates 
unter marxistischen Voraussetzungen 
— seine Gefängnishefte liefern Lichtbli- 
cke und Anknüpfungspunkte für eine 
Erweiterung marxistischer Theorie un- 
ter den Bedingungen verfestigter kapi- 
talistischer Herrschaftsverhältnisse. 


Neo- und 
Post-Gramscianismus 

Gramscis Schriften dienten als eine Art 
Steinbruch, aus dem sich Linke unter- 
schiedlicher Couleur scheibchenweise 
zur Weiterentwicklung marxistischer 
Theorie bedienten. Nicht nur seine He- 
gemonie-Theorie lieferte dazu Anlass, 
auch etwa seine Ausführungen zu 
„Amerikanismus und Fordismus“ gel- 
ten als wegweisende Ausgangsüberle- 
gungen zum Verständnis historisch- 


hegemonialer Formen kapitalistischer 
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Regulation. Vor dem Hintergrund der 
sich damals herausbildenden Taylori- 
sierung erkannte Gramsci im Fordis- 
mus das Emporkommen einer neuen 
Form kapitalistischer Regulationswei- 
se. Taylorismus bezeichnet das Prinzip 
der Steigerung der Produktion durch 
Zerlegung in mechanisierte Abschnitte 
nach einem durch Frederick Winslow 
Taylor entwickelten „Scientific Ma- 
nagement“ in den Automobilwerken 
des amerikanischen Industriellen und 
glühenden Antisemiten Henry Ford. 
Gramscis Ausführungen zu diesen Ent- 
wicklungen waren Ansatzpunkte zur 
Entwicklung neomarxistischer Staats- 
theorien: Die sogenannte Regulations- 
schule in Frankreich entwickelte da- 
raus ebenso analytische Werkzeuge 
zum Verständnis der Funktionsweise 
kapitalistischer Herrschaft wie hierzu- 
lande der Politikwissenschaftler Joa- 
chim Hirsch in seiner materialistischen 
Staatstheorie sowie — nach dem Beginn 
neoliberaler Deregulierung — in seiner 
Auseinandersetzung mit dem „Postfor- 
dismus“. Weiterentwicklungen hat ein 
solcher Ansatz in der Theorie interna- 
tionaler Beziehungen sowie der Inter- 
nationalen Politischen Ökonomie durch 
Robert W. Cox, Steven Gill, Hans-Jürgen 
Bieling oder Sonja Buckel erhalten. 
Auch im Feld postmarxistischer post- 
strukturalistisch geprägter Theorie 
galt und gilt immer noch Gramsci als 
Stichwortgeber. Einflussreich war im 
Kontext der Debatte um Populismus 
insbesondere die nicht unumstrittene 
Hegemonie- und Diskurstheorie der 
Politikwissenschaftler*innen Ernesto 
Laclau und Chantal Mouffe: Hier geht 
es um die Frage der diskursiven Konsti- 
tuierung von Identitäten durch die 
Wiederbelebung des Gegensatzes von 
rechts und links. Die Klassenidentität 
würde demzufolge in einem diskursi- 
ven Akt durch die Wiederbelebung der 


Auseinandersetzung um Rechts/Links 


Seite 53 





HIINTERGRUND 


sowie Oben/Unten geformt. Eine Neu- 
bestimmung des Verhältnisses von Dis- 
kurs, Macht und Hegemonie angelehnt 
an die Ausführungen Gramscis unter- 
nahm jüngst auch die Politikwissen- 
schaftlerin und ak-Redakteurin Lene 
Kempe: Sie beleuchtet den oft repressi- 
ven, zuschreibenden Charakter von Dis- 
kursen um Hegemonie, indem Narrati- 
ve — etwa „Exportnation Deutschland“ 
— zur Bewältigung ökonomischer Kri- 
sen einer kritischen Prüfung unterzo- 
gen werden. Zugleich wird dort diskur- 
sives Handeln als politische Ressource 
im Hinblick auf Veränderung unter- 
sucht. 


Ein analytisches Werkzeug für rechte Theorie? 


Rechte Verballhornung 

Die extreme Rechte instrumentalisiert 
Gramscis Schriften durch pseudointel- 
lektuelle Taschenspielertricks: „Intellek- 
tuelle Vorherrschaft“ ist dort ein 
Schlagwort zur Aufwertung eigener in- 
haltlich schlichter Bedeutsamkeit. Die 
Versuche eines ziegenmelkenden Salon- 
faschisten, sich mit schlichten Kopier- 
versuchen linker Agitprop-Aktionen ein 
Denkmal zu setzen, sind genauso billig 
wie die Inszenierungen des AfD-Bundes- 
tagsabgeordneten und Sloterdijk-Schü- 
lers Marc Jongen, sich als rechter „Par- 
teiphilosoph“ zu inszenieren. Um es klar 


zu sagen: Die Rechte hat in Bezug auf 


Tipps zur vertiefenden Lektüre: 


Gramsci nichts zu bieten. Ihr hierbei in- 
haltliche Aufmerksamkeit zuteilwerden 
zu lassen, ermöglicht ihr, inhaltliche Re- 
levanz zu beanspruchen. Die Literatur- 
wissenschaftlerin Sabine Kebir verwies 
deshalb auf die Notwendigkeit einer Of- 
fensive linker Kultur- und Wissen- 
schaftspolitik, um die Diskurspiraterie 
der Rechten wirkungsvoll dekonstruie- 
ren und unterbinden zu können. Die 
Schriften Gramscis liefern hierzu wert- 


volle Grundlagen. 


Johannes Bellermann: Gramscis politisches Denken. Eine Einführung, Schmetterling Verlag, 
Reihe theorie.org, Stuttgart 2021, 216 Seiten, 12 € 


Sonja Buckel/Andreas Fischer-Lescano (Hg.): Hegemonie gepanzert mit Zwang. Zivilgesellschaft und 


Politik im Staatsverständnis Antonio Gramscis, Nomos Verlag, Baden-Baden 2007, 209 Seiten, 29 € 


Sabine Kebir: Dekonstruktion von Wackelkandidaten und Diskurspiraten. Gramsci, Brecht und 


Anverwandlung linker Signifikanten durch rechte Politik, in: Regina Wamper/Helmut Kellershohn/Martin Dietzsch 


(Hg.): Rechte Diskurspiraten. Strategien der Aneignung linker Codes, Symbole und Aktionsformen, 
Edition DISS, Münster 2010, 288 Seiten, 20 €, S. 54—79 


Sabine Kebir: Antonio Gramscis Zivilgesellschaft. Alltag — Ökonomie — Kultur — Politik, VSA-Verlag, Hamburg 1991, 


256 Seiten, antiquarisch (s. auch: http://www.max-stirner-archiv-leipzig.de/dokumente/ 


KebirKulturkonzeptionGramscis.pdf) 


Lene Kempe: Die diskursive Seite hegemonialer Ordnungen. Eine Neubestimmung des Verhältnisses von 
Diskurs, Macht und Hegemonie, Verlag Westfälisches Dampfboot, Münster 2021, 236 Seiten, 26,00 € 


Karin Priester: Studien zur Staatstheorie des italienischen Marxismus: Gramsci und Della Volpe, 


Campus Verlag, Frankfurt/New York 1981, 241 Seiten, antiquarisch 


Perry Anderson: Über den westlichen Marxismus, Syndikat Verlag, Frankfurt a.M. 1976, 187 Seiten, antiquarisch 


„.und natürlich Gramscis gesammelte Gefängnisschriften beim Argument Verlag! 
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Von Maximilian Pichl 


Das Drama an Polens Grenze 


Europas Abschied vom Asylrecht 


Vorwort der LOTTA-Redaktion: Bei dem folgenden Artikel handelt es sich 
um eine Zweitveröffentlichung eines von Maximilian Pichl in der Aus- 
gabe Januar 2022 der „Blätter für deutsche und internationale Politik“ 
veröffentlichten Beitrags — mit freundlicher Genehmigung des Autors 
und der „Blätter“. Vor dem Hintergrund der Situation an der polnisch-be- 
larussischen EU-Außengrenze beleuchtet Maximilian Pichl den Zustand 
des europäischen Asylrechts. Die Quellenhinweise in Form von Fußnoten 
sind nicht enthalten, können aber online auf der Homepage der „Blät- 
ter“ (https://www.blaetter.de) nachgelesen werden. Auf den Seiten 56 
und 57 findet ihr zudem ein von Britta Kremers geführtes Interview mit 
einer polnischen No-Border-Aktivistin, die in der Unterstützungsarbeit 
für die an der polnisch-belarussischen Grenze festsitzenden Geflüchte- 
ten engagiert ist. 

Im Jahr 2021 feierte die Staatengemein- den Flüchtlingsschutz. Die mittlerweile 
schaft das 70-jährige Jubiläum der Genfer von 149 Staaten unterzeichnete Konventi- 
Flüchtlingskonvention — das bis heute on entstand im Jahr 1951 in Reaktion auf 


wichtigste internationale Dokument für die millionenfachen Fluchtbewegungen in 
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Europa infolge des nationalsozialistischen 
Terrors, den fehlenden Willen der inter- 
nationalen Staatengemeinschaft, den eu- 
ropäischen Jüdinnen und Juden Schutz zu 
gewähren, und die damit zusammenhän- 
gende Rechtlosigkeit von Geflüchteten. 
Heute jedoch wird die Gültigkeit der Kon- 
vention ebenso wie ihre Umsetzung in eu- 
ropäisches Recht grundsätzlich infrage 
gestellt: An den europäischen Außengren- 
zen werden Schutzsuchende immer öfter 
brutal abgewiesen, und ihnen wird ein in- 
dividuelles Asylverfahren verwehrt. Die 
Eskalation der Situation an der polnisch- 
belarussischen Grenze im Oktober und 
November 2021 markiert eine besonders 
dramatische Episode dieser systemati- 
schen Politik der Entrechtung. Schon im 
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November waren dort laut Zählung der 
taz insgesamt 13 Menschen gestorben. 
Statt jedoch die humanitäre Notlage zu 
beenden, sprechen die EU-Mitgliedstaa- 
ten von einem „hybriden Krieg“, den der 
belarussische Machthaber Alexander Lu- 
kaschenko mittels der „Migranten“ füh- 
ren würde. Zwar verfolgt dieser mit dem 
Durchwinken der Geflüchteten tatsäch- 
lich handfeste politische Interessen, näm- 
lich das Ende der EU-Sanktionen gegen 


sein Land. Die EU wiederum ist angesichts 


Das Interview führte Britta Kremers 


„Bis alle in Sicherheit sind 


der Tatsache, dass in der Vergangenheit 
alle Bemühungen einer innereuropäi- 
schen Umverteilung von Asylsuchenden 
gescheitert sind, in dieser Frage leicht er- 
pressbar. Dennoch dient das Bedrohungs- 
szenario von der hybriden Kriegsführung, 
das angesichts von einigen Tausend 
schutzsuchenden Geflüchteten an der 
Grenze gezeichnet wird, den EU-Regie- 
rungen vor allem als Rechtfertigung, um 
sich ihrer rechtsstaatlichen Verantwor- 


tung zu entledigen. 


Europas Abschied vom Asylrecht 


Rechtliche Betrachtung 
Rechtlich betrachtet ist die Situation an 
der polnisch-belarussischen Grenze ei- 
gentlich recht einfach zu bewerten: 
Pushbacks — also die Zurückweisung von 
schutzsuchenden Menschen an der Gren- 
ze ohne ein individuelles Verfahren — 
sind nach Europa- und Völkerrecht ver- 
boten. An dieser Rechtslage ändert auch 
das neue polnische Gesetz vom Oktober 
2021 nichts, demzufolge die Grenz- 


schutzkommandeure Geflüchtete umge- 


“u 
| 


Interview mit einer polnischen No-Border-Aktivistin 


Seit dem Sommer 2021 ist die EU-Au- 
Bengrenze zwischen Polen und Belarus 
zu einer Falle für Geflüchtete gewor- 
den. Auf der polnischen Seite hat die 
Regierung das Grenzgebiet zur Sperrzo- 
ne erklärt, die von Auswärtigen nicht 
betreten werden darf, auch nicht von 
Journalist*innen und Hilfsorganisatio- 
nen. Wir sprachen mit Angie, die in der 
No-Border-Bewegung und der Unter- 
stützung von geflüchteten Menschen 
an der polnisch-belarussischen Grenze 
aktiv ist. 


Magst du dich und deine Gruppe kurz 
vorstellen? Was ist euer Anliegen und 
wie sieht eure Arbeit aus? 


Wir sind Aktivisten und Aktivistinnen, 
die an der polnisch-belarussischen 
Grenze arbeiten. Wir sind eine der No- 
Border-Gruppen, aber eigentlich arbei- 
ten hier alle zusammen. Formelle Grup- 


pen mit informellen Gruppen und Ein- 
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zelpersonen. Unsere Arbeit besteht 
hauptsächlich darin, humanitäre Hilfe 
und Unterstützung bei der Beschaffung 
von Lebensmitteln, Kleidung und Medi- 
kamenten zu leisten. Da diese Situation 
für uns neu ist und wir noch nicht viel 
Erfahrung mit der No-Border-Bewegung 
in Polen haben, sind wir noch dabei, 
Strukturen aufzubauen und Aktionsfor- 
men zu entwickeln. Dabei übernehmen 
wir viele Aufgaben gleichzeitig. Einige 
von uns erledigen eher häusliche Dinge 
wie die Zubereitung von Lebensmitteln, 
die Bestellung und das Packen von Not- 
fallsets. Andere organisieren Sammlun- 
gen, übersetzen oder kümmern sich um 


Logistik und Kommunikation. 


Wie ist die aktuelle Situation der 
Geflüchteten im Grenzgebiet? 


Wir haben derzeit etwas weniger An- 
drang an der Grenze. Aber die Situation 


ist immer noch schwierig. Die Tempe- 


raturen sind niedrig, und es schneit 
oder regnet häufig. Auch das Gelände 
ist nicht einfach: Podlasie besteht größ- 
tenteils aus Wald, sumpfigem Gelände 
und ist schwer zugänglich. Die Ausgabe 
von warmer Suppe und Kleidung hält 
die Menschen am Leben. Die Menschen 
sind oft erschöpft vom wochenlangen 
Herumirren im Wald, bei sehr kalten 
Temperaturen und ohne ausreichende 
Nahrung und Getränke. Die meisten von 
ihnen haben mehrfach Pushbacks er- 
fahren. Sowohl auf der belarussischen 
Seite der Grenze als auch auf der polni- 
schen Seite erleben die Menschen Ge- 
walt durch Armee und Polizei. Ihre Te- 
lefone werden absichtlich zerstört. Wir 
wissen, dass auf der belarussischen Sei- 
te Soldaten den Migrantinnen und Mig- 
ranten Wasser, Lebensmittel, Zigaretten 
oder die Möglichkeit, ihre Handys auf- 
zuladen, zu absurd hohen Preisen an- 
bieten und so an den Geflüchteten ver- 


dienen. Zum Beispiel wird Wasser in 
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hend des Landes verweisen dürfen. Denn 
Polen ist als EU-Mitgliedstaat an das hö- 
herrangige europäische Recht gebunden 
und kann diese Verpflichtungen nicht 
durch nationale Regelungen umgehen. 
Auch das höchst umstrittene Urteil des 
Europäischen Gerichtshofes für Menschen- 
rechte (EGMR) zu Zurückweisungen an 
der spanisch-marokkanischen Grenze 
aus dem Februar 2020 bietet der polni- 
schen Regierung keinen Freifahrtschein: 
Laut dem EGMR dürften Zurückweisun- 


Flaschen für 100 Dollar verkauft. Es gibt 
auch Hinweise auf Menschen- und Or- 
ganhandel. Ein zusätzliches Problem 
sind die von der belarussischen Regie- 
rung verbreiteten Fehlinformationen, 
die die Öffnung der Grenze oder die 
Rückkehr aller, die dies wünschen, ver- 
sprechen. In der Praxis wissen wir, dass 
die Menschen an der Grenze festsitzen 
und oft nicht einmal die Möglichkeit ha- 
ben, nach Minsk zurückzukehren. Wir 
haben auch von Wechselstuben gehört, 
die Falschgeld verkauften, wodurch die 
Menschen alles verloren haben, was sie 
bei sich hatten. 


Welche Möglichkeiten habt ihr über- 
haupt, den Menschen zu helfen, und mit 
welchen Gefahren ist das verbunden? 
Wart ihr bereits staatlicher Repression 
oder gar Angriffen ausgesetzt? 


Da es an der polnischen Grenze eine 
Sperrzone gibt, was bedeutet, dass 
Hilfsorganisationen bei Strafe nicht hi- 
neingelassen werden, wird die gesamte 
Last der Unterstützung in dieser Region 
auf die Bewohnerinnen und Bewohner 
abgewälzt. Außerdem wird die Unter- 
stützung der Geflüchteten von den Be- 
hörden durch die Einrichtung von Kon- 
trollpunkten auf den Straßen er- 
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gen nur erfolgen, wenn die betroffenen 
Personen die Grenze gewaltsam und in 
einer großen Gruppe überwinden wollen 
und sie zugleich legale Zugangswege 
meiden. Aber Polen hat gerade keine 
Möglichkeit für Schutzsuchende geschaf- 
fen, legal an der Grenze einen Asylantrag 
zu stellen. 

Für die Geflüchteten an der Grenze 

hat diese Rechtslage jedoch in der Praxis 
kaum einen Wert. Polen hat den Grenz- 


raum militärisch abgesichert, und die 


schwert. Es wird gefragt, wohin man 
fährt, die Autos werden kontrolliert, 
wodurch Zeit verloren geht. Das Risiko, 
strafrechtlich verfolgt zu werden, ist 
groß. Es gab bereits Verhaftungen we- 
gen Hilfeleistungen, die meisten ende- 
ten mit Geldstrafen und unbegründeter 
Inhaftierung auf der Polizeiwache. In ei- 
nem der Stützpunkte der Aktivist*innen 
gab es eine Polizeirazzia, bei der die ge- 
samte Ausrüstung beschlagnahmt und 
alle Anwesenden verhört wurden. 


Wie reagieren die Menschen, die in 
Grenznähe leben? Gibt es von dort auch 
Unterstützung? 


Das ist schwer zu sagen, denn wie über- 
all sind die Menschen völlig unter- 
schiedlich. Podlasie ist eine recht kon- 
servative Region, so dass wir auch mit 
Nationalisten zu tun hatten. Es gab auch 
eine Situation, in der Nazis Migrantin- 
nen und Migranten geschlagen und aus- 
geraubt haben. Andererseits wird ein 
großer Teil der Hilfe von den Anwohne- 
rinnen und Anwohnern selbst organi- 
siert. Ohne ihre Arbeit wäre das, was 
jetzt geschieht, nicht möglich. Einige 
der Älteren in der Region erinnern sich 
noch an die Zeit, als sie den Juden und 
Jüdinnen auf ähnliche Weise halfen. 
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polnische Asylpraxis ist von enormer 
Willkür geprägt, wie die Rechtsanwältin 
Marta Görczynska berichtet. Auch Jour- 
nalisten und Menschenrechtsbeobach- 
tern wird kein Zugang in die Grenzregion 
gestattet. Doch ohne eine Dokumentati- 
on der Vorfälle lassen sich Pushbacks vor 
Gericht nur schwer beweisen. Aufgrund 
der rigiden Kontrollen wird den Geflüch- 
teten zugleich der Zugang zu Rechtsbe- 
ratung und -vertretung verwehrt. Damit 


aber fehlt ihnen eine wichtige Voraus- 


Welche Möglichkeiten gibt es, eure Arbeit 
von Deutschland aus zu supporten? 


Wir bekommen bereits viel Unterstüt- 
zung aus Deutschland. Was trivial ist, 
aber sehr notwendig, ist natürlich die Be- 
schaffung von Geld. Darüber hinaus ver- 
suchen wir, viele Gruppen und Organisa- 
tionen in die Verbreitung von Informa- 
tionen, die Organisation von Übersetzun- 
gen und juristischer, aber auch materiel- 
ler Unterstützung in Form von Kleidung, 
Telefonen und so weiter einzubeziehen. 


Möchtest du abschließend noch etwas sa- 
gen, was dir wichtig ist? 


Wir werden versuchen, diese Unterstüt- 
zungsarbeit so lange zu leisten, bis alle 
in Sicherheit sind! 


Vielen Dank für das Interview. 


Anmerkung der 
LOTTA-Redaktion: 

Kontaktieren könnt ihr die Unterstüt- 
zer*innen unter der E-Mail-Adresse 
grenzehilfe@riseup.net. Wenn ihr etwas 
spenden möchtet, könnt ihr hier auch 
erfahren, welches Konto ihr dafür nut- 


zen könnt. 
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setzung, um ihre Rechte vor Gericht ein- 


klagen zu können. 


Die Verantwortung der EU 
Dass an der Grenze eine „Black Box“ er- 
richtet wird, ist jedoch keine polnische 
Besonderheit: Die Innenminister der EU 
versuchen seit langem, die Anwendung 
des geltenden Rechts zu umgehen, sei es 
an der griechischen, der italienischen 
oder der spanischen Grenze. Dahinter 
steht das Kalkül, die Durchsetzung des 
Rechts so schwer wie nur möglich zu ge- 
stalten. Dass die polnische Regierung für 
ihre Abriegelung der Grenze — 

geplant ist unter anderem eine 5,5 Meter 
hohe und 140 Kilometer lange Stahlbar- 
riere — Beifall und Solidaritätsbekun- 
dungen aus vielen EU-Mitgliedstaaten 
und auch von führenden deutschen 
Politikern erhalten hat, trägt zur 
Unterstützung dieser Politik der Ent- 
rechtung bei. 

Was an der polnischen Grenze passiert, 
liegt in mehrfacher Hinsicht in der Ver- 
antwortung der Europäischen Union. Die 


EU-Kommission und viele Mitgliedstaa- 





ten betrachten die visafreie Einreise von 
Geflüchteten über den Flughafen von 
Minsk als den Versuch, die EU zu erpres- 
sen. Doch wenn sich die EU in einer Lage 
befindet, in der sie durch autoritäre 
Machthaber auf diese Weise unter Druck 
gesetzt werden kann, so hat sie das selbst 
zu verantworten. Seit mehr als dreißig 
Jahren werden schrittweise alle legalen 
Fluchtwege in die EU, ob zu Land, per 
Flugzeug, über das Mittelmeer oder per 
direkter Aufnahme aus dem Ausland, 
versperrt. Schutzsuchende werden so re- 
gelrecht dazu gezwungen, illegale Wege 
zu beschreiten. 

Verantwortungslos handelt die EU auch 
in ihrem Umgang mit der polnischen Re- 
gierung. Die EU-Kommission ist die „Hü- 
terin der Verträge“ und müsste auch das 
in Artikel 18 der EU-Grundrechtecharta 
kodifizierte individuelle Asylrecht ver- 
teidigen. Vorrangig sicherte die Kommis- 
sion der polnischen Regierung jedoch 
eine solidarische Unterstützung bei der 
Grenzabwehr zu. Auf einem Treffen Mit- 
te November verständigten sich die EU- 
Außenminister zudem darauf, mit den 
Herkunftsländern der Geflüchteten Ver- 
einbarungen zu ihrer Rückkehr zu tref- 
fen, ohne vorher ihre Asylgesuche anzu- 
hören. Ein fundamentales Prinzip der 
Genfer Flüchtlingskonvention, das in Ar- 
tikel 33 verankerte Prinzip der Nichtzu- 
rückweisung in eine Situation der un- 
menschlichen Behandlung, ist mit dieser 
Entscheidung faktisch umgangen wor- 
den. 

Der ehemalige deutsche Außenminister 
Heiko Maas (SPD) verteidigte diese Linie 
nach dem Treffen der EU-Außenminister 
in den „Tagesthemen“: Den polnischen 
Zaunbau bezeichnete er darin zwar als 
nicht „schön“, aber man müsse schließ- 
lich Bedingungen für eine geordnete Mi- 
gration schaffen. Den Hinweis der Mode- 
ration, dass jeder Mensch ein Recht da- 
rauf habe, einen Asylantrag zu stellen, 


wehrte er mit der angeblich fehlenden 
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„Aufnahmebereitschaft“ in Europa ab 
und behauptete außerdem, bei den Men- 
schen an der Grenze handele es sich 
nicht um „politische Flüchtlinge“. Damit 
stellte der deutsche Außenminister das 
Prinzip des Rechtsstaates auf den Kopf: 
Denn ob jemand verfolgt ist, kann erst 
nach einem individuellen Verfahren fest- 
gestellt werden. 

Große Teile der EU dulden den Zaunbau 
und illegale Pushbacks oder unterstüt- 
zen das gar aktiv, weil sie eine problema- 
tische Analyse teilen. Demnach könnten 
autoritäre Parteien wie die AfD oder der 
französische Rassemblement National aus 
der Aufnahme von Geflüchteten politi- 
sches Kapital schlagen. Eine harte Migra- 
tionspolitik hingegen würde zugleich die 
politischen Freiheiten, darunter die Bin- 
nenfreizügigkeit, innerhalb der EU ver- 
teidigen. Doch diese These ist angesichts 
der tatsächlichen Konsequenzen des bru- 
talen Grenzregimes nicht haltbar. 
Gerade die Lage an der polnisch-belarus- 
sischen Grenze demonstriert eindrück- 
lich, dass der Abbau von Rechtsstaatlich- 
keit an den EU-Außengrenzen mit einem 
Abbau von Rechtsstaatlichkeit und der 
Beschneidung von Bürgerrechten im In- 
nern einhergeht. Denn die Verweigerung 
einer unabhängigen Presseberichterstat- 
tung aus der Grenzregion verhindert 
nicht nur, dass Geflüchtete ihre Rechte 
wahrnehmen können, sondern berührt 
auch die Bürger- und Menschenrechte 
europäischer Journalisten. Ohnehin geht 
die polnische PiS-Regierung, die aktiv an 
einer Entmachtung der unabhängigen 
Justiz und einer Einschüchterung der Zi- 
vilgesellschaft arbeitet, gestärkt aus die- 
sem „Grenzspektakel“ hervor. Noch Mit- 
te des Jahres 2021 hatte die EU-Kommis- 
sion den Mechanismus zur Einhaltung 
der Rechtsstaatlichkeit gegenüber Polen 
verschärft und der Europäische Gerichtshof 
Strafsanktionen verhängt. Nun aber 
sieht sich die rechtskonservative Regie- 


rung durch die Unterstützung bei der 
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Europas Abschied vom Asylrecht 


Grenzabschottung in ihrem repressiven 
Kurs bestätigt. Ähnliches lässt sich in 
Ungarn beobachten: Seit 2015 hat die Re- 
gierung von Viktor Orbän systematisch 
die Arbeit von ungarischen Menschen- 
rechts- und Anwaltsorganisationen er- 
schwert und kriminalisiert. Obgleich der 
Europäische Gerichtshof im November 2021 
das sogenannte „Stop Soros“-Gesetzes- 
paket für europarechtswidrig erklärte, 
mit dem die Regierung Anwälten von Ge- 
flüchteten sogar mit Gefängnisstrafen 
drohte, lenkt Budapest nicht ein. Zuge- 
ständnisse in der Flüchtlingsfrage an na- 
tionalistische Kräfte tragen daher nicht 
zur Stabilisierung der europäischen 
Rechtsgemeinschaft bei, sondern erwei- 
tern stattdessen die Handlungsspielräu- 


me für autoritäre Politik. 


Die Politik der Zäune 

Anfang Oktober 2021 schrieben acht ost- 
europäische Innenminister und ihre 
Amtskollegen aus Österreich, Dänemark 
und Griechenland einen Brief an die EU- 
Kommission. Sie sprachen sich darin für 
einen stärkeren Grenzschutz aus, der 
auch die Errichtung „physischer Barrie- 
ren“ umfassen soll. Dabei ist diese längst 
in vollem Gange: Insgesamt 18 Zäune ste- 
hen aktuell an den europäischen Außen- 
grenzen, 14 davon haben die EU-Mit- 
gliedstaaten erst seit 2015 errichtet. Laut 
einer Stellungnahme des juristischen 
Diensts des Europäischen Rates ist es sogar 
möglich, „physische Infrastrukturen“ 
zum Grenzschutz aus EU-Mitteln zu fi- 
nanzieren. Folgt die europäische Politik 
fortan dieser Auffassung, gegen die sich 
die EU-Kommission bislang positionier- 
te, könnte neben die bisherige europä- 
isch koordinierte Politik der Lager nun 
also eine Politik der Zäune treten. Damit 
aber stehen das europäische Asylrecht 
beziehungsweise der Zugang von Schutz- 
suchenden zum europäischen Rechts- 
raum grundsätzlich zur Disposition. Auf 


EU-Ebene treibt die Kommission ihren 
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„New Pact on Migration and Asylum“ vo- 
ran, der die Auslagerung der Flüchtlings- 
aufnahme an die Außengrenzen fortset- 
zen wird. Gewaltsame Pushbacks werden 
dabei von den Innenministerien teilwei- 
se sogar offensiv verteidigt. Die Rede 
von „hybriden Kriegen“ legitimiert eine 
solche Politik: Wer sich nicht mit Men- 
schen, sondern mit „menschlichen Waf- 
fen“ konfrontiert sieht, greift auch 
schneller zu gewaltsamen Mitteln. 

Die Ampel-Koalition bekennt sich in ih- 
rem Koalitionsvertrag zwar dazu, „die il- 
legalen Zurückweisungen und das Leid 
an den Außengrenzen“ zu beenden. Auf 
welche Weise dies geschehen soll, bleibt 
jedoch unklar. Erwähnt wird nur der un- 
konkrete Vorschlag, „rechtsstaatliche 
Migrationsabkommen mit Drittstaaten 
im Rahmen des Europa- und Völker- 
rechts“ zu schließen, möglicherweise 
nach dem Vorbild des EU-Türkei-Deals. 
Einen solchen Vorschlag hatten bereits 
einige SPD-Politiker zur Entschärfung 
der Lage an der polnisch-belarussischen 
Grenze ins Spiel gebracht. Sie fassten die 
Ukraine als Aufnahmeland ins Auge, 
hatten jedoch offenbar vorher nicht mit 
Kiew gesprochen. Andrij Melnyk, der 
ukrainische Botschafter in Deutschland, 
konterte den Vorschlag auf Twitter denn 
auch mit den Worten: „Diesem zyni- 
schen Angebot, die Ukraine zum Abstell- 
gleis für Migranten zu machen, hat Ky- 
Jiw bereits eine sehr klare Absage erteilt. 


Das einzige Angebot aus Brüssel und 























Berlin, das wir annehmen werden, ist 
die EU-Mitgliedschaft. Dann reden wir 
über Solidarität. Punkt.“ Die Externali- 
sierungspolitik der EU, also das Ausla- 
gern der asylpolitischen Verantwortung 
auf Drittstaaten, stößt offenbar an ihre 


Grenzen. 


Gegen jede Abschottungslogik 
Die politische und rechtsstaatliche Ant- 
wort auf die aktuelle Krise an der pol- 
nisch-belarussischen Grenze ist eigent- 
lich einfach: Würde man sich an euro- 
päisches und internationales Recht hal- 
ten, dürfte man die Geflüchteten an der 
Grenze nicht abweisen. Vielmehr müsste 
man sie in Europa aufnehmen, ihnen 
Rechtsbeistände zur Verfügung stellen 
und ihre Asylgesuche rechtsstaatlich 
prüfen. Die Bundesregierung könnte so- 
gar — wie auch im Sommer 2015 — auf 
dem Wege des humanitären Selbstein- 
trittsrechts nach der Dublin-III-Verord- 
nung die Asylverfahren der Betroffenen 
übernehmen. Damit würde nicht zuletzt 
auch Lukaschenko sein wichtigstes 
Druckmittel genommen. Doch diese 
rechtsstaatlichen Selbstverständlichkei- 
ten zählen nicht mehr. Deswegen bietet 
die reine Verteidigung von Rechtsstaat- 
lichkeit keine hinreichende Lösung der 
aktuellen humanitären Krise an den eu- 
ropäischen Außengrenzen. Es bedarf 
vielmehr einer politischen Gegenbewe- 
gung, die sich der Abschottungslogik in 


Europa offensiv entgegenstellt. 
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REZENSIONEN 


Von ALEXANDER HÄUSLER 


Faschisierung des Subjekts 


Emanuel Kapfin- 
ger entwickelt 
eine Theorie der 
Faschisierung des 
Subjekts anhand 
der Auseinander- 
setzung mit dem 
Philosophen Mar- 





tin Heidegger. 
Hierbei wird nicht bloß, wie schon oft 
publiziert, das Wirken des Philosophen 
in der NS-Zeit kritisch aufgegriffen, son- 
dern der Autor weist Heideggers faschis- 
tische Kontaminierung anhand von des- 
sen Ausführungen über die „Freiheit 
zum Tode“ nach: Die Angst vor dem Ver- 
lust der eigenen Identität in gesell- 
schaftlichen Krisensituationen führt 
beim faschistischen Subjekt zur Beja- 
hung der Bedrohung durch die Vernei- 
nung der eigenen Subjektivität („Liqui- 
dierung der eigenen Identität“) mittels 
der Unterordnung unter die — sowie das 
Kämpfen für die — Volksgemeinschaft. 
Kapfingers Auseinandersetzungen mit 
der „faschistischen Philosophie” fußen 
auf freudomarxistischen Ansätzen, auf 
frühen Schriften von Wilhelm Reich und 
der Kritischen Theorie (hier besonders 
von Erich Fromm). Zwar steht die Ausei- 
nandersetzung mit Heidegger im Zen- 
trum, doch der Autor liefert darüber hi- 
naus wertvolle Anregungen zur Ent- 
wicklung eines allgemeinen — und da- 
mit auch auf die heutige Zeit anwendba- 
ren — Modells zur Erklärung von Faschi- 
sierungsprozessen. Zur Differenzierung 
zwischen einem autoritätsgebundenen 
Charakter und einem faschistischen 
Subjekt verweist er auf die Autoritaris- 
musstudien der Kritischen Theorie, die 
er nicht für dienlich hält zur Erklärung 
einer faschistischen Persönlichkeit, da 
sie eben nicht den Faschismus, sondern 


die autoritäre Charakterstruktur analy- 
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sierten. Kapfingers Unterscheidung hat 
folgenschwere Konsequenzen für die 
Kennzeichnung extrem rechter Grup- 
pen. So fordert er die grundsätzliche 
Unterscheidung zwischen einem autori- 
tären völkischen Nationalismus und ei- 
nem Faschismus und illustriert diesen 
Unterschied am Beispiel des Röhm-Put- 
sches: Während die SA unter Ernst 
Röhm einen autoritär-völkisch-nationa- 
listischen Kurs verfolgt habe, sei die Er- 
mordung ihrer Führungsriege durch 
Hitler Ausdruck eines originär faschisti- 
schen Vernichtungswillens gewesen — 
die SA war demnach noch gar nicht fa- 
schistisch? Kapfinger überträgt seine 
Unterscheidung auch auf die heutige 
Zeit in Form einer Gegenüberstellung 
von AfD, Pegida und Querdenker*innen 
einerseits und dem faschistischen 
Rechtsterrorismus anderseits. Kern des 
Faschismus sei laut Autor der Vernich- 
tungswille, der im autoritären Charakter 
nicht notwendigerweise zum Ausdruck 
komme. Hier wird ein Problem absolut 
gesetzter analytischer Grenzziehungen 
in Kapfingers Faschismusdefinition 
deutlich: Historisch wie aktuell nach- 
weisbare reale und zum Teil fließende 
Übergänge von rechten autoritär-völ- 
kisch-nationalistischen Akteur*innen 
hin zu faschistischen Gewalt- und Ver- 
nichtungsoptionen lassen sich durch 
solche argumentativen Abgrenzungen 
nicht mehr erkennen und verstehen. 
Zwar relativiert der Autor im Schlussteil 
seine Abgrenzungen innerhalb der radi- 
kalen Rechten, was jedoch das Grund- 
problem seiner Argumentation nicht 
grundsätzlich aufhebt. Trotz dieser frag- 
würdigen Deutungen liefert das Buch in 
vielerlei Hinsicht äußerst anregende 
Denkansätze und Hintergrundinforma- 
tionen: Kapfinger gibt wertvolle Anstö- 


ße zur erneuten und vertiefenden Ausei- 


Faschisierung des Subjekts 


nandersetzung mit freudomarxistischer 
Faschismusdeutung sowie zur Hinterfra- 
gung oft rezitierter Interpretationen der 
Autoritarismusstudien und der Dialektik 
der Aufklärung von Horkheimer und 
Adorno. Zudem liefert der Autor aus 
marxistischer Sicht anregende Überle- 
gungen zum Zusammenhang von gesell- 
schaftlich-ökonomischer Krise und der 
Herausbildung faschistischer Subjekte, 
indem er die „Idee des Subjekts als einer 
historisch spezifischen Form des Men- 
schen unter bürgerlich-kapitalistischen 
Lebensbedingungen“ in das Zentrum 
seiner Gedanken zu rücken versucht. 
Kapfingers Buch ist anregend und ver- 
dient eine intensive Lektüre sowie eine 


breite Diskussion. 


Emanuel Kapfinger 

Die Faschisierung des Subjekts. 
Über die Theorie des autoritären 
Charakters und Heideggers 
Philosophie des Todes. 
Mandelbaum Verlag, 
Wien/Berlin 2021 

231 Seiten, 24 Euro 
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Auf den Spuren von Julius Hirsch / Rote Bergsteiger 


Von FANNY SCHNEIDER 


Auf den Spuren von Julius Hirsch 





Eine Broschüre 
De =) der Kulturstiftung 
se des DFB erzählt 
von Fußball-Pio- 
nier Julius Hirsch und von den Menschen, 


die wie er im März 1943 in das Konzentra- 


PRRu-T;: 











tions- und Mordlager Auschwitz ver- 
schleppt wurden. Im März 2018 besuch- 
ten Fußballfans, Aktive aus den DFB-Ver- 
einen und in Fanprojekten die Gedenk- 
stätte „Auschwitz“. 75 Jahre nach seiner 
Deportation und Ermordung widmeten 
sie sich der Lebensgeschichte von Julius 
Hirsch: geboren am 7. April 1892, Kauf- 
mann und populärer Linksaußen-Stürmer 
des Karlsruher Fußball-Vereins und der 
Spielvereinigung Fürth, ab 1911 Spieler in 
der Nationalmannschaft. Als Jude 1933 
ausgeschlossen aus der Sportwelt, in 
Zwangsarbeit erniedrigt und ausgebeutet, 
verschleppt im März 1943, ermordet in 
Auschwitz. 


Von JOHANNES HARTWIG 


Rote Bergsteiger 


Zwischen 1933 und 
1935 waren in den 
Grenzregionen der 
Sächsischen Schweiz 
und des Osterzgebir- 


ges zur Tschechoslo- 





wakei mehrere Grup- 
pen aus dem Bergsportmilieu im antifa- 
schistischen Widerstand aktiv. Sie 
schmuggelten illegale Literatur und Flug- 
blätter aus der Tschechoslowakei ins 
deutsche Reich und führten in die andere 
Richtung von den Nazis verfolgte Perso- 
nen auf der Flucht über die Grenze. 2009 
veröffentlichte das Alternative Kultur- und 
Bildungszentrum e.V. (AKuBiZ e.V.) aus Pir- 
na zusammen mit dem Dresdener Berg- 
sport-Historiker Joachim Schindler das 
Büchlein „Rote Bergsteiger. Unterwegs 
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Ein siebenköpfiges Redaktionsteam hat 
Konzept und Materialien dieses Gedenk- 
stättenworkshops nun dokumentiert und 
damit die Möglichkeit eröffnet, sich der 
Spurensuche von 2018 gewissermaßen 
nachträglich anzuschließen. Die Autor:in- 
nen richten ihr Augenmerk auf die Ge- 
schichte der „Fabrikaktion“ vom Frühjahr 
1943: der massenhaften, reichsweiten 
Verschleppung von jüdischen Zwangsar- 
beiter:innen in das Konzentrations- und 
Mordlager Auschwitz. Dabei folgt der 
Band dem Weg eines der Deportationszü- 
ge: Aus Stuttgart, Karlsruhe und Trier, aus 
Düsseldorf und Essen, aus Dortmund, Pa- 
derborn und Bielefeld, Hannover und 
Dresden verschleppten die Nazis am 1. 
März 1943 über 1.500 Menschen — unter 
ihnen Julius Hirsch. Wie Hirsch wurden 
die meisten von ihnen unmittelbar nach 
ihrer Ankunft am 4. März 1943 in Ausch- 


witz-Birkenau ermordet. 


auf ihren Spuren im Elbsandsteingebir- 
ge“, in dem die Aktivitäten, Personen und 
Gruppen des antifaschistischen Wider- 
standes aus dem Bergsportmilieu darge- 
stellt werden. Ende 2021 erschien nun 
eine zweite erweiterte Auflage mit verän- 
dertem Titel. Neu sind unter anderem die 
Kapitel über die Bergsteigerinnen Elisa- 
beth, Käthe und Margarete Hempel sowie 
die jüdische Bergsteigerin Ilse Frisch- 
mann, über das Schicksal von Helene 
Kirsch und Hans Dankner und über den 
tragischen Tod des Bergsteigers Josef 
Prautsch. Ergänzt wurde auch ein Kapitel 
zu den Fluchtwegen im Elbsandsteinge- 
birge und über den Erzgebirgskamm. Der 
Abschnitt über eines der „frühen“ Kon- 
zentrationslager in der Sächsischen 


Schweiz auf der Burg Hohenstein ist in 


REZENSIONEN 


In dreizehn eindrücklichen Porträts, flan- 
kiert von Zeitzeugnissen, von Überleben- 
den- und Augenzeug:innenberichten und 
Dokumenten fügt die Broschüre Perspek- 
tiven zusammen: Sie erzählt von einem 
Ausschnitt der Geschichte der Shoah und 
lässt uns zugleich erfahren, dass es wich- 
tig ist, Opfer und Überlebende in ihrer Ge- 
schichte als Lebende, als Menschen mit 
Berufen und Freundschaften, mit Famili- 
en und Liebesgeschichten, mit Musik und 
Sport, mit Weltlichkeit und Religiosität zu 


erinnern. 


DFB-Kulturstiftung (Hg.): 

Auf den Spuren von Julius Hirsch. Die De- 
portation nach Auschwitz im März 1943 
Frankfurt am Main 2021, 94 Seiten, 
kostenlos zu bestellen oder als Download 
unter: www.dfb.de/dfb-Kulturstiftung 
/publikationen/auf-den-spuren-von- 
julius-hirsch/ 


der Neuauflage zudem deutlich ausführli- 
cher als in der Erstauflage ausgefallen. 
Joachim Schindler und das AKuBiZ be- 
leuchten mit der Publikation einen heute 
fast vergessenen Teil des Widerstandes 
gegen den NS und leisten damit einen 
wichtigen Beitrag für eine antifaschisti- 
sche Geschichtspolitik und Erinnerungs- 
kultur. 


Joachim Schindler 

Rote Bergsteiger. Ihre Spuren in der Säch- 
sischen Schweiz und im Osterzgebirge. 
Alternatives Kultur- und Bildungszen- 
trum e.V. (AKuBiZ e.V.), 

Pirna 2021, 144 Seiten, 10 Euro 


Das Buch kann zzgl. Versandkosten unter 


kontakt@akubiz.de bestellt werden. 
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Antifa-Themenabend jeden letzten Dienstag im Monat 


INPUT 


PROGRAMM FEBRUAR BIS MAI 2022 





Di,, 22. Februar 2022, 19:30 Uhr, Düsseldorf 
Die AfD in NRW vor dem Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde? Eine Bestandsaufnahme 
mit Blick auf die Landtagswahlen im Mai 2022. Referent: Rainer Roeser (Freier Journalist). 


Di., 29. März 2022, 19:30 Uhr, Düsseldorf 
Neue Player, neue Formen: Aktuelle Entwicklungen in der Pandemieleugner*innen- 
und Impfgegner*innen-Bewegung am Beispiel Düsseldorfs. Referent*in: ReGA Düsseldorf. 


Di., 26. April 2022, 19:30 Uhr, Düsseldorf 

Elitär, männerbündisch und extrem rechts: Die „Deutsche Burschenschaft“ und die 
Düsseldorfer „Rhenania Salingia“ unter der Lupe. Referentin: Sonja Brasch (ZDM, Marburg). 
In Kooperation mit dem Referat gegen Faschismus des AStA der HHU. 


Di., 31. Mai 2022, 19:30 Uhr, Düsseldorf 
Victor Orbän und Ungarn als Vorbild: Zur zunehmenden Orbänisierung in der EU. 
Referent: Jörg Kronauer (Freier Journalist, London). 





Veranstalter: Antifaschistischer Arbeitskreis und AG INPUT, in Kooperation 
mit dem Antirassistischen Bildungsforum Rheinland (ABR) und SJD - Die Falken Düsseldorf 








Veranstaltet vom Arbeitskreis Gedenkstättenfahrten (NRW) 


Gedenkstättenfahrten 


Stigmatisierung, Entmenschlichung, Hessen, 24. April 2022: 
Täuschung und Vernichtung, Gedenkstätte Hadamar für die Opfer 
Widerstand und Selbstbehauptung, der NS-„Euthanasie“-Verbrechen. 
Erinnern und Gedenken Seminartag zur Vorbereitung: 23. April. 


Brandenburg, 7.-10. Juli 2022: 
Gedenkstätte Frauen-KZ Ravensbrück/ 
Gedenkort Jugend-KZ für Mädchen 
und junge Frauen Uckermark. 
Seminartag zur Vorbereitung: 11. Juni. 


BT TU TS PT PT BNIENPPH 
Prag — Lety — Lidice — 
Terezin/Theresienstadt. 
Seminartage zur Vorbereitung: 
25. und 26. Juni. 


[0.712 110) 1 ı Bf EBERLE LS 1 Ta PRIPPH 
Kontakt fürnähere bifos Warschau _ Lublin A Ya rd 
O ak-gedenk@gmx.net Sobibör — Treblinka — Warschau. 
% 01520 / 849 4450 Seminartag zur Vorbereitung: 30. Juli. 


